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Es ist offensichtlich, daß die Metallunternehmer auf Kollisionskurs gehen. In 
Baden-Württemberg wird deutlich, daß es den Unternehmern in den Schlich-

tungsverhandlungen nicht darauf an-
kam, ernsthaft mit der IG Metall zu 
verhandeln. Die Unternehmer gaben 
sich keine Mühe, die Tatsache zu ver-
schleiern, daß Lohnfragen Machtfra-
gen und darum politische Fragen sind. 
Die Metallarbeiter in Baden-Württem-
berg werden diese Herausforderung 
der Unternehmer annehmen müssen. 
Dabei kann es nicht mehr um die 
7,5 Prozent gehen, sondern um die 
ursprüngliche Forderung von 11 Pro-
zent. Schon diese Forderung war prak-
tisch ein Verzicht auf die Erhöhung 
des Realeinkommens und kann nur als 

Rücksichtnahme auf die sozialdemokratisch geführte Bundesregierung ange-
sehen werden. Weniger als 11 Prozent bedeutet nichts anderes, als daß die 
Slabilitätspolitik der Bundesregierung zu Lasten der Arbeiter und Angestellten 
geht, obgleich Bundeskanzler Willy Brandt auf dem 10. Gewerkschaftstag der 
IG Metall erklärte, daß die Bundesregierung nicht daran denke, ihre Stabili-
tätspolitik auf Kosten der Arbeiter durchzuführen.

Die zentrale Lenkung der regionalen Lohnverhandlungen durch die Spitzen-
organe der Metallunternehmer zielte zweifellos zunächst darauf ab, die ge-
scheiterten Lohnverhandlungen durch eine zentrale Schlichtung abzulösen, wo-
bei ein Vertreter der Bundesregierung als Schlichter aufzutreten hätte. Die 
Metallarbeiter dürfen sich auf keine derartigen Winkelzüge einlassen, die 
letzten Endes allein den Zweck verfolgen, die Kampfbereitschaft der Arbeiter 
und Angestellten, die in Baden-Württemberg in zahlreichen Warnstreiks zum 
Ausdruck kommt, zu zermürben. Die Ablehnung der Unternehmer hat zur Folge, 
daß die IG Metall nach den Worten ihres Bezirksleiters Bleicher unverzüglich 
eine Urabstimmung über Streikmaßnahmen durchführt. sr

\ÄJ ie von der IG Metall erwartet, hat der Verband baden-württembergischer 
w w Metallinduslrieller den Einigungsvorschlag der Schlichlungsstelle für 

Nordwürttemberg und Nordbaden abgelehnt. Der von dem ehemaligen baden- 
württembergischen Wirtschaftsminister und SPD-Landlagsabgeordnelen Dr. Veit 
gemachte Schlichlungsvorschlag sah eine 7,5prozentige Erhöhung der Tariflöhne 
und -gehälter vor mit einer siebenmonatigen Laufzeit bis zum 30. April 1972. 
Die IG Metall, Bezirksleitung Baden-Württemberg, hatte 11 Prozent mehr Lohn 
und Gehalt für 550 000 Arbeiter und Angestellte in Baden-Württemberg gefor-
dert, während die Unternehmer die Metallarbeiter mit einem „Angebot“ von 
4,5 Prozent provozierten. Die große Tarifkommission der IG Metall in Baden- 
Württemberg hatte schon vor Ablauf der Verhandlungsfrist dem Schiedsspruch 
zugestimmt.



Chancen für Entspannung Wähler

Sicherheitskonferenz sabotiert.

wickeln drohen.

Daraus kann es nur eine Schlußfolge-

UNO-Aufnahme Chinas und Westberlin-Verhandlungen 
Bonn muß zu weiteren Schritten gedrängt werden

Barzel zum Schaden von Demokratie 
und Frieden ihre Kräfte sammeln kön-
nen und auch neue gefährliche Ge-
meinsamkeiten zwischen der CDU/CSU

So wie die Aufnahme der Volksrepu-
blik China ein Erfolg und Fortschritt 
ist hin zur Universalität der UNO, so 
ist der Beschluß der Vollversammlung 
eine Niederlage des USA-Imperialis-
mus und zeigt den Bankrott einer 
Politik, die darauf gerichtet war und 
ist, den USA die Rolle eines Welt-
gendarms zuzuweisen. Die USA-Admi-
nistration mit ihrer Politik der Ein-
mischung in die Angelegenheiten an-
derer Völker mit ökonomischen und 
militärischen Mitteln wird in der Welt 
Zug um Zug zurückgedrängt und iso-
liert.

Die UNO-Vollversammlung faßte mit großer Mehrheit den Beschluß, die Rechte 
der Volksrepublik China in der UNO und allen ihren Organen voll herzu-
stellen und die Vertretung des Tschiang-Kai-schek-Regimes aus der UNO aus-
zuschließen. Dieser Beschluß hat in der Welt große Zustimmung gefunden. 
Gleichzeitig vollziehen sich auch in Europa und anderen Teilen der Welt Ent-
wicklungen, die dem Frieden dienen und neue Möglichkeiten der Friedens-
sicherung eröffnen.

Auf der internationalen Ebene tritt 
die Bundesregierung wie eh und je 
gegen die Aufnahme diplomatischer 
Beziehungen dritter Staaten zur DDR 
auf. Unter der Regie von SPD-Minister 
Helmut Schmidt wird der Rüstungs-
etat für 1972 um 3 Milliarden erhöht, 
die Dauerpräsenz der USA-Truppen 
zum Programmpunkt erhoben und die 
Einleitung konkreter Schritte für eine

Zwar kann man heute schon absehen, 
daß alle Finessen, 
und Störaktionen gegen Normalisie-
rung und Entspannung, so vor allem 
gegen die Inkraftsetzung der Verträge, 
scheitern werden, aber jede Zeitver-
zögerung geht zu Lasten unserer eige-
nen Bevölkerung in der BRD, da im 
Zwielicht noch unerfüllter Zusagen der 
Bundesregierung an die Regierung der 
Sowjetunion die Lasten für die NATO-

der Regierung zu verdrängen, um im 
Bundesrat die Ratifizierung der Ostver-
träge zu blockieren, nicht erreicht.

Das zeigt nicht nur der Beschluß der 
UNO betreffend China, sondern eben-
so die große Bewegung zur Beendi-
gung der militärischen Aggression der 
USA in Vietnam, das beweisen auch 
neue Entwicklungen in Europa: die 
Verträge von Moskau und Warschau, 
die Rahmenverträge über Westberlin, 
die verstärkte Bewegung für eine 
europäische Sicherheitskonferenz. Es 
sind dieses alles Tendenzen, die einer 
neuen Lage entsprechen, Folgerungen 
eines positiv veränderten Kräftever-
hältnisses.

Die Ausfüllung der Ramenverträge 
über Westberlin mit konkreten Ab-
machungen wird von der Regierung 
der BRD und dem Senat Westberlins 
mit unrealistischen Forderungen und 
Querschüssen belastet. So tritt die 
Regierung Brandt/Scheel immer noch 
mit der Anmaßung auf, bei der Rege-
lung der Beziehungen zwischen der 
BRD und der DDR handele es sich um 
innerdeutsche Fragen und nicht um 
solche völkerrechtlicher Art.

Mit einem Gewinn von rund 14 000 
Stimmen erzielte die DKP einen be-
merkenswerten Achtungserfolg. Die 
DKP führte den Wahlkampf mit der 
Zielsetzung, den Rechtskräften eine 
Niederlage zu bereiten. Die neo-
nazistische NPD als Partei des Groß-
kapitals ist nach dem Verlust von 
6,4 Prozent Stimmen aus dem Parla-
ment verschwunden, und die CDU hat

Die Bürgerschaflswahl in Bremen en-
dete mit einem Wahlsieg der SPD, der 
zwar erwartet wurde, aber in dieser 
Höhe überraschend war. Der Erfolg ist 
ohne Zweifel im wesentlichen auf die 
Einleitung einer realistischen Ostpoli-
tik durch die Regierung Brandt zu-
rückzuführen, wenngleich kommunal-
politische Fragen, wie z. B. die Aus-
einandersetzung mit der CDU und 
FDP über die Bremer Universität, eine 
bestimmte Rolle gespielt haben.

Parlament gewählt worden und mit 
ihnen verfügt die SPD im Stadtparla- 
ment über die absolute Mehrheit. Auch 
in den Eßlinger Kreistag wurde ein 

■ Vertreter der DKP gewählt, während 
die DFU, die lediglich in Heidenheim 
eine eigene Liste aufslellte, zwar 4,3 
Prozent der Wähler für sich gewinnen 

: konnte, aber kein Mandat erhielt.
Politik steigen und die innere Reak-
tion unter Führung von Strauß und Mjl dem Wahlausgang hat sich an der 

katastrophalen Finanzlage der Städte 
und Gemeinden nichts geändert. Nach 

I wie vor werden dringende soziale In- 
, , , . vestitionen unterbleiben müssen. Eineund der Führung der SPD sich zu ent-

rang geben: Normalisierung und Ent-
spannung müssen im Kampf durchge-
setzt werden. -jol-

Anderung wird erst dann möglich sein, 
wenn es den fortschrittlichen politi-
schen Kräften in der Bundesrepublik 
gelingt, eine fühlbare Verminderung 
der Rüstungslasten und eine gerech- 
tere Verteilung der öffentlichen Gel-
der zu erzwingen. H. S.
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Die Kommunalwahlen in Baden-Würt-
temberg haben diese Entwicklungs-
tendenz, die bereits bei der Bremer 
Bürgerschaflswahl sichtbar wurde, be-
stätigt: Die Rechtskräfte orientieren 
sich zunehmend auf die CDU. So ge-
wann die CDU vor allem die bis-
herigen Stimmen der NPD. Die FDP 
mußte ihre bisher stärkste Niederlage 
hinnehmen, und die SPD konnte ihre 
Position in den Kommunalparlamenten 
deutlich ausbauen. Der Rückgang der 
sogenannten „unpolitischen Wähler-
gemeinschaften" zeigt ferner, daß das 
Wahlverhalten politischer wurde.

In diesen Initiativen wird eine Seite 
der vom 24. Parteitag beschlossenen 
einheitlichen Politik sichtbar, die von 
drei Komponenten geleitet wird: den 
Frieden in der Welt zu sichern, das 
eigene gesellschaftliche System zum 
Kommunismus hin weiterzuentwickeln 
und alles zu tun, um das materiell-
kulturelle Leben der Menschen in der 
UdSSR zu entfalten.
2

Es sei hier noch einmal erinnert an 
das Friedensprogramm, das auf dem 
24. Parteitag der KPdSU beschlossen 
wurde. In diesem wurde bekanntlich 
u. a. die große Aufgabe gestellt, eine 
Weltabrüstungskonferenz herbeizu-
führen. Die Führung der KPdSU, 
Breshnew, Kossygin, Podgorni, Außen-
minister Gromyko und viele andere 
Persönlichkeiten der Sowjetunion er-
greifen auf internationalen Begeg-
nungen das Wort, um überall und 
immer Schritte zu initiieren, die den 
Frieden festigen und die Völker von 
den steil ansteigenden Rüstungsaus-
gaben befreien. In allen Zonen der 
Welt ist diese Initiative spürbar — 
in Indien, Nordafrika, Lateinamerika, 
in Kanada und Frankreich.

Der nach wie vor wirkende Anti-
kommunismus, der von CDU, FDP und 
SPD gemeinsam geschürt wurde, ver-
hinderte, daß Kommunisten in stärke- 

■ rem Maße ihre politischen Vorstellun-
gen in den Gemeinde- und Stadtparla-
menten vertreten können. Immerhin 
ist die DKP in der Stadt Mannheim 

Auswegmanöver mit zwei Vertretern ins Gemeinde-

Die Regierung der Bundesrepublik mit 
ihrer Politik spielt in diesem Zusam-
menhang eine zwielichtige Rolle, die 
tief in der imperialistischen Klassen-
natur der BRD verwurzelt ist. Das 
eigentliche Wesen der Verträge von 
Moskau und Warschau und des Ver-
trages über Westberlin ist positiv und 
fortschrittlich. Aber z. B. die Ver-
zögerung der Ratifizierung der Ver-
träge wird seitens der Bundesregie- j ihr erklärtes Wahlziel, die SPD von 
rung imperialistisch motiviert.



Zuspitzung im Metallkonflikt
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Seit dem 1. Oktober 1971 herrscht in der metallverarbeitenden Industrie — in 
Bayern und in der eisenschaffenden Industrie seit dem 1. November — tarif-
loser Zustand. Nahezu 4,5 Millionen Arbeitern und Angestellten wird von den 
Unternehmern dieser Branchen die Erfüllung der bescheidenen Forderungen — 
Lohn- und Gehaltserhöhungen von 9 bis 11 Prozent — verweigert. Die Metall-
industriellen spielen sich als Hüter der Konjunktur auf und denken nur an die 
Steigerung ihrer Profite. Offensichtlich haben es die Unternehmer darauf ab-
gesehen, eine harte Auseinandersetzung und die Einschaltung der politischen 
Schlichtung zu provozieren. Das in allen Tarifbezirken einheitliche „Angebot" 
von 4,5 Prozent wurde als Provokation von der Gewerkschaft zurückgewiesen. 
In den meisten Tarifbezirken sind die Verhandlungen, in Nordwürttemberg- 
Nordbaden auch die Schlichtung, gescheitert. Aus allen Teilen der Bundesrepu-
blik werden betriebliche Warnstreiks gemeldet.

Verhandlungen und Schlichtungsversuche scheitern 
Warnstreiks in zahlreichen Metallbetrieben

Loser, Karlsruhe; Trafo-Union, Stutt-
gart, sowie in folgenden Stuttgarter 
Betrieben: Bosch, Werner & Pfleiderer, 
Kühlerfabrik Behr, Fa. Haushahn, Fa. 
Steinhäuser und Lufttechnische Gesell-
schaft.

Der erste Schiedsspruch dieser Tarif-
runde, der in Nordwürttemberg-Nord- 
baden mit den Stimmen des Schlich-
ters (Landtagsvizepräsident Hermann 
Veit, SPD) und der beiden IG-Metall- 
Beisitzer gegen die Stimmen der Un-
ternehmervertreter zustandekam, sieht 
nur Lohn- und Gehaltserhöhungen von 
7,5 Prozent vor, bei einer Laufzeit 
von sieben Monaten. Im Vorstand der 
IG Metall in Frankfurt nannte man 
diesen Spruch einen „vertretbaren 
Kompromiß". Solche Äußerungen ent-
sprechen nicht der Lage und lassen un-
berücksichtigt, unter welchem Aspekt 
diese Tarifbewegung begonnen wurde. 
Ursprünglich hatten die Arbeiter und 
Angestellten in den Betrieben zum 
Teil weit höhere Forderungen als die 
beschlossenen 9 bis 11 Prozent erho-
ben. Sie gingen dann aber davon aus, 
daß diese voll durchgesetzt werden 
und keinen Spielraum nach unten zu-
lassen.

Diese Erwartung haben die Metallge-
werkschaften in allen Tarifbezirken in 
den Tagen nach dem herausfordern-
den 4,5-Prozent-Angebot erneut be-
kräftigt. Eine Funktionärsversammlung 
der IG-Metall-Verwaltungsstellen Ham-
burg, Bergedorf und Elmshorn mit 
etwa 800 Teilnehmern erklärte am 
4. November in einer Entschließung 
erneut die Bereitschaft der Gewerk-
schafter, „mit aller Härte“ die in die-
sem Tarifgebiet gestellte 10-Prozent- 
Forderung durchzusetzen.

Um den Druck auf die wankelmütigen 
und regierungskonformen Kräfte im 
Vorstand der IG Metall zu verstärken 
und gleichzeitig die Unsicherheit in 
den Betrieben und Gewerkschafts-
organisation zu vergrößern, heizen die 
Unternehmer bewußt eine ungerecht-
fertigte Krisenstimmung in der Wirt-

Man kann sich in dieser Situation 
nur den Worten des Essener Betriebs-
ratsvorsitzenden Willy König an-
schließen: „Wenn die Arbeitgeber den 
Kampf wollen, dann sollen sie ihn 
haben." Und eine andere treffende 
Konsequenz nannte der Sekretär der 
IG Metall in Essen, Kring: .Wenn die 
freie Marktwirtschaft nur den Unter-
nehmern nützt, sollten wir sie ab-
schaffen." Gerd Siebert

Die verhandlungsführenden Kommis-
sionen der IG Metall können sich in 
allen Tarifbezirken auf eine erhöhte 
Kampfbereitschaft der Kollegen in den 
Betrieben stützten. In Dutzenden von 
Betrieben bekundeten Tausende von 
Arbeitern und Angestellten mit kurzen 
Warnstreiks ihre Kampfentschlossen-
heit. Gestreikt wurde u. a. in folgen-
den Unternehmen: Krupp-Widia, Es-
sen; Monette, Marburg; Georg von 
Opel, Offenbach; Vulkan-Werft, Bre-
men; Maihak, Hamburg; Howaldts- 
Werke/Deutsche Werft, Finkenwerder 
und Reiherstieg; Röntgen-Möller, 
Hamburg; Fahrzeugbau Still, Ham-
burg; Flender-Werft, Lübeck; Weiser & 
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schäft an. Die Konjunkturberuhigung 
und um diese Jahreszeit zum Teil 
saisonbedingte Abschwächung wird in 
manchen Branchen mit demonstrativen 
Entlassungen, Kurzarbeit und mit einer 
Flut von pessimistischen Zahlen unter-
strichen. Indessen ist die Lage so, daß 
selbst Stagnationserscheinungen in 
manchen Branchen nicht gleichbedeu-
tend sind mit Zahlungsunfähigkeit der 
Unternehmer.

Für die Arbeiter und Angestellten hat 
sich zudem in den letzten Jahren ein 
erheblicher Rückstand an Einkommen 
im Verhältnis zum Unternehmerein-
kommen gebildet. Hat sich das Netto-
einkommen der Selbständigen, also 
vom Kleinsthandwerker bis zum Mil-
liardär Flick, in den letzten 20 Jahren 
versechsfacht, so ist das der Lohnab-
hängigen nur um das Vierfache gestie-
gen. Allein seit 1966 ist die reale 
Kaufkraft der Arbeiter und Angestell-
ten nur um 24 Prozent und die der 
Selbständigen um gut 37 Prozent ge-
stiegen.

Der Unternehmensverband Gesamt-
metall, der in den einzelnen Bezirken 
mit einer zentralen „Kernkommission" 
auftritt, sucht ganz offensichtlich die 
harte Konfrontation einschließlich 
Streiks und angedrohter Aussperrung. 
Darauf deutet die gesamte Verhand-
lungsführung hin, wie die weit aus-
einanderliegenden Termine, das ein-
heitliche „Angebot" unterhalb der 
diesjährigen Inflationsrate und auch 
die Tatsache, daß es in Nordrhein- 
Westfalen die Unternehmer waren, 
die die Verhandlungen für gescheitert 
erklärten, nachdem sie sich geweigert 
hatten, über das 13. Monatseinkom-
men überhaupt zu reden.

Der DGB hat in einer jetzt vorgeleg-
ten Zielprojektion bis 1976 einen An-
stieg der Reallöhne und -gehälter um 
4 Prozent im Jahre 1972 für notwen-
dig erklärt. Berücksichtigt man die 
Steigerung der Lebenshaltung um 
6 Prozent und der Versicherungsab-
gaben sowie Lohnsteuer um minde-
stens 2 bis 3 Prozent, so ist eine Netto-
zunahme der Löhne und Gehälter um 
über 10 Prozent notwendig, um der 
Zielprojektion gerecht zu werden. Das 
trifft ebenso auch für die Zielplanung 
für 1971 zu, die bei nur halb so gro-
ßem Preisanstieg Lohn- und Gehalts-
steigerungen um netto 10,4 Prozent 
für notwendig erklärt, um den Arbei-
tern und Angestellten einen gerechten 
Anteil an der wachsenden Produktion 
zu sichern.

In dieser Unternehmertaktik liegt eine 
tatsächliche Gefahr, der die Metall-
gewerkschafter nur mit gesteigerter 
Kampfentschlossenheit begegnen kön-
nen. Die Unternehmer kalkulieren die 
falschverstandene Loyalität Otto Bren-
ners zu Willy Brandt und Karl Schil-
ler in ihren Tarifkampf mit ein und 
wollen sie in bare Münze umsetzen. 
Ihre Spekulation sieht offenbar so aus: 
Wenn die IG Metall durch provoka-
tives Verhalten der Metallindustriellen 
und Nichterfüllung der Gewerkschafts-
forderungen zu Kampfmaßnahmen ge-
zwungen wird, so glauben sie, wird 
Otto Brenner meinen, seine sozial-
demokratischen Parteifreunde in der 
Regierung würden dadurch gefährdet 
und früher als sonst zum Kompromiß 
drängen bzw. das Eingreifen von Re-
gierungsstellen in die Tarifausein-
andersetzung tolerieren.

Gesamtmetall jedoch will in der ge-
genwärtigen Tarifrunde die Realein-
kommen von Millionen Arbeitern und 
Angestellten senken. Das ist die Kon-
sequenz des 4,5-Prozent-Angebots. Es 
gibt für die Beschäftigten in der Me-
tallindustrie keinen Grund, von ihrer 
berechtigten Mindestforderung, 9 bis 
11 Prozent Lohn- und Gehaltserhö-
hung, abzugehen. Sowohl die Pro- 
duktions- und Finanzlage der Metall-
industrie als auch die wirtschaftliche 
Lage insgesamt lassen die Erfüllung 
der Forderungen nicht nur zu, son-
dern machen sie geradezu notwendig. 
Lohnerhöhungen sind nicht nur Ko-
sten, sondern auch Kaufkraft, die zu 
einer zusätzlichen Belebung der 
Binnennachfrage führt.



Bewußte Panikmache
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Kaum ist die neue Lohnrunde der IG Metall in Gang gekommen, da geht durch 
die Bundesrepublik eine neue Unternehmeroffensive gegen die Gewerkschaften. 
Da rotieren Springers Druckpressen und werden die sattsam bekannten Unter-
nehmerargumente gegen die angeblich zu hohen Lohnforderungen der Gewerk-
schaften strapaziert.

Metall: Unternehmer setzen alle Druckmittel ein 
Höhere Löhne gefährden keine Arbeitsplätze

schäften ist ein Märchen. Die Groß-
konzerne werden stärker und mächti-
ger. Sie erobern sich auf den Welt-
märkten einen immer bedeutenderen 
Platz." Es ist ganz klar: Die Unter-
nehmer können zahlen. Das beweisen 
die Geschäftsberichte großer Unter-
nehmen.

Schließlich versuchen die Unternehmer, 
den Gewerkschaften die Schuld an den 
Preissteigerungen in die Schuhe zu 
schieben und damit die Gewerkschaften 
in der Öffentlichkeit zu diffamieren. 
Aber jeder weiß aus Erfahrung: Ob 
die Löhne steigen oder gleichbleiben, 
Preissteigerungen gibt es immer.

Kurzarbeit seien zum Teil auch „Zucht-
ruten der Unternehmer, mit denen sie 
angesichts der bereits eingeleiteten 
Tarifverhandlungen auf die Arbeit-
nehmer einzuwirken versuchen". Da-
mit sollen die kampfbereiten Arbeiter 
eingeschüchlerl werden.

Die Metallindustriellen drohen mit wei-
teren Entlassungen, einschneidenden 
Lohneinbußen durch Kurzarbeit und 
mit erneuten Preissteigerungen, wenn 
die Metallarbeiter in ihren Tariffor-
derungen nicht „endlich vernünftig" 
sind. Im Grunde ist es immer das 
gleiche Lied von der gefährdeten Kon-
kurrenzfähigkeit und der Gefährdung 
der Arbeitsplätze, das die Unterneh-
mer seit über 20 Jahren anstimmen, 
wenn die Arbeiter ihre Lohnforderun-
gen stellen.

Wenn Postler in Ostberlin „erkennen 
lassen, daß sie Wert darauf legen“, 
Mitglied der Deutschen Postgewerk-
schaft in der Bundesrepublik zu blei-
ben, obwohl sie nicht mehr im West-
berliner Postdienst beschäftigt sind, 
können sie als Mitglieder beitragsfrei 
weitergeführt werden. Diesen etwas 
sonderbar anmutenden Zustand konn-
ten die Postgewerkschafter auf ihrem 
10. Gewerkschaftstag in Wiesbaden 
einem Diskussionsbeitrag ihres Kassie-
rers entnehmen.

Nicht Lohnforderungen gefährden also 
die Arbeitsplätze, sondern die ver-
fehlte kapitalistische Wirtschaftspoli-
tik in der BRD, das rigorose Profit-
streben der Unternehmer und die Bin-
dung der BRD an den krisenkranken 
Dollar. Sichere Arbeitsplätze wird es 
im Kapitalismus niemals geben. Es 
geht deshalb darum, die Arbeitsplätze 
sicherer zu machen. Höhere Kaufkraft 
durch Lohnerhöhungen, durch stabile 
Preise und Mitbestimmung könnten 
wesentlich dazu beitragen.

„Diese Zahlen beweisen", so schrieb 
unlängst „Metall", „die Gefährdung 
der Konkurrenzfähigkeit der deutschen 
Industrie durch die bösen Gewerk-

Da wird behauptet, daß die gegen-
wärtige Konjunkturlage es nicht zu-
lasse, die Forderungen der Gewerk-
schaften zu erfüllen. Die Massen-
medien versuchen, die Gefahr des Zu-
sammenbruchs der Wirtschaft als Folge 
von Lohnerhöhungen an die Wand zu 
malen.

„Wären die Arbeitsplätze wirklich 
gefährdet", so stellte ein Hamburger 
Arbeiter in der „Welt der Arbeit" vom 
22. Oktober 1971 fest, „dann wären 
sie es auch mit und ohne Lohnerhö-
hungen. Arbeitsplätze gehen verloren 
durch Absatzmangel, Rationalisierung, 
Stillegung oder Konkurs — nicht aber 
durch die Heraufsetzung der Tarif-
verträge."

Das praktische Handeln der Unter-
nehmer, ihr Geschäft mit der Angst 
der Arbeiter und ihre „Argumente" 
gegen die maßvollen Lohnforderungen 
der Gewerkschaften beweisen in die-
sen Wochen wieder einmal, daß alles 
Gerede von Partnerschaft nichts als 
pure Heuchelei ist. Bedauerlicher-
weise finden dabei die Profitjäger in 
der Wirtschaft die Unterstützung des 
sozialdemokratischen Superminislers 
Schiller, der die Gewerkschaften durch 
sogenannte Lohnleitlinien an die kurze 
Kette binden will. Die Unternehmer 
sind zur Machtprobe angetreten.

Höhere Produktivität durch kapitali-
stische Rationalisierung und gestei-
gerte Arbeitshetze brachte den Unter-
nehmern somit auch in den letzten 
Monaten wieder hohe Profite. Die 
Gewinne der Metallindustrie als Gan-
zes erreichten bereits im Geschäfts-
jahr 1970 fast wieder den Rekord-
umfang des Vorjahres. Es sei in die-
sem Zusammenhang auch daran er-
innert, daß im Jahre 1970 in der Wirt-
schaft der BDR die Zahl der Umsatz-
milliardäre weiter stieg. Insgesamt 
67 Konzerne erreichten einen Umsatz 
von einer Milliarde DM und mehr.

Natürlich: „In der für Berlin üblichen 
Relation", d. h. zum Kurs von 1 :4 
gleich 25 DM! Warum sollte auch die 
Postgewerkschaft ihre Mildtätigkeit 
an den „armen Schwestern und Brü-
dern jenseits von Mauer und Stachel-
draht" gleich übertreiben. okolus

Durch die Preistreibereien der Groß-
unternehmen und die ständig wach-
senden Rüstungslasten sind die Le-
benshaltungskosten in diesem Jahr 
um rund 6 Prozent gestiegen. Mit 
ihren Lohnforderungen wollen die Be-
schäftigten in der Metallindustrie nur 
einen längst fälligen Nachholbedarf 
decken. Die Forderung nach höheren 
Löhnen ist durch die ständigen Preis-
steigerungen und durch die verstärkte 
Ausbeutung voll gerechtfertigt.

Nun ist Anhänglichkeit gewiß keine 
Untugend und bei der Postgewerk-
schaft wird sie sogar belohnt: Obwohl 
diese Mitglieder keine Beiträge zah-
len, werden ihnen alle Ansprüche aus 
der Satzung zuteil — so auch das 
Sterbegeld. Wenn, so erläuterte der 
Kassierer, die Angehörigen den „West-
sektor" Berlins aufsuchen, werden 
ihnen, wie den Angehörigen der Mit-
glieder, die Beiträge entrichten, 100 
Mark ausgezahlt. Nur zu Recht stellen die kampfberei-

ten Metallarbeiter angesichts dieser 
Lage fest: „Wir dürfen uns jetzt nicht 
verschaukeln lassen. Jetzt hilft nur 
eins: Nicht so zahm sein, die Ärmel 
hochkrempeln." Oder, wie ein bekann-
tes Sprichwort sagt: Auf einen groben 
Klotz, gehört ein grober Keil. Jetzt 
muß energisch gehandelt werden. M.N.
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Was sind nun aber die Tatsachen? 
„Trotz verlangsamter Produktionsent-
wicklung erreicht die Industrie, vor 
allem durch den Abbau von Über-
stunden und das Nichtersetzen von 
ausscheidenden Arbeitnehmern, eine 
zusätzliche Verstärkung des Produk-
tivitätsfortschritts. Nach 2 Prozent im 
zweiten Halbjahr 1970 erhöhte sich 
in der Metallverarbeitung die Produk-
tionsrate im ersten Halbjahr 1971 auf 
3,3 Prozent", stellt die IG Metall fest. 
Die Produktion in den Monaten Januar 
bis Juli 1971 in der Metallindustrie 
Nordrhein-Westfalens ist doppelt so 
schnell gestiegen wie im gleichen Vor-
jahreszeitraum. Und umgekehrt sind 
aber die Lohn- und Gehaltssteigerun-
gen je Produktionseinheit hinter dem 
Bundesdurchschnitt zurückgeblieben.

Sobald Lohnforderungen gestellt wer-
den, muß schleunigst wieder die Krise 
her, damit die Angst um die Arbeits-
plätze wächst und die Kampfbereit-
schaft der Arbeiter geschwächt wird. 
Diese Erpressertaktik der Metallindu-
striellen brandmarkt der Sekretär 
der IG-Metall-Bezirksleitung Stuttgart, 
Franz Steinkühler, treffend mit den 
Worten, Massenentlassungen und
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■ Zum Ausgleich der Verteuerung 
der Lebenshaltungskosten ist allen 
Beamten ein gleich hoher Sockel-
betrag zu zahlen.

Kritische Tarifsituation im öffentlichen Dienst
Arbeiter, Angestellte und Beamte stellen Forderungen

Während die ÖTV-Gewerkschaft dar-
auf beharrt, daß diese Beiträge ab 
1972 übernommen werden, legten die 
öffentlichen Tarifparteien dafür einen 
Stufenplan bis zum Januar 1975 vor. 
Dieser wurde zurückgewiesen. Auch 
erneute Verhandlungen Anfang No-
vember führten noch nicht zu einem 
Resultat.

Schutz bei Rationalisierung 
im öffentlichen Dienst

■ Die zusätzliche Belastung kinder-
reicher Familien infolge der Preis-
steigerungen ist besonders auszu-
gleichen.

11/71

Für die Arbeiter, Angestellten und Be-
amten des Bundes und des Landes in 
Hamburg stellt sich noch ein beson-
deres Problem. Für diesen Personen-
kreis soll laut Beschluß des Bundes-
innenausschusses der 3prozentige ört-
liche Sonderzuschlag gestrichen wer-
den. Das würde für etwa 160 000 Be-
schäftigte des öffentlichen Dienstes in 
Hamburg eine weitere zusätzliche 
Einkommensverschlechterung bringen. 
Darüber hinaus würde dieser Personen-
kreis im Vergleich zu den anderen 
unselbständig Beschäftigten in Ham-
burg einseitig benachteiligt.

Auf dem Tarifsektor werden erst am 
25. November 1971 seilens der Ge-
werkschaften konkrete Forderungen 
beschlossen. Was den Besoldungssek-
tor für Beamte angeht, so haben sich 
der Bundesbeamtenausschuß des DGB 
und die Gewerkschaft OTV schon im 
September mit den aufzustellenden 
Forderungen befaßt. Der DGB warnt 
eindringlich davor, den Haushaltsaus-
gleich auf Kosten der Beamten zu be-
treiben, nur weil sie heute noch nicht 
das Recht auf Verhandlungen und Ver-
einbarungen über ihre Besoldung be-
sitzen.

Der DGB und die ÖTV-Gewerkschaft 
legten folgende Besoldungsforderun-
gen der Beamten für das Jahr 1972 
fest:

Schon seit Monaten trommelt Wirt-
schafts- und Finanzminister Schiller, 
daß diesmal für den öffentlichen 
Dienst — besonders für die Beamten — 
kaum etwas „drin" sei. So betragen 
die im Bundeshaushalt 1972 veran-
schlagten „Personalverstärkungsmittel" 
nur 3 Prozent, über Presse, Fernsehen 
und Rundfunk wird mit Hilfe von 
Milchmädchenrechnungen der Öffent-
lichkeit vorgeführt, wieviel der öffent-
liche Dienst schon 1971 an „Vorlei-
stungen" für 1972 bekommen habe. Die 
Angehörigen des öffentlichen Dienstes 
sollen damit verunsichert und ihre 
Gewerkschaften an die von Schiller 
festgelegten Lohnleitlinien gebunden 
werden.

Diese Forderungen wurden vom DGB 
den Parlamenten und Regierungen des 
Bundes und der Länder mitgeteilt. Be-
sonders werden die Gewerkschaften 
bei den bevorstehenden Auseinander-
setzungen darauf achten müssen, daß 
die im Zusammenhang mit der Besol-
dungsneuregelung 1971 beschlossenen 
bzw. angekündigten strukturellen For-
derungen nicht angerecht werden.

Zwischen der Gewerkschaft Öffentliche 
Dienste, Transport und Verkehr und 
der Deutschen Angestelltengewerk-
schaft auf der einen sowie den Ar-
beitgebern Bund, Länder und Gemein-
den auf der anderen Seite ist Ende 
Oktober in Bonn ein sogenanntes 
Rationalisierungsschutzabkommen aus-
gehandelt worden. Es gilt für rund 
250 000 Arbeiter bei Bund und Ländern 
sowie für 825 000 Angestellte bei 
Bund, Ländern und Gemeinden. Ein 
gleiches Abkommen für die Arbeiter, 
der Gemeinden besteht bereits seit 
Juni 1970.

In der kommenden Lohn- und Gehalts-
runde werden die Gewerkschaften ihre 
volle Kampfkraft einsetzen müssen. 
Der Vorsitzende der Gewerkschaft 
OTV, Heinz Kluncker, sowie die DAG 
haben die sogenannten Lohnleitlinien 
abgelehnt. Sollte aber diese Tarif- und 
Besoldungsrunde wieder ein so ma-
geres Ergebnis bringen wie im Tarif-
kampf 1970/71, so würden letztlich alle 
Erwartungen der Gewerkschaftsmit-
glieder enttäuscht.

Die bisher bekannten Forderungen 
unter den Beamten-Mitgliedern von 
OTV und DAG — nämlich Zahlung 
eines Sockelbetrags von 50 DM und 
lineare Besoldungserhöhung von 8 Pro-
zent — sind darauf angelegt, den Kauf-
kraftverlust aufzufangen und am all-
gemein gestiegenen Sozialprodukt teil-
zuhaben. Sie sind von Zurückhaltung 
gekennzeichnet und die Tarif- und Be-
soldungskommissionen der Gewerk-
schaften sollten aufmerksam derartige 
Willensbekundungen in ihre Konzep-
tion aufnehmen.

Ergebnislos vertagt wurden zuvor 
Verhandlungen zwischen den öffent-
lichen Arbeitgebern und den Gewerk-
schaften über die gewerkschaftliche 
Forderung, die 1,2 Millionen Arbeiter 
und Angestellten im öffentlichen Dienst 
von den Beiträgen zur zusätzlichen 
Altersversorgung zu befreien. Im Un-
terschied zu den Beamten müssen 
Arbeiter und Angestellte die Hälfte 
der Beiträge zur Rentenversicherung 
und einen weiteren Beitrag von 1,5 
Prozent für die Zusatzversorgung des 
öffentlichen Dienstes aufbringen.

Wie schon in den vergangenen Jahren 
sollen die Arbeiter, Angestellten und 
Beamten mit ihren Forderungen aus 
konjunktur- und haushaltspolitischen 
Gründen äußerste Zurückhaltung üben. 
Berücksichtigt man, daß im neuen 
Haushalt zunächst nicht genügend Per-
sonalkostensteigerungen festgelegt 
worden sind, so heißt das für die Ge-
werkschaften der öffentlichen Dienste, 
einen harten und konsequenten Kampf 
um die Durchsetzung der Forderungen 
ihrer Mitglieder zu führen.

Im Augenblick ist sicherlich nicht vorauszusagen, wie um die Jahreswende die 
Ergebnisse der bevorstehenden Tarif- und Besoldungsrunde 1971/72 für den 
öffentlichen Dienst aussehen werden. Fest steht, daß die Lohn- und Gehalts-
forderungen so gehalten sein müssen, daß sie den Lebensstandard für alle 
im öffentlichen Dienst beschäftigten Arbeiter, Angestellten und Beamten ver-
bessern.

■ Die Beteiligung der Beamten am 
gestiegenen Sozialprodukt ist durch 
eine entsprechende prozentuale Be-
soldungserhöhung zu sichern.

■ Die Verbesserungen der Besoldungs-
struktur und die Maßnahmen zur 
Vermögensbildung sind auszu-
bauen.

Das Abkommen verpflichtet die öffent-
lichen Arbeitgeber im Falle von Ratio-
nalisierungsmaßnahmen, den jeweils 
Betroffenen einen gleichwertigen oder 
wenigstens „zumutbaren" Arbeitsplatz 
zu sichern. Kosten für Umschulung 
müssen bis zu einer Dauer von zwölf 
Monaten übernommen werden, 
bei langjährig Beschäftigten ist bei 
Entlassung eine Abfindung bis zu 
zwölf Monatsbezügen zu zahlen. Der 
Betriebs- bzw. Personalrat muß in 
allen diesen Fällen „unterrichtet" wer-
den, hat also kein Mitbestimmungs-
recht.

Die Situation im öffentlichen Dienst 
macht die Notwendigkeit der gewerk-
schaftlichen aktiven Lohnpolitik be-
sonders deutlich. Es gilt nun, die ge-
samte Mitgliedschaft, die 640 000 Be-
amten in enger Solidarität mit den 
1,4 Millionen im DGB organisierten 
Arbeitern und Angestellten des öffent-
lichen Dienstes zu mobilisieren. Mit 
der entfalteten gewerkschaftlichen 
Kraft können die berechtigten Forde-
rungen durchgesetzt werden. K.H.
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Jugendmonat der IG Metall
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Stahlindustrie: Überzogene Produktionsdrosselung 
Druckmittel auf Arbeitsplätze und Lohnbewegung

IG Metall erhobene Forderung nach 
Erhöhung der Löhne und Gehälter der 
Beschäftigten in der Eisen- und Stahl-
industrie um 10 Prozent ist bescheiden 
und mehr als berechtigt. Sie muß und 
kann voll durchgesetzt werden.

H. Bramkamp

Wahl des Generalsekretärs 
des IBFG verschoben

Daß die westdeutsche Stahlindustrie 
aber im Gegensatz zu Belgien und 
anderen Ländern, die bereits ihre 
Stahlpreise um 10 bis 30 Prozent senk-
ten, den Preis pro Tonne Stahl noch 
Anfang dieses Jahres um 30 DM er-
höhte, wird verschwiegen. Mit Argus-
augen überwacht man das überaus 
profitable Preisgefüge und legt lieber 
einige Tonnen der Kapazitäten still, 
als mit Preisnachlässen zu operieren.

Bei Rohstahl werden voraussichtlich 
um die 42 Mill. Tonnen Jahresproduk-
tion erzielt, gegenüber 45 Mill. Tonnen 
im Jahre 1970, bei einer diesjährigen 
Kapazität von schätzungsweise 57,5 
Mill. Tonnen. Folglich liegen 15,5 Mill. 
Tonnen Kapazitäten still und ein Teil 
der überschüssigen weniger kosten-
günstigen Kapazitäten mit ihren frei-
werdenden Arbeitsplätzen wird „auf 
die Straße rationalisiert".

Die Wahl des neuen Generalsekretärs 
des Internationalen Bundes Freier Ge-
werkschaften (IBFG) ist auf unbe-
stimmte Zeit verschoben worden. Vor-
geschlagen für diese Funktion war der 
Leiter der Ausländsabteilung des DGB, 
Otto Kersten, dessen Wahl als Nach-
folger des Holländers Buiter infolge 
entsprechender Vorentscheidung allge-
mein für gesichert galt.

Von den ca. 364 000 Beschäftigten der Stahlindustrie in der Bundesrepublik 
sind zur Zeit etwa 10 000 von Kurzarbeit betroffen. Kurzarbeit wird verfahren 
oder ist vorgesehen bei den Hüttenwerken Aug. Thyssen-Hütte, Duisburg, 
Hoesch, Dortmund, den Klöckner- und Krupp-Hüttenwerken, den Deutschen 
Edelslahlwerken und den Saarhütten. Einstellungsstopp und Nichtauffüllung 
der natürlichen Abgänge sowie der fast restlose Abbau von Überstunden besteht 
fast auf allen Hüttenwerken. Geplante Strukturmaßnahmen mit Arbeitsplatz-
verlust werden jetzt im Nebel des Konjunkturrückgangs vollzogen. Die Metho-
de, monatlich 49 „getreue Mitarbeiter" auf die Straße zu setzen, soll Massen-
entlassungen verschleiern.

Trotz des Rückgangs der Produktion 
bei den westdeutschen Stahlunterneh-
men werden die Investitionen in der 
Eisen- und Stahlindustrie in diesem 
Jahr einen Höchststand von 2,52 Mrd. 
DM erreichen, obwohl im vergangenen 
Jahr bereits 2,3 Mrd. DM investiert 
wurden. Die Investitionen allein für 
neue Hochofen-Anlagen werden in 
der aufgeführten Zeit von 296 Mill, 
auf 400 Mill. DM zunehmen, trotz vor-
handener Überkapazitäten.

Mit dem Monat Oktober, der von der 
IG Metall zum „Jugendmonat" er-
klärt wurde, beginnt diese Gewerk-
schaft die Winterarbeit im Bereich 
der Interessenwahrnehmung der ju-
gendlichen Arbeiter und Angestellten. 
Auf einer Pressekonferenz Mitte Okto-
ber erklärte das für die Jugendarbeit 
zuständige Mitglied des geschäftsfüh-
renden Vorstandes der IG Metall, 
Georg Benz, es gehe insbesondere 
darum, den jungen Arbeitnehmern 
und den Auszubildenden einen ge-
rechteren Anteil am Sozialprodukt zu 
verschaffen. Gleichzeitig sollen auch 
die übrigen Forderungen der arbei-
tenden Jugend mit verstärktem Nach-
druck vertreten werden.

So sieht die wahre Situation aus. Die^ 
Stahlbosse diktieren die Preise sowie 
den Markt und nehmen damit entschei-
denden Einfluß auf die Beschäftigungs-
lage und die Lohnbewegung. Diese 
Fakten gilt es in den Vordergrund des 
Kampfes um höhere Löhne, um grö-
ßere soziale Sicherheit zu stellen, um 
dem von den Unternehmern und der 
Regierung erzeugten Zweckpessimis-
mus entgegenzutreten. Die von der

Das „Rheinisch-Westfälische Institut 
für Wirtschaftsforschung" schreibt im 
Konjunkturbericht 1971/3, Seite 42, 
u. a.: „Die Stahlindustrie hat sich . . . 
auf einen Preis-Wettbewerb mit den 
ausländischen Anbietern noch nicht 
eingelassen; sie wählte vielmehr den 
Weg der Produktionsdrosselung und 
überließ einen Teil des Marktes dem 
Ausland." — Aus dem Raum Dins-
laken wird berichtet, daß dortige Fir-
men der Weiterverarbeitung Mangel 
an Ausgangsmaterialien haben, wäh-
rend der Lieferant Aug. Thyssen-Hütte 
Kurzarbeit verfährt.

In diesem Zusammenhang müssen 
Meldungen zurückgewiesen werden, 
wonach eine „Schwemme von Ostblock-
stahl" mit Dumpingpreisen den west-
deutschen Markt überflutet. Jeder 
Kenner des Handels mit den soziali-
stischen Ländern weiß, daß die Ein-
fuhren und auch die Stahleinfuhren 
aus diesen Ländern einer strengen 
Kontingentierung unterworfen sind 
und den Weltmarktpreisen entspre-
chen. Sie werden aber unterboten von 
westlichen kapitalistischen Handels-
partnern mit Praktiken, wie sie auch 
die Bundesrepublik im Ausland an-
wendet. Der Durchschnitt importierter 
japanischer Stähle liegt pro Tonne 
100 bis 130 DM unter den bundes-
republikanischen Stahlpreisen.

Obwohl ein ausgeprägter Konjunk-
turrückgang in der Stahlindustrie im 
Unterschied zur gesamten Metallver-
arbeitung nicht bestritten wird, ent-
spricht die von den Stahlindustriellen 
auferlegte Selbstbeschränkung der 
Produktion auf keinen Fall den vor-
handenen Realitäten auf dem Stahl-
markt. Die angeordnete Produktions-
beschränkung liegt unter dem Nach-
frageniveau, um offensichtlich die in 
der Bundesrepublik zur Zeit erzielten 
Höchstpreise für Stahlerzeugnisse, 
trotz zunehmender Stahleinfuhren aus 
konkurrierenden stahlerzeugenden 
Ländern zu halten, und über die Ver-
unsicherung des Arbeitsplatzes ent-
scheidend in die Lohnbewegung ein-
zugreifen und damit Druck auf die 
Stahlarbeiter auszuüben.

Die IG Metall will bei den anstehen-
den Tarifauseinandersetzungen eine 
„angemessene Erhöhung" der Ausbil-
dungsvergütungen für Lehrlinge durch-
setzen. In den Tarifbezirken Nord-
rhein-Westfalen und Bayern fordert 
die Gewerkschaft — ebenso wie für die 
Erwachsenen — ein 13. Monatseinkom-
men für Auszubildende. Tn den kom-
menden Wintermonaten soll die Ak-
tivität der Gewerkschaft in den Be-
trieben und Verwaltungsstellen ver-
stärkt werden.

Wie verlautet, haben aber die im 
IBFG vertretenen Gewerkschaften von 
Entwicklungsländern anstelle eines 
Europäers überraschend Devar Nair 
aus Singapur als ihren Kandidaten 
benannt. In einer Kampfabstimmung 
hätte Otto Kersten höchstwahrschein-
lich die Mehrheit der Stimmen auf 
sich vereinigen können. Das Exekutiv-
komitee des IBFG hat es aber vor-
gezogen, die Wahl zu verschieben, 
um die einzelnen Mitgliedsländer in 
dieser Angelegenheit noch einmal zu 
konsultieren.

Die Produktionsentwicklung in der 
Stahlindustrie ist unbestritten rück-
läufig, aber keinesfalls erschütternd, 
wie man es hinzustellen versucht. Das 
immer wieder angeführte Argument, 
daß über 20 Prozent ungenutzte Ka-
pazitäten wirtschaftlicher Niedergang 
bedeuten, ist absurd. Moderne An-
lagen sind heute noch rentabel bei 
einer nur 60- bis 65prozentigen Aus-
nutzung, nach amerikanischem und 
japanischem Vorbild.

6



Protest der Stahlarbeiter

Waldemar Ziemann, IG-Metall-Bezirks-
vorsitzender Hagen: Die Unfähigkeit
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Kampf um Sicherung der Arbeitsplätze in Hagen 
und Osnabrück — Gemeineigentum gefordert

Hagens Oberbürgermeister Loskand: 
„Hagen darf keine sterbende Stadt 
werden. Es gibt in Hagen keine ver-
gleichbaren Arbeitsplätze für die ge-
fährdeten 4500 Arbeitsplätze. Ihre Still-
legung würde zur Massenarbeitslosig-
keit führen. Wir verlangen endlich 
Klarheit von den Vorständen."

der Konzernleitungen dürfe nicht auf 
die Stahlarbeiter abgewälzt werden.

Bei Klöckner hat sich inzwischen die 
Situation weiter verschärft. Während

Die große Demonstration der 5000 Hagener Stahlarbeiter am 4. Oktober 1971 
gegen die Stillegungspläne der Klöckner-Konzernspitze und des Südwestfalen- 
Vorstandes änderte nicht nur in Hagen die Situation. Die beiden Konzerne 
wurden durch das offensive und machtvolle Auftreten der Belegschaften in die 
Defensive gedrängt. Die sofort einsetzende Solidarität der IG Metall, der IG 
Chemie, des DGB Hagen sowie die Sympathie der Bevölkerung und die Unter-
stützung des Oberbürgermeisters, der Hagener Stadtverwaltung und der NRW- 
Landesregierung stärkte den Arbeitern den Rücken. Die bewußt hochgespielte 
Angst um den Arbeitsplatz war verflogen und hatte einer Kampfstimmung Platz 
gemacht.

Auf den mitgeführten Transparenten 
übten sie öffentliche Kritik an den 
unfähigen Konzernleitungen, forderten 
ihre Ablösung und die Überführung 
der Betriebe in Gemeineigentum. Fol-
gende Aussprüche spiegelten die Em-
pörung der Stahlarbeiter wider, die 
seit Jahren von Klöckner und der Süd-
westfalen AG trotz aller bohrender 
Fragen nach der Zukunft der Werke 
vertröstet und verschaukelt werden. 
Hugo Böhner, Betriebsratsvorsitzender 
der Hasper-Hütte: „Endlich zeigen wir 
den Direktoren einmal, welche Macht 
wir in Wirklichkeit sind."

Erwin Ebeling, Betriebsratsvorsitzen-
der des Stahlwerkes Eckesey: „Wir 
lassen uns weder vertrösten noch ver-
schaukeln. Uber Stillegungen verhan-
deln wir nicht. Wir fordern den Er-
halt unserer Arbeitsplätze oder eine 
Ersatzproduktion. Wenn der Vorstand 
dazu unfähig sein sollte, dann müssen 
die Stahlwerke Südwestfalen in Ge-
meineigentum überführt werden. Von 
der Landesregierung fordern wir die 
Gleichsetzung mit den Bergarbeitern 
und finanzielle Hilfe für die Stahl-
industrie."

Bei dem Stahlwerk Eckesey sieht die 
Situation etwas günstiger aus. Einer 
Forderung des Betriebsrates nach Ein-
satz einer konzernunabhängigen Ex-
pertenkommission, die die Wirtschaft-
lichkeit einer Ersatzproduktion prüfen 
soll, wurde stattgegeben. Nach dieser 
Untersuchung will der Vorstand im 
Februar 1972 endgültige Entscheidun-
gen fällen.

Auf einer außerordentlichen Betriebs-
versammlung am 31. Oktober erklärte 
Erwin Ebeling, der Mitglied des Partei-
vorstandes der DKP ist: „Der beste 
Sozialplan ist nur eine vergoldete 
Stillegung. Wir werden diese Vor-
schläge prüfen, aber vorrangig ist für 
uns der Erhalt der Arbeitsplätze."

Die Bosse sahen sich plötzlich mit 
einer entschlossenen und einheitlich 
handelnden Arbeiterklasse konfron-
tiert, die zudem noch die öffentliche 
Meinung auf ihrer Seite hatte. Eine 
für sie in der Bundesrepublik unge-
wöhnliche Situation. Der Streik und 
die Demonstrationen der Hagener 
Stahlarbeiter begannen am 4. Oktober 
im Morgengrauen. Vor den Verwal-
tungsgebäuden der Hasper-Hütte und 
der Südwestfalen AG fanden Kund-
gebungen statt, auf denen die Kon-
zernpolitik hart angegriffen und der 
Erhalt der Arbeitsplätze verlangt 
wurde. Den Höhepunkt stellte jedoch 
die gemeinsame Demonstration zum 
Hagener Rathaus dar — die größte 
übrigens seit 20 Jahren —, auf der die 
Stahlarbeiter von Eckesey und der 
Hasper-Hütte immer wieder in Sprech-
chören riefen: „Haut den Bossen auf 
die Flossen, sonst wird unser Werk 
geschlossen."

Der Kampf um die 4500 Arbeitsplätze 
in Hagen und der 5300 in Georgs-
marienhütte ist noch nicht entschieden. 
Vom Ausmaß der Solidarität wird es 
abhängen, wie das Ergebnis aussieht. 
Die Vertrauensleute des Volkswagen-
werkes in Wolfsburg kündigten an, 
mit 1000 Fahrzeugen eine Solidaritäts-
sternfahrt nach Geisweid und Hagen 
zu unternehmen. Wenn dieses Beispiel 
Schule macht, dann gehen die Vor-
stände der Südwestfalen AG und des 
Klöckner-Konzerns schweren Zeiten 
entgegen. Wolfgang Schröder
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Wenige Tage nach dieser großen De-
monstration verabschiedete die Ver-
treterversammlung der IG Metall Ha-
gen im Namen von 25 000 organisier-
ten Metallarbeitern einstimmig eine 
Entschließung, in der die Überführung 
der Stahlindustrie in Gemeineigentum 
gefordert wurde, weil die Stahlunter-
nehmer dem Verfassungsauftrag — 
Eigentum verpflichtet — nicht ent-
sprochen hätten und sowohl das DGB- 
Grundsatzprogramm als auch die Lan-
desverfassung von Nordrhein-West-
falen diese Überführung in Gemein-
eigentum zwingend vorschreiben. Die 
DGB-Kreisdelegiertenkonferenz (45 000 
Mitglieder) forderte ebenfalls die 
Überführung in Gemeineigentum.

Massive Kritik wurde auf beiden Kon-
ferenzen an der völlig unzulänglichen 
Mitbestimmung geübt und der DGB- 
Bundesvorstand aufgefordert, einen 
Sternmarsch nach Bonn zu organisie-
ren, um im neuen Betriebsverfassungs-
gesetz eine echte Mitbestimmung der 
Betriebsräte und Gewerkschaften 
durchzusetzen. Die Arbeitnehmerver-
treter in Aufsichtsrat und Vorstand 
wurden sehr deutlich darauf hinge-
wiesen, daß sie ausschließlich die In-
teressen der Arbeitnehmer und nicht 
die der Kapitalisten zu wahren hätten. 
Wenn sie gegen dieses Prinzip ver-
stoßen sollten, müßten sie sofort von 
der Gewerkschaft abberufen werden.

Für alle 700 Arbeiter des Stahlwerkes 
Eckesey wurde jedoch ab 1. November 
Kurzarbeit angeordnet; 48 Entlassun-
gen wurden ausgesprochen. Gleich-
zeitig wurde ein Sozialplan angeboten. 
Jeder kann ohne Frist kündigen. Für 
alle länger Beschäftigten werden Ent-
schädigungen gezahlt. Die über 59jäh- 
rigen können sofort Frührentner wer-
den, und zwar ohne finanzielle Ein-
bußen, die von der Firma getragen 
werden. Alle Werkswohnungsinhaber 
können in andere Betriebe wechseln, 
ohne daß ihnen die Wohnung gekün-
digt oder die Miete erhöht wird. Wer 
sich nach Geisweid oder Siegen mel-
det, bekommt den Umzug bezahlt und 
die neuen Gardinen.

Und NRW-Ministerpräsident Kühn 
stellte in einer Verhandlung mit den 
beiden Konzernleitungen fest, daß sie 
während der Hochkonjunktur erheb-
liche Gewinne realisiert, aber kaum 
etwas in Haspe oder Eckesey inve-
stiert hätten.

Als diese Hiobsbotschaften bekannt 
wurden, begannen auch die 5300 Hüt-
tenarbeiter der Georgsmarienhütte den 
Kampf um den Erhalt ihrer Arbeits-
plätze nach dem Hagener Vorbild. 
Zum ersten Male seit fast 50 Jahren 
streikten sie und demonstrierten mit 
schwarzen Fahnen und bitteren An-
klagen vom Betrieb durch die kleine 
Stadt Georgsmarienhütte zum Verwal-
tungshochhaus.

in Haspe über 500 Stahlarbeiter kurz-
arbeiten müssen, sind es in der Georgs-
marienhütte bei Osnabrück bereits 
1540. Außerdem wurden dort schon 
98 Kollegen entlassen. Ab 1. Januar 
1972 sollen in der Georgsmarienhütte 
drei Abteilungen stillgelegt und 450 
Hüttenarbeiter entlassen werden, und 
außerdem ist die Stillegung der ge-
samten Hochofenanlage mit über 1000 
Beschäftigten beabsichtigt. Das würde 
der Georgsmarienhütte den Todes-
stoß versetzen.



Konzertierte Aktion abgelehnt
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Berichtigung

Vom 9. Gewerkschaftstag der IG Druck und Papier 
Für Ratifizierung der Verträge von Moskau und Warschau

der Bremer Delegierte und SPD-Bun-
destagsabgeordnete Claus Grobecker 
— er bemühte sich, die konzertierte 
Aktion zu verteidigen — nichts zu 
verändern.

dazu auf, an den gestellten Forde-
rungen festzuhalten. Der DGB-Vor-
sitzende, Heinz Oskar Vetter, der in 
Nürnberg zur Begrüßung sprach, hat 
ebenfalls das provokative 4,5-Prozent- 
Angebot scharf zurückgewiesen.

Bereits in seiner Eröffnungsrede hat 
der wiedergewählte Vorsitzende Leon-
hard Mahlein deutlich gemacht, daß 
der politische Hauptgegner der Ge-
werkschaften in der CDU/CSU zu fin-
den ist. Wörtlich sagte er: „In diesen 
Parteien dominieren auch weiterhin 
die extremen Kräfte, die im Inneren 
auf einen konservativen und nach 
außen auf einen aggressiv-expansio-
nistischen Kurs drängen und mit der 
demagogischen Art eines Herrn Barzel 
oder Strauß auf die Regierungspolitik 
Einfluß zu nehmen versuchen."

Nach einer mehrjährigen Diskussion 
in der Mitgliedschaft verabschiedete 
der Gewerkschaftstag den Entwurf 
eines neuen Lohntarifvertrages für die 
Druckinduslrie mit 151 gegen 87 Stim-
men. Dieser Lohntarifvertrag sieht die 
Einführung eines differenzierten Loh-
nes vor und ist zugleich mit unver-
zichtbaren Forderungen, wie z. B. Mit-
bestimmung des Betriebsrats bei Ein- 
und Umgruppierungen, gekoppelt. Al-
lerdings soll der neue Tarifvertrag 
1972 noch nicht Gegenstand der Ver-
handlungen mit den Unternehmern 
sein. Wegen der besonderen Proble-
matik worden NACHRICHTEN in einer 
der nächsten Ausgaben noch ausführ-
lich über den neuen Tarifvertrags-
entwurf berichten.

Entsprechend dieser Aussage hat der 
Gewerkschaftstag in einem Initiativ-
antrag die konzertierte Aktion in der 
bisherigen Form abgelehnt und dafür 
die überbetriebliche Mitbestimmung 
durch Wirtschafts- und Sozialräte auf 
allen politischen Ebenen nach den 
Vorstellungen des DGB verlangt. An 
dieser Entscheidung vermochte auch
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Der 9. ordentliche Gewerkschaftstag der IG Druck und Papier vom 24. bis 
30. Oktober 1971 in Nürnberg vertrat eine in wesentlichen Grundfragen von 
Unternehmern, Parteien und Regierungen unabhängige Gewerkschaftspolitik. 
Die übergroße Mehrheit der 254 Delegierten lehnte im Namen von rund 150 000 
Mitgliedern die konzertierte Aktion in der bisherigen Form ab, setzte sich 
kritisch mit der Schillerschen Wirtschaftspolitik auseinander, forderte unter 
anderem die Ratifizierung der Verträge von Moskau und Warschau, verlangte 
das Verbot der NPD und wandte sich gegen die extremen Kräfte in der CDU/ 
CSU. Im Gegensatz zum Gewerkschaftstag der IG Metall (vgl. NACHRICHTEN 
10/71) blieben auf diesem Gewerkschaftstag die auf Integration drängenden 
Delegierten in der Minderheit und konnten sich nicht durchsetzen.

In dem Artikel „Bruch mit einem Tabu" 
im Oktober-Heft, Seite 9, hat sich in 
der ersten Spalte, erster Absatz, beim 
Ausführen von Korrekturen ein 
Fehler eingeschlichen. Richtig muß 
es heißen: „...Sie sind gleichberech-
tigte Gewerkschaftsmitglieder, und es 
gibt aus gewerkschaftlicher Sicht kei-
nen Grund, sie als Mitglieder min-
deren Rechts zu behandeln."

Zur konzertierten Aktion sagte Mah-
lein in seinem Geschäftsbericht, daß 
sie „autoritär" sei und die „partei-
politische Unabhängigkeit der Ge-
werkschaften" bedrohe. Wörtlich fuhr 
er fort: „Ich nenne die konzertierte 
Aktion deshalb autoritär, weil hier 
von der Bundesregierung konkrete 
Tariflohn- oder Effektivlohn-Erhö-
hungssätze vorgegeben werden, bei 
deren Festlegung weder das Parlament 
noch die sozialen Gruppen mitbestim- 
men können, die aber doch einen ent-
scheidenden Einfluß auf die Öffentlich-
keit, wie auch auf die Tarifverhand-
lungen selbst ausüben."

Während Mahlein die Ostpolitik von 
Bundeskanzler Brandt — er sprach zu 
den Delegierten — unterstützte, setz-
te er sich zugleich kritisch mit der 
Innenpolitik der Bundesregierung aus-
einander: „Die von Professor Schiller 
bisher geübte Praxis (läßt) kaum die 
Illusion zu, als würde dieser den ge-
werkschaftlichen Vorstellungen näher 
kommen." Im einzelnen richtete sich 
die Kritik gegen die autoritären For-
men der konzertierten Aktion, den 
unzureichenden Regierungsentwurf für 
ein neues BetrVG und die nicht vor-
handene Kontrolle der Pressekonzen-
tration.

In einer weiteren Entschließung hat 
der Gewerkschaftstag den DGB-Bun-
desvorstand aufgefordert, „bei Bun-
desregierung und Bundestag schärfsten 
Protest gegen Preissteigerungen jeder 
Art einzulegen". Dabei wurde die 
Zweckbehauptung zurückgewiesen, 
Löhne und Gehälter verursachten eine 
Inflationsgefahr. „Zwei Inflationen in 
Deutschland beweisen, daß Krieg, 
Kriegsfolgen und Rüstung die Wäh-
rung ruinierten. Darum wäre auch 
heute eine Senkung der Ausgaben für 
militärische Zwecke ein wesentlicher 
Beitrag, um der Inflation entgegenzu-
wirken." Eine „weitere Inflationsge-
fahr geht von der Gewinnexplosion 
aus . . . Wer die Preise stoppen will, 
muß die Gewinne stoppen", heißt es 
in der einstimmig angenommenen Ent-
schließung.

Der Gewerkschaftstag forderte die 
Bundesregierung auf, „den neonazisti-
schen Kräften entschieden entgegen-
zutreten, die .Aktion Widerstand' zu 
verbieten, die NPD aufzulösen und 
alle öffentlichen Mittel für nationa-
listische und revanchistische Organi-
sationen, einschließlich von Vertrie-
benen verbänden ... zu streichen". Zu-
gleich beschlossen die Delegierten, ge-
gen die Neonazis „öffentliche Aktio-
nen mit anderen demokratischen In-
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Mahlein erklärte: „Es kann doch nicht 
der Wille der führenden Regierungs-
partei sein, daß der politische Ver- 
leumdungs- und Verdummungsprozeß 
durch die .Bild'-Zeitung und ähnliche 
Druckerzeugnisse noch fortgesetzt und 
beschleunigt und durch weitere Kon-
zentrationsvorgänge die Pressefreiheit 
weiter eingeschränkt wird." Es wurde 
der Beschluß gefaßt, „notfalls unter 
vollem Einsatz gewerkschaftlicher 
Kampfmittel . . . den publizistischen 
Alleinherrschaftsanspruch der Verle-
ger zurückzudrängen".

Sowohl bei den Geschäftsberichten als 
auch den angenommenen Entschlie-
ßungen spielten der Regierungs-
entwurf, für ein neues BetrVG und die 
Pressekonzentration eine beachtliche 
Rolle. In einem Initiativantrag stellten 
die Delegierten fest, daß die Regie-
rungsvorlage auch in ihrer jetzigen 
Form nicht den gewerkschaftlichen 
Forderungen entspricht (siehe neben-
stehenden Auszug des Beschlusses).

Vor allem kritisierten die Delegierten, 
daß durch die Beibehaltung des Ten-
denzschutzes viele Arbeiter und An-
gestellte des graphischen Gewerbes 
von den wenigen Rechten grundsätz-
lich ausgeklammerl und zu „Arbeit-
nehmern zweiter Klasse degradiert" 
werden sollen. Ebenso empört war der 
Gewerkschaftstag, daß beim Entwurf 
des Presserahmengeselzes nicht den 
Vorstellungen der Gewerkschaften 
nach Fusionskontrolle gefolgt worden 
sei.

Einmütig sprachen sich die Delegierten 
für die aktive Lohn- und Gehalts-
politik unter breitester Einbeziehung 
der Mitgliedschaft aus, sie forderten 
unter anderem einen garantierten 
Jahresarbeitslohn, ein tariflich ver-
einbartes 13. Monatseinkommen und 
sechs Wochen Jahresurlaub. Der Ge-
werkschaftstag solidarisierte sich be-
schlußmäßig mit dem gegenwärtigen 
Lohnkampf der IG Metall und rief



Aus den Beschlüssen

lllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllll^

I

I

$

9

Die IG Druck und Papier ist mit der 
beschlossenen gewerkschaftspolitischen 
Linie, die wesentlichen Klasseninter-
essen der Arbeiter und Angestellten 
entspricht, gestärkt aus ihrem Gewerk-
schaftstag hervorgegangen. Das zeigte 
sich auch bei den Wahlen des Haupt-
vorstandes. Der wiedergewählte Vor-
sitzende Mahlein konnte 241 von 253 
Stimmen auf sich vereinigen, während 
er beim 8. Gewerkschaflstag 1968 in 
Koblenz erst im 6. Wahlgang eine 
knappe Mehrheit erhielt.

Der Gewerkschaftstag protestierte ge-
gen den Krieg in Indochina und ver-
urteilte die Haltung des Bonner Innen-
ministeriums, das eine Einreise süd-
vietnamesischer Gewerkschafter ver-
boten hatte. Die Gewerkschafter aus 
Südvietnam wollten in der Bundes-
republik an Hearings über die US- 
Aggression in Indochina teilnehmen.

Wiedergewählt wurden auch der zwei-
te Vorsitzende Herbert Schwiedel (211 
Stimmen), der Sekretär Heinz Müller 
(231), der Redakteur Eugen Stotz (185)
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und der Jugend- und Bildungssekretär 
Eberhard Kremer (222). Anstelle des 
ausgeschiedenen Kassierers Jupp Kür-
ten wurde Werner Schüssler (198) und 
für die bisherige Bundesfrauensekre-
tärin Krause-Scheufler kam Giesela 
Keßler (233) in den Vorstand.

Für Moskauer
und Warschauer Verträge

Gruppen die Politik einer guten Nach-
barschaft mit den Völkern Osteuropas 
hintertreiben will.

Zu einer konsequenten Friedenspolitik 
gehört aber auch die Verbesserung 
des Verhältnisses zwischen den bei-
den deutschen Staaten, die eine Aner-
kennung der DDR einschließt.

Kundgebung gegen
Betriebsverfassungsgesetz

Alles in allem war der Gewerk-
schaftstag ein Erfolg für die Entwick-
lung einer progressiven Gewerkschafts-
politik auf der Basis des DGB-Grund- 
satzprogramms und für die Stärkung 
der Gewerkschaften als Kampforgani-
sation der Arbeiterklasse. Zu begrü-
ßen ist auch, daß der Vorsitzende des 
Schriftsteller-Verbandes, Dieter Latt- 
mann, in Nürnberg Gelegenheit hatte, 
seine Vorstellungen über einen even-
tuellen Zusammenschluß des Schrift-
stellerverbandes mit der IG Druck 
und Papier vorzutragen. Diese Initia-
tive fand eine starke Zustimmung bei 
den Delegierten.

Vor den Mitgliedern der IG Druck 
und Papier steht jetzt die Aufgabe, 
die zahlreichen Beschlüsse in die Tat 
umzusetzen. Als Konferenzort für den 
nächsten Gewerkschaftstag im Jahre 
1974 wurde Hamburg festgelegt.

Werner Petschick

stitutionen einzuleiten". Den Mord-
anschlag rechtsradikaler Kreise auf 
den DGB-Sekretär Orlowski aus Er-
langen nahm Mahlein zum Anlaß, er-
neut von Regierung und Gesetzgebung 
zu verlangen, „den Verbrechern von 
der sogenannten Aktion Widerstand 
das Handwerk zu legen".

Um einen eigenen gewerkschaftlichen 
Friedensbeitrag zu leisten, trat der 
Gewerkschaftstag für eine europäische 
Gewerkschaftskonferenz des IBFG und 
WGB ein, die sich mit Fragen der 
internationalen Gewerkschaftsbewe-
gung und Maßnahmen der Friedens-
sicherung beschäftigen soll. Den mul-
tinationalen Konzernen wurde der 
Kampf angesagt und die Notwendig-
keit der Zusammenarbeit mit allen 
Gewerkschaften betont. Mahlein kriti-
sierte die EWG als ein Europa der 
Technokraten, der Industrie und der 
Militärs. So wie die Konzerne eine 
europaweite Strategie entwickeln, so 
notwendig sei auch die Zusammen-
arbeit der Gewerkschaften.

Es ist hervorzuheben, daß der Anti-
kommunismus auf dem Kongreß zu-
rückgedrängt werden konnte. Das 
zeigte sich nicht nur in der Verlesung 
der Grußadresse des Parteivorstandes 
der DKP, sondern viel stärker im ge-
meinsamen Auftreten von sozialdemo-
kratischen und kommunistischen De-
legierten für die Belange der Arbei-
terklasse. Es bleibt zu hoffen, daß die 
beschlossene Politik der IG Druck und 
Papier auch auf andere Gewerkschaf-
ten ausstrahlt und positive Impulse 
für den nächsten DGB-Kongreß im 
Juni 1972 vermittelt.

Wir erwarten von der Regierung die 
Unterstützung der Forderung nach 
einer europäischen Sicher hei tskonfe? 
renz, durch die Spannungen abgebaut 
würden und sich Aussichten für eine 
Senkung der unerträglich hohen Rü-
stungskosten eröffnen.

Es ist zweifellos eine Verfälschung 
der Wirklichkeit, wenn von Unterneh-
mern behauptet wird, daß die gegen-
wärtige Regierungsvorlage die soziale 
Marktwirtschaft bedrohe und einem 
Machtanspruch der Gewerkschaften 
entgegenkomme. Tatsache ist vielmehrr 
daß die Gesetzesvorlage auch in ihrer 
letzten Form nach den Koalitionsver-
einbarungen nicht den gewerkschaft-
lichen Forderungen entspricht. An den 
Deutschen Gewerkschaf tsbund geht 
der Appell, in einer Großkundgebung 
in Bonn alle Gewerkschaften im DGB 
zu vereinen.

In der Diskussion kritisierte der De-
legierte Ludwig Hankhofer die ge-
plante Erhöhung der Rüstungsausga-
ben um fast drei Milliarden DM. Das 
passe zur Friedenspolitik wie die Faust 
aufs Auge. „Rüstung war und ist das 
Geschäft der Großkonzerne". Statt der 
von Verteidigungsminister Schmidt 
gepriesenen 10 000 neuen Unteroffi-
ziere wären 10 000 Lehrer dringender 
gewesen.

Der 9. ordentliche Gewerkschaftslag 
der Industriegewerkschaft Druck und 
Papier vom 24. bis 30. Oktober in 
Nürnberg wendet sich mit aller Schärfe 
gegen den erpresserischen Druck der 
Bundesvereinigung der Deutschen Ar-
beitgeberverbände (BDA) und der 
Landesvereinigung der industriellen 
Arbeitgeberverbände NRW e. V. auf 
den Bundestag bei der Novellierung 
des Betriebsverfassungsgesetzes ...

Wir fordern weiterhin dazu auf, die 
zukunftssichere Politik des Gewalt-
verzichts und der Zusammenarbeit 
mit den Nationen Osteuropas zu un-
terstützen, weitere Gewaltverzichts-
verträge abzuschließen und zugleich 
Front zu machen gegen die verständi-
gungsfeindliche Politik der CDU'/CSU, 
die gemeinsam mit rechtsextremen

Mit der Entschließung zur allgemeinen 
Politik entwickelte der Gewerkschafts-
tag ein ganzes Programm zur Frie-
denssicherung (siehe nebenstehenden 
Wortlaut). Neben der Ratifizierung der 
Verträge von Moskau und Warschau 
und der Forderung nach einer euro-
päischen Sicherheitskonferenz ver-
langten die Delegierten eine Senkung 
der Rüstungsausgaben und die Aner-
kennung der DDR.

Die Delegierten des 9. ordentlichen 
Gewerkschaf tstages begrüßen die 
Verträge, die die Regierung der BRD 
mit der UdSSR über Gewaltverzicht 
und Zusammenarbeit sowie mit der 
VR Polen über die Grundlagen der 
Normalisierung ihrer gegenseitigen 
Beziehungen abgeschlossen hat. Beide 
Verträge sind wichtige Schritte auf 
dem Weg einer friedlichen Koexistenz 
mit den sozialistischen Staaten. Sie 
haben in der ganzen Welt Zustim-
mung gefunden. Wir fordern die Vor-
stände der Einzelgewerkschailen sowie 
den DGB-Bundesvorstand auf, sich bei 
den Abgeordneten des Deutschen Bun-
destages für eine baldige Ratifizierung 
beider Verträge einzusetzen sowie in 
diesem Zusammenhang für eine Null- 
und Nichtigkeitserklärung des Münch-
ner Abkommens von 1938 einzutreten.



Unkritisch zur Ruhrkohle AG
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Außerordentlicher IGBE-Kongreß ließ Fragen offen 
Sozialpartnerschaftliche Illusionen fehl am Platze

Stockungen begebe und ihren Charak-
ter als Kampforganisation beibehalte.

Ruhrkohle AG:
Steuergelder für Zechenherren

Immer deutlicher wird die Berechti-
gung der Forderung, den Ruhrkohlen-
bergbau in Gemeineigentum zu über-
führen, da er nur noch mit Steuer-
geldern betrieben werden kann. Den-
noch sind es die großen Stahl- und 
Ölkonzerne, die hauptsächlich als Ak-
tionäre der Ruhrkohle AG die Ver-
fügungsgewalt ausüben und damit den 
finanziellen Nutzen haben.

Trotz des geschilderten Kongreßver-
laufs machten Delegierte kritisch auf 
anstehende wichtige Fragen aufmerk-
sam. An die Adresse des Vorstandes 
wurde die Forderung gerichtet, die 
Grenzpfähle zwischen IGBE und Ruhr-
kohle AG deutlicher zu markieren. 
Angesichts der Tatsache, daß die All-
gemeinheit weiterhin zur RAG-Sanie- 
rung beitragen soll, wurde die Ver-
wirklichung der weiterhin gültigen 
Satzungsforderung verlangt, den Berg-
bau und die Energiewirtschaft in Ge-
meineigentum zu überführen. Von der 
Mitgliedschaft könne nur dann Ver-
ständnis für Beitragserhöhungen er-
wartet werden, wenn sich die IGBE 
nicht in sozialpartnerschaftliche Ver-

eine Entschärfung. 
Handhabung 
und 
der 
Der 
war

Die IGBE sage ja zur Rationalisierung. 
Ja sage man auch zu dem von der 
RAG verabschiedeten Gesamtanpas-
sungsplan. Diese und andere bei klas-
senbewußten Bergarbeitern nur Kopf-
schütteln hervorrufenden Äußerungen 
gipfelten in der illusionären Forderung: 
„Der Anpassungsprozeß im Steinkoh-
lenbergbau muß von allen Gruppen 
gemeinsam getragen werden, vom 
Lehrling bis hinauf zum Manager."

In seinem Schlußwort konnte sich 
Adolf Schmidt zwar nicht vom part-
nerschaftlichen Denken lösen, mußte 
aber einräumen, daß die Unternehmer 
von der Gewerkschaft als Gegner oder 
Feinde betrachtet werden — „wenn sie 
es wollen". Die IGBE werde ihren 
„Charakter nicht nur als Interessen-
vertretung der Arbeitnehmer, sondern 
auch als Kampforganisation in keiner 
Form verändern".

Befremdend und widersprüchlich war 
die Erledigung von Antrag 75, der 
statt bisheriger Benennung die Wahl 
von Vertrauensmännerkreisen in den 
Betrieben forderte. Die Antragsbera-
tungskommission hatte Annahme emp-
fohlen — es erfolgte Ablehnung. Karl- 
Heinz Kross (Vorsitzender der Arbeits-
gemeinschaft der RAG-Gesamtbetriebs- 
räte) machte sich zum Sprecher gegen 
den Antrag. Die IGBE ist damit dem 
Trend anderer Gewerkschaften inner-
halb des DGB nicht gefolgt. Die Dis-
kussion um die demokratische Wahl 
von Vertrauensmännerkreisen kann 
darum nur als aufgeschoben betrachtet 
werden. Die innergewerkschaftliche 
Erörterung der Zusammenarbeit von 
Betriebsräten und Vertrauensmännern 
ist noch nicht ausgestanden.

Die im Landesetat von Nordrhein- 
Westfalen für 1972 vorgesehenen Bürg-
schaftsmittel für die Ruhrkohle AG 
sollen um eine Milliarde DM erhöht 
werden. Außerdem will das Land 
NRW den Zecbenbesitzern für 1970 
aufgelaufene Wasserwirtschaftskosten 
in Höhe von 200 Millionen DM erlas-
sen. Für das zweite Halbjahr 1971 ist 
die Zahlung einer sogenannten Koks-
hilfe in Höhe von 4 DM je Tonne 
vorgesehen. Bis 1975 will Nordrhein- 
Westfalen auch die Investitionshilfe 
für den Steinkohlenbergbau in Höhe 
von jährlich rund 160 Millionen DM 
fortsetzen. Für die Kohleverstromung 
sollen in der Zeit von 1974 bis 1988 
Steuermittel in Höhe von 2,25 Milliar-
den DM bereitgestellt werden.

IGBE-Vorsitzender Adolf Schmidt nahm 
während seiner einleitenden Begrü-
ßungsworte angesichts wachsender 
Halden und weiteren Zechensterbens 
im Rahmen des „Gesamtanpassungs-
plans" zur Situation der Ruhrkohle AG 
Stellung. Die etwa 70 Prozent Mit-
glieder aus diesem Bereich hätten ein 
Recht darauf, daß der Vorsitzende 
etwas sage. Ein Recht zur ausführ-
lichen Diskussion wurde leider nicht 
zugestanden.

Im weiteren Verlauf lehnten die Dele-
gierten die vom Hauptvorstand vor-
gelegte neue Beitragstabelle (An-
trag 17) sowie alle weiteren Anträge 
zur Beitragsänderung zunächst einmal 
ab. Die Antragsberatungskommission 
wurde von den Delegierten beauftragt, 
für den folgenden und letzten Be-
ratungstag eine Kompromißformel 
vorzubereiten. Im Interesse von Erhal-
tung und Stärkung der IGBE als Kampf-
organisation wurde dann von den 
Delegierten fast einstimmig eine neue 
Beitragstabelle angenommen.

Die Neuwahlen zum geschäftsführen-
den Vorstand brachten folgendes Re-
sultat: Nach dem Ausscheiden von 
Karl van Berk (2. Vorsitzender) rückte 
Hans Alker (Bezirksleiter Ruhr-Mitte) 
in den Vorstand nach. Helmut Gelhorn 
wurde neuer 2. Vorsitzender.

aus. So konnte geschehen, daß nach 
Eröffnung der Diskussion zunächst 
Wortmeldungen ausblieben und eine 
nicht eingeplante „Denkpause" er-
folgte.

Das sind Worte, deren Prüfstein nur 
die gewerkschaftliche Praxis sein kann. 
Gegenwärtig haben die Zechenbosse 
in den Betrieben wieder einmal die 
„harte Welle" anlaufen lassen. Durch 
Abänderungsankündigungen und da-
mit verbundenem Lohnverlust, Maß-
nahmen gegen Fehlschichten bis zur 
Entlassung, der Möglichkeit von Feier-
schichten noch in diesem Jahr, und 
anderen Unternehmerpraktiken wer-
den sozialpartnerschaftliche Illusionen 
wie Seifenblasen zerplatzen.

Das war schon bei den ersten Zechen-
stillungen so. Auch heute, wo um des 
Profits willen das Zechensterben fort-
gesetzt wird, sind für Kumpel und 
Angestellte die Probleme noch nicht 
so gelöst, wie man im Lande immer 
wieder versichert. Die Bergarbeiter 
und ihre Organisation sind gut be-
raten, wenn sie auf die eigene Kraft 
setzen. Illusionen sind völlig fehl am 
Platze. Manfred Sokolof

Am 30. September und 1. Oktober fand in Oberhausen ein außerordentlicher 
Kongreß der Industriegewerkschaft Bergbau und Energie statt. Die Delegierten 
beschlossen Satzungsänderungen und führten Nachwahlen durch. Eine aus-
reichende und gerade gegenwärtig notwendige Beratung über Probleme der 
Ruhrkohle AG (RAG) und des letzten Tarifabschlusses im Steinkohlenbergbau 
konnte nicht erfolgen, weil die vom Hauptvorstand aufgestellte Tagesordnung 
nicht erweitert wurde. Der gewerkschaftlichen Aufgabenstellung konnte der 
Kongreß demgemäß nur unzureichend nachkommen. Die Delegierten wurden auf 
den nächsten ordentlichen IGBE-Kongreß im November 1972 vertröstet.

Durch Ablehnung von Antrag Nr. 1, 
der Stellungnahme und Diskussion zum 
letzten Tarifabschluß forderte, er-
folgte gleich zu Beginn der Beratungen 

Eine umstrittene 
der Geschäftsordnung 

zweimaliges Abstimmen waren 
Entscheidung vorausgegangen, 

kritische Kern der Delegierten 
zahlenmäßig nicht stark genug. 

Die Diskussionsthemen waren einge-
engt, wichtige Fragen ausgeklammert. 
Das wirkte sich auch auf die Stimmung
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Insgesamt fünfmal warnte der IGBE- 
Vorsitzende während seiner Rede vor 
Illusionen, daß der Kohlenbergbau 
ohne staatliche Hilfe auskommen 
könne. Das gelte auch für die Zeit 
nach Durchführung des „Gesamtanpas-
sungsplans". Dieser Plan, betonte 
Schmidt, solle verhindern, daß über 
Nacht Stillegungen präsentiert wer-
den. Auch die Bergbaubeschäftigten 
sollten frühzeitig erfahren „was in 
welcher Größenordnung wann, wo 
geschieht".
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Neues Selbstverständnis?
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tionalisierung als Gewerkschaftsbüro-
kratie zur Wehr setzen".

Erich Rupp
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Besser informiert 
durch 
NACHRICHTEN

■

Es kann durchaus mehr sein als ein Generationswechsel, daß auf dem 10. ordent-
lichen Kongreß der Deutschen Postgewerkschaft Anfang Oktober in Wiesbaden 
der 47jährige Ernst Breit, bisher Vorsitzender des Hauptpersonalrates beim 
Bundespostministerium, den aus Altersgründen ausgeschiedenen Carl Stenger 
als Vorsitzenden der 365 OOO-Mann-Organisation ablöste. Unmittelbar nach 
seiner Wahl (315 von 364 Stimmen) wies Breit auf die gesellschaftsverändernde 
Aufgabe der Gewerkschaften hin und betonte: „Wir werden diesem Teil un-
serer Arbeit in Zukunft mehr Bedeutung beimessen müssen."

Zum „Katalog notwendiger Reformen" 
zählt der Bericht „insbesondere die 
öffentliche Kontrolle der wichtigsten 
Entscheidungszentren der Wirtschaft". 
Dabei sei nicht auszuschließen „zum 
Zwecke der Kontrolle die Überführung 
von Schlüsselindustrien sowie des 
Geld- und Kreditwesens und der Ver-
sicherungen in gesellschaftliches Eigen-
tum ... Die Entscheidung über die In-

Der Kommissionsbericht geht davon 
aus, „Alternativen, auch radikale Al-
ternativen, zur gesellschaftlichen Situa-
tion anzubieten, sie der Öffentlichkeit 
und insbesondere den Arbeitnehmern 
bewußt zu machen". Da unsere Gesell-
schaftsordnung auf dem Recht des 
Stärkeren basiere, sollten sich die Ge-
werkschaften „als eine zum Kapitalis-
mus kritisch eingestellte Bewegung 
verstehen und versuchen, die durch 
den Kapitalismus im Zwielicht ent-
stehenden Machtgruppierungen sicht-
bar zu machen und ihren Einfluß ein-
zuschränken oder zu beseitigen". Die 
Gewerkschaften müßten „gesamtgesell-
schaftlich als Motor für eine fort-
schrittliche gesellschaftspolitische Re-
form wirken und auf dieses Ziel hin 
die Arbeitnehmer solidarisieren".

In einer Initiativentschließung erklärte 
der Kongreß, daß der Regierungsent-
wurf eines neuen Betriebsverfassungs-
gesetzes „kein Vorbild für eine Novel-
lierung des Personalvertretungsge-
setzes sein“ könne, denn „eine wirk-
same Interessenvertretung der Arbeit-
nehmer ist mit dem Gesetzentwurf 
nicht möglich, zumal die notwendige 
Unterstützung durch die Gewerkschaf-
ten in dem Gesetz nicht ausreichend 
verankert ist".

satz entsteht, wo 
und bewußtmachen kann, 
wo aus 
größere gesellschaftliche Zusammen-
hänge." Dabei sollten die Gewerk-
schaften „mehr als bisher bereit sein, 
sich des gewerkschaftlichen Kampfes 
zu bedienen; ihren Stolz auf die rela-
tiv geringe Zahl an Streiktagen im 
Vergleich zu anderen Ländern . . . müs-
sen sie aufgeben". Im übrigen sollten 
sich „die Gewerkschaften als Gegen-
macht verstehen, und sich gegen alle 
Gefahren und Versuche der Institu-
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Obwohl der DGB-Vorsitzende Vetter 
in seiner Begrüßung ausdrücklich er-
klärt hatte, daß bei nur einem Mann 
unter der Parität von Mitbestimmung 
nicht gesprochen werden könne, ließen 
die Reden von Minister Leber (SPD), 
Mischnik (FDP) und Stücklen (CSU) 
erkennen, daß sich die Bundestags-
parteien in einer Regelung unterhalb 
der Parität einig sind. Im Gegensatz 
zum stellvertretenden SPD-Fraktions-
vorsitzenden im Bundestag, Professor 
Schäfer, der vor dem Kongreß den 
Beamten das Recht auf den Arbeits-
kampf absprach, forderten die Dele-
gierten mit großer Mehrheit das 
Streikrecht auch für Beamte.

Mit großer Mehrheit drückten die 
Delegierten ihre Erwartung aus auf 
„einen baldigen Abschluß der Ver-
handlungen mit der DDR und eine 
Normalisierung der Beziehungen zwi-
schen beiden deutschen Staaten auf 
der Grundlage der Gleichberechtigung; 
eine Ratifizierung des Moskauer und 
Warschauer Vertrages durch den Bun-
destag; Initiativen zur Einberufung 
einer europäischen Sicherheitskonfe-
renz und weitere Entspannungsbe-
mühungen und Verhandlungen mit 
den übrigen Oststaaten". Ferner wurde 
beschlossen, „daß in Zukunft entschie-
den mehr Kontakte zu gewerkschaft-
lichen Organisationen unserer öst-
lichen Nachbarländer hergestellt" und 
„die Gewerkschaftsorganisationen der 
DDR in diese Maßnahmen eingeschlos-
sen werden" sollen.

Einen nicht geringen Informations-
stand setzte bei den Delegierten die 
Behandlung der 798 Anträge und Ent-
schließungen sowie von weiteren zwei 
Dutzend Initiativ-Anträgen und Ent-
schließungen voraus. Im Mittelpunkt 
der berufspolitischen Fragen stand die 
Forderung nach einem einheitlichen 
Dienstrecht bei der Post, die Einfüh-
rung der Fünf-Tage-Woche und die 
Bekräftigung der Forderung, bei der 
vorgesehenen neuen Unternehmens-
verfassung der Post im Aufsichtsrat 
paritätisch vertreten zu sein.

Postgewerkschaft bestimmt gesellschaftlichen Standort 
Vom 10. Kongreß der Deutschen Postgewerkschaft

Es sei kein Zufall, bekräftigte der 
neue Mann an der Spitze, daß die 
DPG eine „Kommission Selbstverständ-
nis" gebildet und das Arbeitsergebnis 
dieser Kommission den Mitgliedern 
zur Diskussion zugeleitet habe. Zwar 
spielte das angesprochene Arbeits-
papier auf dem Kongreß selbst noch 
keine überragende Rolle, aber seine 
in anderthalbjähriger Arbeit zusam-
mengetragenen brisanten Erkenntnisse 
können durchaus mehr als nur Denk-
anstöße für ein neues gewerkschaft-
liches Selbstverständnis auslösen. Im-
merhin wurde es ausdrücklich vom 
DPG-Organ „Gewerkschaftliche Praxis" 
(Nr. 6/7-71) mit dem Vermerk ver-
öffentlicht, auch „interessierten Kol-
leginnen und Kollegen aus anderen 
Gewerkschaften die Diskussion ohne 
.Sprachregelung von oben' zu ermög-
lichen".

Zur Stärkung ihrer Position wird die 
„Beteiligung der Gewerksdiaften an 
allen Beratungen und Entscheidungen 
der Betriebs- bzw. Personalräte" ver-
langt sowie die „Entbindung der Be-
triebs- bzw. Personalratsmilglieder von 
der Schweigepflicht gegenüber den 
Arbeitnehmern, gegenüber der Be-
triebs- bzw. der Personalversammlung 
und gegenüber den Gewerkschaften; 
Aufhebung des Gebots der Friedens-
pflicht im Betrieb; Möglichkeit des 
Mißtrauensvotums gegenüber Betriebs- 
bzw. Personalräten mit Folgewirkung 
durch die Betriebs- bzw. Personalver-
sammlung; Rechenschaftslegung und 
öffentliche Kontrolle der Mitbestim-
mungsträger und u. a. Schaffung von 
Einrichtungen der überbetrieblichen 
Mitbestimmung zur Sicherung der Teil-
nahme der Gewerkschaften an staat-
lichen Planungsprozessen“.

Die angestrebte Demokratisierung 
schließt ausdrücklich die Gewerk-
schaftsorganisationen mit ein. Ernst 
Breit zum Abschluß des DPG-Kongres- 
ses: „Wer mehr demokratische Kon-
trollen will, muß auch mehr Informa-
tion der Mitglieder wollen; wer mehr 
Information anbietet, versetzt die Mit-
glieder damit in die Lage, auf demo-
kratische Weise zu kontrollieren."

vestitionen und Gewinnraten darf... 
nicht denen überlassen werden, die 
ihre Legitimation lediglich vom Eigen-
tum her beziehen". Außerdem gehe es 
darum, „die von der wirtschaftlichen 
Macht ausgehende politische Macht 
samt ihren entscheidenden Einfluß-
zentren zu brechen ..

Mit der Bewußtseinsbildung müsse 
im Betrieb angefangen werden. „Dort 
ist der Ort, wo der Interessengegen- 

man ihn sichtbar 
und von 

man ihn überleiten muß in



Angestellte solidarisch

iiniiiiiiiitiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiuiiiiiiiiin

iiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiinniiiin

NACHRICHTEN 
für den aktiven 
Gewerkschafter

Von den rund 6,6 Millionen Mitgliedern der DGB-Gewerkschaften sind über 
eine Million Angestellte. Allein von 1968 bis jetzt stieg die Zahl der Ange- 
stellten-Milglieder um gut 100 000; diese Tendenz dauert an. Auf der 7. Bundes-
angestelltentagung des DGB am 26. und 27. Oktober 1971 in Mainz sprach das 
für diese Berufsgruppe zuständige Mitglied des geschäftsführenden DGB-Bun-
desvorstandes, Günter Stephan, von der „Abstimmung der Angestellten mit dem 
Mitgliedsbuch", die offensichtlich zugunsten des Deutschen Gewerkschaftsbundes 
ausfalle.

Der DGB will seine Angestelltenarbeit verstärken
7. Angestelltentag: Gemeinsame Interessen mit Arbeitern

Zu der Diskussion über einen mög-
lichen Anschluß der berufsständisch 
orientierten Deutschen Angestellten-
gewerkschaft an den DGB sagte Gün-
ter Stephan, dabei stehe die organi-
sationspolitische Frage im Vorder-
grund. Der DGB sei „für jedes Ge-
spräch offen", wenn es die Organisa-
tionsfrage nicht ausklammert. Vetter 
machte klar: „Dabei kann es ... keinen 
Rückfall in überwundene Formen einer 
für sich abgeschlossenen Organisation 
der Angestellten geben. Die Zeiten 
für Standesorganisationen sind end-
gültig vorbei." G. Siebert
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Der Delegierte Tümmers machte dar-
auf aufmerksam, daß Tausende von 
kommunistischen Gewerkschaftsmit-
gliedern seit Jahrzehnten aktiv in den

Gewerkschaften mitarbeiten und zu 
den Erfolgen der Gewerkschaftsbewe-
gung in der Bundesrepublik beigetra-
gen haben. Tümmers fragte: „Genügt 
es nicht, daß die Springer-Presse, daß 
Strauß und Barzel alle jene als .links-
extrem' und umstürzlerisch verketzern, 
die diese Gesellschaft in Überein-
stimmung mit dem Grundgesetz mit 
Reformen verändern und durch echte 
Mitbestimmung überholte Machtstruk-
turen überwinden wollen?" Den Rech-
ten seien sowieso alle anderen „links".

Der Antrag war vom Vorstand der 
IG Metall eingebracht worden, und 
entsprach — bis auf einige Formu-
lierungen — jener Entschließung zu 
dieser Frage, die bereits auf dem Ge-
werkschaftstag der IG Metall in Wies-
baden heftige Kritik und zahlreiche 
Gegenstimmen hervorgerufen hatte. 
Offensichtlich unter dem Eindruck die-
ser Kritik nahmen die Initiatoren im 
Vorstand der IG Metall für die Main-
zer Angestelltenkonferenz eine be-
merkenswerte Veränderung vor. Wäh-
rend die Entschließung in Wiesbaden 
„unnachsichtige Verfolgung" und ein 
„eventuelles Verbot" gegen rechts und 
links gleichermaßen forderte, be-
schränkte der Antrag für die Ange-
stelltenkonferenz solche Maßnahmen 
vernünftigerweise auf die Neonazis. 
Dennoch enthielt er die unverantwort-
liche, der Gewerkschaftsbewegung 
unwürdige Gleichsetzung von nazisti-
schen und linken Kräften.

Ein weiterer Antrag verlangt von der 
Bundesregierung „die unnachsichtige 
Strafverfolgung rechtsradikaler Ak-
tionen, einschließlich des Verbots der 
sie tragenden Organisationen". Aller-
dings „verwahrt" sich der Angestell-
tentag auch gegen „linksextremistische 
Aktivitäten". Diese schematische und 
politisch gefährliche Gleichsetzung 
von rechts und links wurde von dem 
Delegierten Peter Tümmers scharf zu-
rückgewiesen. Mehr als ein Zehntel 
der Delegierten versagte dem An-
trag die Zustimmung.

Der Angestelltentag kritisiert „trotz 
zahlreicher Verbesserungen" den Re-
gierungsentwurf zum Betriebsverfas-
sungsgesetz, insbesondere die Er-
schwerung des Zugangs von Gewerk-
schaftsvertretern zum Betrieb und die 
weitere Aufspaltung von Arbeitern 
und Angestellten durch die Verstär-
kung von Gruppenrechten. An die 
leitenden Angestellten wird appel-
liert, sich gewerkschaftlich zu organi-
sieren und ihre Arbeitnehmerrolle 
zu erkennen.

Mit Recht forderte ein Diskussions-
sprecher, allerdings vergeblich, den 
Begriff „Vermögensbildung" durch 
„Sparförderung" zu ersetzen, da in 
dem Antrag dem Sinne nach von 
nichts anderem die Rede sei. Vermö-
gen für Arbeitnehmer könne nur 
durch Umverteilung des Produktiv-
vermögens gebildet werden, also durch 
Überführung von Schlüsselindustrien, 
Banken und Versicherungen in Ge-
meineigentum.
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Der DGB-Vorsitzende Heinz Oskar 
Vetter erklärte zu dieser Problematik 
auf der Mainzer Tagung, die Unter-
nehmer hätten in der Vergangenheit 
den Angestellten eingeredet, sie seien 
etwas Besseres und eine „besondere 
Angestelltenmentalität" zur Aufspal-
tung der Arbeiterschaft gezüditet. „In-
zwischen ist allerdings der Putz ab-
geblättert und im grauen Millionen-
heer der Büro- und Verwaltungsange-
stellten schwinden die Illusionen. Im-
mer mehr wird ihnen die tatsächliche 
soziale Wirklichkeit bewußt — wird 
ihnen bewußt, daß ihre Position in 
unserer Gesellschaft die gleiche ist, 
wie bei den Arbeitnehmern insge-
samt." Beide Gruppen müßten eng 
Zusammenarbeiten, um gemeinsam 
ihre Interessen zu vertreten.

Zwei Tage lang berieten die 141 
stimmberechtigten Delegierten über 
spezielle Angestelltenprobleme und 
Fragen der Gewerkschaftspolitik im 
allgemeinen. In vier Arbeitsgruppen 
erfolgte eine sehr fach- und sach-
bezogene Erörterung solcher Themen 
wie: Sozialpolitik, Mobilität der An-
gestellten, leitende Angestellte und 
Behördenangestellte. Häufig geschah 
die Problemdarstellung und -erörte- 
rung sehr abstrakt, ohne Bezogenheit 
auf die soziale und gesellschaftliche 
Realität, in der diese Probleme ent-
stehen und die es zu verändern gilt, 
um beispielsweise die Arbeitsplätze 
der Angestellten zu sichern. Nicht die 
technische Revolutionierung des Büros, 
sondern der egoistische profitorien-
tierte Einsatz dieser Technik durch die 
Besitzer der Produktionsmittel erzeugt 
für die Angestellten Unsicherheit des 
Arbeitsplatzes, Überforderung, ge-
sundheitliche Schäden usw.

Die gewerkschaftliche Arbeit unter 
den Angestellten soll künftig ver-
stärkt werden. Während der DGB im 
Durchschnitt aller abhängig Beschäf-
tigten fast 30 Prozent in den ihm an-
geschlossenen Gewerkschaften organi-
siert hat, sind es bei den Angestell-
ten nur 11 Prozent. Die Zahl der An-
gestellten in Wirtschaft und Verwal-
tung wird jedoch spätestens 1980 die 
der Arbeiter erreichen oder gar über-
treffen. Daraus ergeben sich für die 
Gewerkschaften, wollen sie nicht zah-
lenmäßig schrumpfen und an Kampf-
kraft verlieren, enorme Aufgaben.

Im gesamten Ablauf des Angestellten-
tages wurde ein gewisses Bemühen 
der Konferenzleitung und von Refe-
renten erkennbar, die Probleme der 
Angestellten „an sich" abzuhandeln, 
um Kritik nicht nur von der Bundes-
regierung, sondern zugleich auch vom 
gegenwärtigen Gesellschaftssystem in 
der Bundesrepublik fernzuhalten. Nur 
etwa fünf von nahezu 100 Anträgen 
und Entschließungen machten gesell-
schaftspolitische Aussagen: Ein An-
trag „appelliert" an die SPD und die 
gewerkschaftlich organisierten Bundes-
tagsabgeordneten, sich trotz gegentei-
liger Koalitionsabsprachen zu der 
DGB-Forderung nach Einführung der 
qualifizierten Mitbestimmung „zu be-
kennen". Ein anderer Antrag fordert 
„eine gerechtere Vermögensvertei-
lung" mit Hilfe der Ausgabe unent-
geltlicher Beteiligungspapiere an alle 
Arbeitnehmer.



DAG ohne Chance
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8. Beamtentag des DGB
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Die von Bundesvorstand und Gewerk-
schaftsrat vorgelegten Rechenschafts-
berichte hatten hinsichtlich der Mit- 
gliedcrentwicklung eine negative Bi-
lanz aufzuweisen. Von 1967 bis 1971 
veringerte sich die Zahl der DAG- 
Mitglieder von 484 000 auf 473 000. 
Im Vergleich dazu konnten die DGB- 
Gewerkschaften in diesem Zeitraum 
mehr als 150 000 Angestellte neu in 
ihre Reihen aufnehmen und haben 
heute über 1 Million Mitglieder.

Die neben den DGB-Gewerkschaften für den Angestelltenbereich separat exi-
stierende Deutsche Angestelltengewerkschaft (DAG) veranstaltete vom 11. bis 
15. Oktober in Nürnberg ihren 10. Bundeskongreß. Ohne vorherige Diskussion 
in der Mitgliedschaft verabschiedete der Kongreß ein neues Programm zur 
Gesellschaftspolitik und eine neue Satzung mit einer veränderten Organisa-
tionsstruktur. Ferner standen neben den Rechenschaftsberichten rund 700 An-
träge zur Beratung. Der Kongreß nahm einen zwiespältigen und widersprüch-
lichen Verlauf.

Auch die neue Satzung — mit der 
der wiedergewählte DAG-Vorsitzende 
Hermann Brandt gegenüber den DGB- 
Gewerkschaften eine „Vormachtstel-
lung der DAG" über die Angestellten 
erreichen will — läuft auf eine ver-
stärkte Abgrenzung zwischen Arbei-
tern und Angestellten in den Betrie-

Daß innerhalb der DAG die der CDU/ 
CSU nahestehenden Kreise einen ge-
wissen Einfluß ausüben, zeigte sich 
nicht nur am Beifall für den CSU- 
Vorsitzenden Strauß, der dort zur 
Begrüßung sprach, sondern auch bei 
mehreren Entscheidungen des Kon-
gresses. Die rechten Kreise versuchten 
im neuen Programm die sozialen Vor-
stellungen der CDU/CSU zum Tragen 
zu bringen. So wurde zum Beispiel 
die im Entwurf enthaltene Forderung 
nach Enteignung von Grund und Bo-
den nicht in das Programm aufgenom-
men. Auf Intervention dieser Kreise 
ist auch die im Satzungsentwurf von 
der Antragskommission empfohlene 
Streichung der angestrebten „Ausdeh-
nung der DAG auf Gesamtdeutsch-
land" nicht erfolgt

Konsequenterweise verlangt die DAG, 
daß ihr diese Rolle auch vom Staat 
honoriert werden soll. Um die organi-
satorische Finanzkrise zu überwin-
den, ist im Programm die Forderung 
nach einer „Arbeitsmarktabgabe" ent-
halten. Danach soll die Bundesanstalt 
für Arbeit neben der Arbeitslosen-
versicherung von allen Arbeitern und 
Angestellten eine Abgabe in Höhe 
von 1 bis 1,5 Prozent des Bruttoein-
kommens einziehen und diese Gelder 
den Gewerkschaften zur Finanzierung 
ihrer Arbeit zur Verfügung zu stellen. 
Dieser Vorschlag läuft eindeutig auf 
die Umwandlung der Gewerkschaften 
von unabhängigen Interessenvertre-
tungen in Richtung Staatsgewerkschaf-
ten hinaus. An dieser Feststellung 
ändert sich auch nichts, wenn in der
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neuen DAG-Satzung eine „Unabhän-
gigkeit von Staatsorganen" postuliert 
wird.

In einer Entschließung zum Radikalis-
mus wurden rechts und links auf eine 
Stufe gestellt. Wohin diese Diffamie-
rung der als „linksradikal“ verleum-
deten aktiven Gewerkschafter abzielt, 
ging aus den Worten des Gewerk-
schaftsrats-Vorsitzenden Johannes Ter- 
haardt hervor. Er gab bekannt, der 
Gewerkschaftsrat habe auf Antrag 
des Bundesvorstandes festgestellt, daß 
der Beschluß über die Unvereinbar-
keit einer Mitgliedschaft in der DAG 
und der NPD „in gleicher Weise auch 
für Mitglieder der DKP zu gelten" 
habe. Mit dieser vom Kongreß nicht 
bestätigten Feststellung des Gewerk-
schaftsrates wird in der DAG eine 
gefährliche Entwicklung eingeleitet. 
Diejenigen, die im Kampf gegen den 
Faschismus die größten Opfer ge-
bracht haben, werden mit ihren Mör-
dern gleichgestellt. Den rechtskonser-
vativen Kräften in der DAG kann 
damit eine Handhabe gegeben werden, 
die aktivsten Gewerkschafter auszu-
schließen.

Die Beamten bei Bund und Ländern 
sind zur Zeit besonders darum bemüht, 
in der sozialen Stellung nicht hinter 
andere Berufsgruppen in der Wirt-
schaft zurückzufallen. Insbesondere 
suchen die gewerkschaftlich organisier-
ten Beamten nach Mitteln und Mög-
lichkeiten, ihre berechtigten Forde-
rungen hinsichtlich Besoldung und so-
zialer Stellung durchzusetzen. In die-
sem Zusammenhang dürfte die Forde-
rung nach dem Streikrecht für Be-
amte auf der Bonner Tagung des DGB 
eine wesentliche Rolle spielen. Eben-
so sind gegenwärtig tarifpolitische 
Forderungen in der Diskussion.

Der auf dem DAG-Kongreß in der 
Minderheit gebliebene progressive 
Flügel — er rekrutierte sich zum Teil 
aus Vertretern der DAG-Jugend — 
war von großem Unbehagen erfüllt. 
Viele Delegierte erkannten, daß mit 
der beschlossenen Politik und Struk-
tur die DAG keine reale Chance hat, 
sich als echter Interessenvertreter der 
9 Millionen Angestellten in der Bun-
desrepublik zu erweisen. Nur im ge-
meinsamen Handeln von Arbeitern und 
Angestellten, von DGB-Gewerkschaf-
ten und DAG für die gemeinsamen 
Klasseninteressen kann die gegen-
wärtige gewerkschaftliche Spaltung 
überwunden werden.

Werner Petschick
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ben hinaus. Auf der einen Seite soll 
die Organisation im Bundesvorstand 
auf Kosten der bisherigen Berufsgrup-
penleitung straffer zentralisiert wer-
den. Auf der anderen Seite soll die 
Rolle der Bertriebsgruppen der DAG 
auf Kosten der Ortsgruppen erhöht 
werden. Damit wird die einheitliche 
Basis von Arbeitern und Angestell-
ten in den Betrieben durch die spal-
terische Tätigkeit der DAG weiter 
gefährdet.

Mit dem neuen Programm glaubt die 
DAG-Führung künftig attraktiver als 
der „Konkurrent" DGB für die An-
gestellten zu sein. Bei dem auf ver-
stärkte Trennung von Arbeitern und 
Angestellten ausgerichteten Programm 
und seinem widersprüchlichen Inhalt 
bleibt jedoch keine Chance der Ver-
wirklichung.

. . 1

In Bonn fand am 11. und 12. Novem-
ber, während diese Ausgabe der 
NACHRICHTEN umbrochen wurde, 
der 8. Beamtentag des Deutschen Ge-
werkschaftsbundes statt. Bundesprä-
sident Dr. Heinemann und der DGB- 
Vorsitzende Heinz Oskar Vetter hat-
ten sich als prominente Redner ange-
sagt.

10. DAG-Bundeskongreß: Negative Mitgliederbilanz 
Neues Programm und neue Satzung verabschiedet

Der auf dem Kongreß sichtbar ge-
wordene Kurs der verstärkten Inte-
gration der DAG in das großkapitali-
stische Herrschaftssystem wird durch 
die verlangte „noch konsequentere 
Anwendung der Gruppenrechte für 
Angestellte" und die Konservierung 
von verstaubtem Standesbewußtsein 
verstärkt. Selbst die im Entwurf für 
eine Novellierung des BetrVG ent-
haltenen Gruppenrechte sind der DAG 
unzureichend.

Einerseits sind in dem Programm eini-
ge, meist sozialpolitische Forderun-
gen enthalten, die durchaus den In-
teressen aller Arbeiter und Ange-
stellten entsprechen: 36-Stunden-Wo- 
che, zweimaliger Jahresurlaub von 
mindestens je vier Wochen, beson-
derer Schutz für Arbeitsplatz und 
Wohnung wie auch Verhinderung des 
Mißbrauchs wirtschaftlicher Macht. An-
dererseits bekennt sich das Programm 
zur sozialen Marktwirtschaft und zum 
Privateigentum an den Produktions-
mitteln. Die DAG betrachtet sich als 
Ordnungsfaktor des Staates.



Textil: Arbeitsplätze in Gefahr
Beschlüsse zur Tarifpolitik und Frauenarbeit
11. ordentlicher Gewerkschaftstag Textil-Bekleidung

Von 1968 bis 1970 belief sich die Zahl 
der Betriebsstillegungen auf 560, da-
von 301 Textil- und 259 Bekleidungs-
betriebe. Allein in der Textilindustrie 
sank die Zahl der Beschäftigten im 
Monatsdurchschnitt um 6750. Weitere 
150 000 der zur Zeit noch über 800 000 
Arbeitsplätze werden in den nächsten 
Jahren aufgrund von Rationalisie-
rungsmaßnahmen fortfallen. Deshalb 
forderten die Delegierten in Beschlüs-
sen von der Bundesregierung zur Si-
cherung ihrer Arbeitsplätze eine ent-
sprechende Wirtschafts- und Außen-
handelspolitik, Maßnahmen gegen die 
Preissteigerungen und zur Verhinde-
rung von Textilimporten, die einseitig 
zu Lasten der Bundesrepublik gehen.

Das wachsende Unbehagen an der bundesdeutschen Gesellschaft, das nach den 
"Worten des DGB-Vorsitzenden Heinz Oskar Vetter schon seit einiger Zeit zu 
beobachten ist, kam auch in den Diskussionsbeiträgen auf dem 11. ordentlichen 
Gewerkschaftstag der Gewerkschaft Textil-Bekleidung vom 4. bis 8. Oktober in 
Dortmund zum Ausdruck. Ursache dafür sind die Gefährdung der Arbeitsplätze 
durch Rationalisierung und Konzentration, ständig steigende Lebenshaltungs-
kosten ohne ausreichende Lohnerhöhungen sowie ein zunehmender Leistungs-
druck durch verschärfte Akkordsysteme.

Tarifverträge fortzusetzen. Eine Kom-
mission soll Vorschläge ausarbeiten 
und zwar über die Möglichkeiten der 
tariflichen Absicherung betrieblicher 
Zulagen und die Notwendigkeit, be-
triebliche Tarifkommissionen zu bil-
den.

Auch die gewerkschaftlichen Erfolge, 
die Vertrauensleutearbeit, die Her-
stellung einer Beitragsehrlichkeit, die 
gezielte Mitgliederwerbung und die 
Durchsetzung höherer Löhne durch 
Arbeitskämpfe sind durch eine bei-
spielhafte Einsatzbereitschaft auch der 
Frauen zustande gekommen. H. O. Vet-
ter bezeichnete das Frauenprogramm 
als ein eindrucksvolles Dokument für 
die gesellschaftliche Emanzipation der 
Frau und kündigte an, daß dem Jahr 
des jungen Arbeiters nunmehr auch 
ein Jahr der arbeitenden Frau folgen 
werde.

Zur Tarifpolitik wurden drei Anträge 
angenommen. Der Hauptvorstand 
wurde beauftragt, die Verhandlungen 
zum Abschluß „vermögenswirksamer"

In diesem Zusammenhang wurde aller-
dings betont, daß die Sdiließung vie-
ler Betriebe nicht immer auf Druck 
der Auslandskonkurrenz erfolgen 
mußte, sondern daß oft katastrophale 
Unfähigkeit des Managements vor-
lag. Arbeitszeitverkürzung, Urlaubs-
verlängerung und ein wirtschaftliches 
Wachstum würden ebenso zur Siche-
rung der Arbeitsplätze beitragen, wie 
die Beseitigung des Lohngefälles zwi-
schen Nord und Süd, das sich die 
Unternehmer durch Betriebsverlage-
rungen in den südlichen Raum zu-
nutze machten. Außerdem wurden 
ausreichende Sozialpläne zum Schutz 
bei Betriebsstillegungen gefordert.

Der Ruf der Arbeitnehmer nach ge-
sellschaftlichen Reformen habe die 
Wirtschaftsverbände und die politi-
schen Wortführer der ewig Gestrigen 
zu einer unheiligen Allianz zusam-
mengeführt, die alles beim alten be-
lassen will, stellte Vetter fest. Er 
wandte sich entschieden dagegen, die 
Gewerkschaften auf bestimmte Auf-
gaben beschränken zu wollen und sie 
so in bestehende Machtverhältnisse 
einzubinden.

Für politische und finanzielle Unab-
hängigkeit der Gewerkschaftsbewe-
gung sprach sich der bisherige Kas-
sierer Paul Trost aus. Er kritisierte die 
staatlichen Subventionen an Einrich-
tungen, „deren demokratische Einstel-
lung zweifelhaft und deren Politik 
friedensfeindlich ist", und stellte die 
Frage, wo denn die staatliche Unter-
stützung für die demokratische Bil-
dungsarbeit der Gewerkschaften 
bleibe. Auf Kongressen bekomme man 
freundliche Worte zu hören, während 
die Rechtsprechung ständig mora-
lische Fußtritte erteile, wie das Urteil 
über die Versteuerung der Streik-
unterstützung wieder einmal beweise.
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Eine Reihe von 
prangerte die „skandalöse Vermögens-
bildung eines kleinen Teiles der Be-
völkerung" an, begünstigt durch 
die Steuer- und Wirtschaftspolitik der 
Bundesregierung. Die Gewerkschaften 
dürften deshalb nicht zu einer „So-
zialabteilung der Gesellschaft" degra-
diert werden, die dafür zu sorgen 
habe, daß die Arbeitnehmer der wirt-
schaftlichen Entwicklung hinterherlau-
fen. Für die Kollegen in den Betrie-
ben sei politische Orientierungshilfe 
nötig, da politische Enthaltsamkeit 
den Gewerkschaften noch nie gut be-
kommen sei.

Wenn auch maßgebliche Gewerk-
schaftsfunktionäre, vor allem Karl 
Buschmann, ihre Bereitschaft zur Fort-
setzung einer Politik der konzertierten 
Aktion und Sozialpartnerschaft zum 
Ausdruck brachten, so wurde doch 
auf dem Kongreß deutlich, daß auch 
die Textil- und Bekleidungsarbeiter 
nicht mehr bereit sind, alles kritiklos 
hinzunehmen. Es zeigte sich, daß das 
Interesse an politischen Fragen wächst, 
wenngleich das nur vorsichtig an-
klang. Die Ostpolitik Bonns wurde 
zwar begrüßt, doch die Forderung 
nach Ratifizierung der Verträge von 
Moskau und Warschau blieb ebenso 
aus wie die nach Kampfmaßnahmen 
gegen ein Betriebsverfassungsgesetz, 
welches die wichtigsten Vorstellun-
gen des DGB unberücksichtigt läßt.

Inge Sbosny
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Eine lebhafte Diskussion entwickelte 
sich um den Antrag auf Abschaffung 
des § 218. Er wurde als Material an 
den DGB-Bundesvorstand weitergege-
ben. Neben Satzungsänderungen 
wurde ein Programm für die Ange-
stelltenarbeit beschlossen und die un-
verzügliche Auflösung der „Aktion 
Widerstand“ und aller neonazisti-
schen Terrororganisationen gefordert.

Diskussionsrednern Der parlamentarische Staatssekretär 
im Wirtschaftsministerium, Philip Ro-
senthal, versuchte die Sorgen der 
Textilarbeiter zu zerstreuen. Für die-
ses Jahr stellte er zwar einen Re-
kordumsatz, für einige Sparten jedoch 
Schwierigkeiten in Aussicht. Wer sei-
nen Arbeitsplatz verlieren würde, 
müßte eben in einen anderen Be-
trieb gehen, wo man noch Arbeits-
kräfte benötige. So leicht machte er 
es sich. Eine soziale Symmetrie sei 
über die Steigerung der Nominallöhne 
nicht möglich; dafür empfahl er ge-
setzliche Maßnahmen zur „allmähli-
chen" Beteiligung am Produktivver-
mögen.

Mit diesen Äußerungen wurde zu-
gleich zum Ausdruck gebracht, daß 
die besonders von dem wiederge-
wählten Vorsitzenden der Gewerk-
schaft Textil-Bekleidung, Karl Busch-
mann, gutgeheißene konzertierte Ak-
tion und Sozialpartnerschaft weder so-
ziale Ungerechtigkeiten beseitigen 
konnten, noch den Gewerkschaftern 
ein echtes Mitbestimmungsrecht brach-
ten.

Auf diesem Kongreß spielten die 
Frauen und deren Probleme eine be-
sondere Rolle, obwohl sie nicht ent-
sprechend ihrer Mitgliederstärke ver-
treten waren. Anlaß dazu gab das 
Programm der Gewerkschaft Textil- 
Bekleidung für die Arbeitnehmerin, 
das den Delegierten zur Verabschie-
dung vorlag. Es umfaßt innerorgani-
satorische Aufgaben sowie Forderun-
gen an den Gesetzgeber und zwar: 
größere soziale Sicherheit, gleiche Bil-
dungschancen, Erhaltung der Berufs-
fähigkeit, Einrichtungen zur gesell-
schaftlichen Betreuung der Kinder, 
verbesserter Mutterschutz und eine 
ständige Erforschung der Probleme, 
die sich aus der Berufstätigkeit der 
Frauen ergeben.
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Gewerkschaft auf dem Lande
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Nadi längeren Verhandlungen ist
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Im Vordergrund der Aussage zurTarif- 
und Sozialpolitik steht die Forderung 
nach Einführung der 40-Stunden-Ar- 
beitswoche für agrarische Berufe. Die 
Melker allerdings forderten in einem 
besonderen Antrag, „als Nahziel we-
nigstens die auf EWG-Ebene abge-
sprochene 45-Stunden-Woche mit vier

zialen Sicherung. Fragen der allge-
meinen Politik spielten nur eine unter-
geordnete Rolle und wurden zudem 
unkritisch und regierungskonform ab-
gehandelt. In diesem Zusammenhang 
sind die vom Vorstand eingebrachten 
Entschließungen für Frieden, Entspan-
nung und Völkerverständigung sowie 
zur allgemeinen Wirlschafts-, Preis- 
und Vermögenspolitik zu nennen.

Papiererzeugende Industrie: 
Neue Löhne und Gehälter

Bemerkenswerte Ausführungen machte 
der DGB-Vorsitzende Heinz O. Vetter. 
Gegenwärtig wachse in der Bundes-
republik der Widerstand derer, die 
nichts Besseres anzubieten haben, als 
alles beim alten zu lassen. Dabei fän-
den sich „Wirtschaftsverbände und die 
politischen Wortführer der ewig Ge-
strigen zu einer unheiligen Allianz 
zusammen“.

freien Tagen im Monat durchzusetzen". 
Nicht selten müssen Melker heute 
365 Tage im Jahr arbeiten. Die 60- 
bis 70-Stunden-Arbeitswoche ist häufig 
die Regel. Es gibt keine tarifvertrag-
liche oder gesetzliche Begrenzung der 
Arbeitszeit für Melker nach oben.

Vom 31. Dezember 1967 bis 31. De-
zember 1970 verringerte sich der Mit-
gliederbestand der GGLF abermals 
von 56 477 auf 46 085, das sind 18 Pro-
zent. Das hat dazu geführt, daß die 
Gewerkschaft ihre Tätigkeit mit eige-
nen Mitteln nicht mehr finanzieren 
kann. Die Gewerkschaftsarbeit auf 
dem Lande wird weitgehend vom DGB 
und damit aus den Beiträgen der übri-
gen DGB-Gewerkschaften finanziert. 
Nach einer GGLF-Erhebung sind in 
der Landwirtschaft nur noch 35 000, 
in der Forstwirtschaft 20 000 und im 
Gartenbau 25 000 Arbeitskräfte als 
organisierbar anzusprechen. Die Kon-
zentration, die sich infolge der kapi-
talintensiven Technisierung und geför-
dert durch die EWG-Politik auch auf 
dem Lande vollzieht, führt zwar zum 
Entstehen immer größerer Wirtschafts-
einheiten und zur massenhaften Rui-
nierung der kleinen und mittleren 
Höfe, aber die Anzahl der Arbeits-
plätze verringert sich fortwährend.

Im Mittelpunkt des Gewerkschafts-
tages der Gewerkschaft Gartenbau, 
Land- und Forstwirtschaft standen 
Fragen der Tarifpolitik und der so-
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In Bad Harzburg diskutierten vom 10. bis 13. Oktober 1971 die Delegierten 
der Gewerkschaft Gartenbau, Land- und Forstwirtschaft (GGLF) die Probleme, 
die vor allem die Land- und Forstarbeiter in der Bundesrepublik beschäftigen. 
In der westdeutschen Landwirtschaft hat sich seit Jahren ein derart schneller 
Strukturwandel vollzogen, daß von 1950 bis 1970 nicht nur die Zahl der Lohn-
arbeitskräfte von 766 000 auf 136 000 zurückging, sondern für die GGLF zugleich 
auch die Existenzfrage aufgeworfen wurde.

Pfeiffer setzte sich nachdrücklich für 
die Erweiterung der Mitbestimmungs-
rechte der Arbeiter und Angestellten 
ein. „Wer mehr Mitbestimmung und 
damit mehr Demokratie auf betrieb-
licher und überbetrieblicher Ebene 
will", sagte Pfeiffer, „der muß natür-
lich die Macht derjenigen beschneiden, 
die heute allein an den Schalthebeln 
sitzen."

Weil die GGLF mit ihren finanziellen 
Mitteln und personellen Kräften kaum 
noch in der Lage ist, die gewerkschaft-
lichen Aufgaben auf dem Lande aus 
eigener Kraft wahrzunehmen, verab-
schiedeten die 95 stimmberechtigten 
Delegierten einen Antrag, der Haupt-
vorstand und Hauptausschuß der GGLF 
verpflichtet, „gemeinsam mit dem 
DGB-Bundesvorstand und gegebenen-
falls mit anderen DGB-Gewerkschaften 
die Frage zu prüfen, ob durch Ko-
operationsmaßnahmen — in Teilbe-
reichen oder generell — eine Verbes-
serung der Situation erzielt werden 
kann".

es 
der IG Chemie-Papier-Keramik in der 
ersten Oktober-Hälfte gelungen, für 
die rund 80 000 Beschäftigten der pa-
piererzeugenden Industrie in den Tarif-
gebieten Baden-Württemberg, Bayern, 
Hamburg, Essen, Niedersachsen, Nord-
rhein, Schleswig-Holstein und West-
falen neue Lohn- und Gehaltstarif-
verträge zu vereinbaren. Die durch-
schnittlichen Steigerungsraten bewegen 
sich allerdings mit 7 bis 7,8 Prozent 
in der vom Bundeswirtschaftsminister 
Schiller gewünschten Flöhe. Diese 
Lohn- und Gehaltsaufbesserung wird 
durch die Steigerung der Lebenshal-
tungskosten um etwa 6 Prozent, höhere 
Arbeitslosenversicherungsbeiträge und 
progressiv steigende Lohnsteuern völ-
lig aufgezehrt. Für die meisten Be-
schäftigten der papiererzeugenden In-
dustrie wird bis zur Kündigung der 
Tarifverträge sogar eine Minderung 
des Realeinkommens eintreten.

„Wir sind unter dem Ziel angetreten, 
diese Gesellschaft im Interesse der 
Arbeitnehmer zu verändern, die ge-
sellschaftlichen Bedingungen der noch 
vielfältigen Abhängigkeiten und Diskri-
minierungen zu beseiten", sagte der 
DGB-Vorsitzende. Der DGB und seine 
Gewerkschaften stünden zum Grund-
gesetz. „Aber wir lassen uns nicht 
auf die bestehenden Verhältnisse — 
besonders in der Wirtschaft — fest-
nageln." Vetter stellte fest: „Der 
Kampf wird härter." G. S.

Auf eine entsprechende Frage von 
NACHRICHTEN erklärte der Gewerk-
schaftsvorsitzende Alois Pfeiffer, es 
seien bereits verschiedene Denkmo-
delle für die Zusammenarbeit ent-
wickelt worden. Zum Beispiel könne 
eine GGLF-Geschäftsstelle, die sonst 
aus finanziellen Gründen geschlossen 
werden müßte, in dem betreffenden 
Gebiet Aufgaben des DGB mit über-
nehmen und dadurch erhalten bleiben. 
Die Fusion mit irgendeiner anderen 
DGB-Gewerkschaft sei jedoch die 
schlechteste Lösung.

Vom GGLF-Gewerkschaftstag wurde 
ferner für alle Beschäftigten in der 
Land- und Forstwirtschaft sowie im 
Gartenbau eine tarifliche Regelung für 
ein zusätzliches Urlaubsgeld, 14tägigen 
Bildungsurlaub bei Lohnfortzahlung 
und eine Abfindung für landwirt-
schaftliche Arbeitnehmer gefordert, 
die infolge des Strukturwandels ihren 
Arbeitsplatz verlieren. Erklärtes Haupt-
ziel der Tarifpolitik ist, die erheblichen 
Lohnabstände der agrarischen Arbeit-
nehmer zu vergleichbaren Berufsgrup-
pen zu beseitigen, die immer noch fast 
ein Drittel betragen.

Agrarberufe wollen nicht länger benachteiligt sein
Kongreß der Gewerkschaft Gartenbau, Land- und Forstwirtschaft

Scharfe Kritik übte der Gewerkschafts-
vorsitzende Pfeiffer an den Eigentums-
verhältnissen und der Vermögenspoli-
tik in der Bundesrepublik. Er zitierte 
die Grundgesetzbestimmungen: „Eigen-
tum verpflichtet. Sein Gebrauch soll 
zugleich dem Wohle der Allgemeinheit 
dienen" (Art. 14 Abs. 2), sowie: „Die 
Bundesrepublik Deutschland ist ein 
demokratischer und sozialer Bundes-
staat" (Art. 20 Abs. 1). Daran knüpfte 
Pfeiffer die Feststellung: „Gerade ge-
gen diese Bestimmungen wird in die-
sem Staat immer noch in geradezu 
provozierender Weise verstoßen. Noch 
immer ist die Vermögensverteilung in 
diesem Land geradezu skandalös." 
Dieser Zustand müsse zugunsten der 
abhängig Beschäftigten mit Hilfe von 
Reformen überwunden werden.

Positiv ist die Vereinbarung des 
13. tariflichen Monatseinkommens, das 
ab 1973 gezahlt werden muß. Damit 
ist es innerhalb des Betreuungsberei-
ches der IG Chemie-Papier-Keramik 
in der papiererzeugenden Industrie 
zuerst gelungen, diese Forderung voll 
zu realisieren.



Unfallschutz mangelhaft

Aktive Jugend im DGB

Auf 4300 Beschäftigte nur ein Betriebsarzt
Tagung „Arbeitssicherheit und Gesundheitsschutz“

Höhepunkt im „Jahr des jungen Arbeitnehmers 1971“ wird die 8. Bundes-
jugendkonferenz des DGB, die in der Zeit vom 17. bis 19. November in Dort-
mund stattfindet. 145 Delegierte und Gastdelegierte, die rund eine Million junge 
Gewerkschaftsmitglieder vertreten, werden über 300 Anträge und Entschlie-
ßungen beraten.

In seinem Schlußwort faßte Willi Mi-
chels noch einmal die Erwartungen 
der Gewerkschaften in bezug auf die 
Arbeitssicherheit zusammen. Für die

einer Vielzahl 
gen finden.

Verbesserung der Arbeitssicherheit, so 
sagte Willi Michels, sei kein Einsatz 
zu hoch, weder ein Produktionsver-
zicht im Interesse der Menschen noch 
die Kosten verbesserter Unfallverhü-
tung. - ger

Gutachten über Mißstände 
im Gesundheitswesen

Festzuhalten verdient auch eine Be-
merkung des Privatdozenten für Si- 
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cherheitstechnik an der Tedmischen 
Hochschule Aachen, Dr. Ing. Peter 
Compes, der erklärte, nur eine quali-
fizierte Ausbildung der betrieblichen 
Führungskräfte in den vielschichtigen 
und anspruchsvollen Fragen der Si-
cherheitstechnik könne die dringliche 
und wichtige Aufgabe lösen helfen, 
das zu hohe Unfallvorkommen im Er-
werbsbereich zu senken.

Zum Zweck dieser Tagung sagte Willi 
Michels, geschäftsführendes Vorstands-
mitglied der IG Metall, es sei not-
wendig, den Gedanken der Arbeits-
sicherheit bewußt zu machen, um da-
mit dem einzelnen Menschen dienen 
zu können. In den Unternehmen der 
Eisen- und Stahlindustrie der Bundes-
republik, in denen die qualifizierte 
Mitbestimmung praktiziert werde, 
stünden die Anstrengungen zur Ver-
besserung der Arbeitssicherheit im 
Vordergrund. Insgesamt seien 367 
hauptberufliche Fachkräfte für die Ar-
beitssicherheit in der Eisen- und Stahl-
industrie tätig. Auf jeweils 4300 Be-
schäftigte komme ein Betriebsarzt. Die 
hauptberuflichen Kräfte würden durch 
rund 7500 Sicherheitsbeauftragte un-
terstützt. Somit sei in diesem mitbe-
stimmten Industriebereich für je 41 
Beschäftigte ein Sicherheitsbeauftrag-
ter benannt.

Die IG Metall veranstaltet gemeinsam mit dem „Allgemeinen Ausschuß für die 
Arbeitssicherheit und den Gesundheitsschutz in der Eisen- und Stahlindustrie" 
der Generaldirektion für soziale Angelegenheiten der Kommission der Euro-
päischen Gemeinschaften eine Informationstagung über Fragen der Arbeits-
sicherheit und des Gesundheitsschutzes. An dieser Veranstaltung nahmen 260 
Unfallobleute und Betriebsräte sowie Sicherheitsfachkräfte und Arbeitsdirek-
toren aus der Bundesrepublik sowie Vertreter der für Arbeitssicherheit tätigen 
Organisationen teil.

In einem anderen Antrag wird gefor-
dert, „entsprechend dem DGB-Grund-
satzprogramm Großbetriebe, die eine 
marktbeherrschende Stellung einneh-
men (z. B. Banken und Versicherungen 
sowie die Grundstoffindustrie, die 
chemische, elektronische und Elektro-
industrie) in Gemeineigentum zu über-
führen, entsprechend Art. 15 GG." 
24 Anträge beschäftigen sich mit Frie-
dens-, „Deutschland"- und Ostpolitik. 
U. a. wird vom Bundestag gefordert, 
„unverzüglich die Verträge zwischen 
der BRD und der UdSSR sowie der 
Volksrepublik Polen zu ratifizieren". 
In einem weiteren Antrag wird von 
der Bundesregierung „die völker-
rechtliche Anerkennung der Deutschen 
Demokratischen Republik und die Nor-
malisierung der Beziehungen zwischen 
beiden Staaten" gefordert.

In 37 Anträgen wird zur Tarif-, Wirt-
schafts-, Eigentums- und Steuerpolitik 
Stellung genommen. Tn einem vom 

DGB-Landesbezirksjugendausschuß
NRW eingebrachten Antrag heißt es: 
„Der DGB-Bundesvorstand wird auf-
gefordert, unverzüglich seine Mitarbeit 
an der konzertierten Aktion aufzu-
geben. Die vorgetragene Kritik an 
der konzertierten Aktion wird erst 
durch den Austritt aus dieser Institu-
tion glaubhaft."

Dieser Bundesjugendkonferenz kommt 
eine wichtige Bedeutung für die wei-
tere Entwicklung der demokratischen 
Jugendbewegung der BRD zu. Wenn 
der positive gesellschaftskritische 
Trend in der Gewerkschaftsjugend 
auch weiterhin anhalten soll, muß das 
seinen Ausdruck in der Annahme 

von positiven Anlrä- 
Herwart Prudlo
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73 Anträge beschäftigen sich mit 
Grundsatz- und Organisationsfragen 
des DGB und der Einzelgewerkschaf-
ten sowie mit grundsätzlichen 
Fragen gewerkschaftlicher Jugend-
arbeit. In einem Antrag wird der 
DGB-Bundesvorstand aufgefordert, 
„gewerkschaftliche Lehrlings- und 
Jungarbeiterzentren als eine den Ge-
werkschaften gemäße Organisations-
form der Jugendarbeit zu betrachten, 
anzuerkennen und die Gründung wei-
terer gewerkschaftlicher Lehrlings-
und Jungarbeiterzentren zu unterstüt-
zen. Betriebliche gewerkschaftliche 
Basisgruppen sind im Zusammenhang 
mit überbetrieblichen Lehrlingszentren 
aufzubauen".

Diese letzte Feststellung Willi Mi-
chels, daß nämlich für 41 Beschäftigte 
ein Sicherheitsbeauftragter in Funk-
tion sei, ist wohl eine bewußte Schön-
färberei. Abgesehen davon, daß es 
nicht nur darauf ankommt, 7500 Sicher-
heitsbeauftragte zu ernennen, sondern 
welche Rechte und Kompetenzen die 
Sicherheitsbeauftragten haben, ist die 
Zahl der 367 hauptberuflichen Fach-
kräfte beschämend niedrig und die 
Tatsache, daß auf 4300 Beschäftigte 
nur ein Betriebsarzt kommt, kata-
strophal zu nennen.

Das Wirtschaftswissenschaftliche In-
stitut der Gewerkschaften (WWI) hat 
eine Analyse und ein Gutachten zur 
Reform der Gesundheitssicherung vor-
gelegt. Nach diesem Gutachten ist der 
Anspruch aller Bundesbürger auf Be-
ratung und auf Hilfe zur Erhaltung 
der Gesundheit und im Krankheits-
fall auf bestmögliche Behandlung in 
der Bundesrepublik nicht gewährlei-
stet. Das WWI stellt u. a. fest, daß die 
Vorsorge und Früherkennung „schwer-
wiegende Lücken" aufweisen und der 
ärztliche Notdienst durch die ver-
mehrte Niederlassung von Fachärzten 
anstelle von Praktikern beeinträchtigt 
wird. Die Krankenhauskapazität sei 
zwar besser als allgemein angenom-
men, jedoch werde sie zum Teil aus 
wirtschaftlichen Erwägungen falsch ge-
nutzt.

Von den zwölf Referaten, die auf die-
ser Tagung gehalten wurden, und die 
sich zu einem großen Teil weniger 
mit den sozialen Aspekten des Un-
fallschutzes als mit technischen Fra-
gen beschäftigten, war der Vortrag 
des Vertreters der Bundesregierung, 
Ministerialrat Kliesch, interessant, der 
auf die gestiegene Zahl der Arbeits-
unfälle aufmerksam madite. Allein im 
Metallbereich seien in den vergan-
genen Jahren die Arbeitsunfälle um 
33 Prozent angestiegen. Die zum Teil’ 
seit 1891 (!) geltenden Bestimmungen 
könnten einem ausreichenden Arbeits-
schutz nicht mehr gerecht werden. Das 
Bundesarbeitsministerium werde die 
Arbeitsschutzbestimmungen neu re-
geln.



BetrVG in der Schlußrunde
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Viele Gewerkschafter wollen Protestaktionen 
Weiterhin Kritik von den Gewerkschaften

■ um den freien und uneingeschränk-
ten Zutritt der Gewerkschaftsvertreter 
in die Betriebe, damit sie ihre verfas-
sungsrechtlichen Aufgaben voll wahr-
nehmen können;

■ um die Ausweitung der Mitbestim-
mungsrechte der Betriebsräte und Ju-
gendvertretungen im personellen Be-
reich sowie

Gewerkschaftliche Aktionen, Demon-
strationen und notfalls Arbeitsnieder-
legungen in den Betrieben, müssen 
den Forderungen der Arbeiter und An-
gestellten und ihrer Gewerkschaften 
Nachdruck verleihen. Der Kampf darf 
auch nicht in den lohnpolitischen Aus-
einandersetzungen untergehen, denn 
wirtschaftliche Mitbestimmung im Be-
trieb steht in einem engen Zusammen-
hang mit den materiellen Interessen 
der Arbeiter und Angestellten, die in 
einem Lohnkampf ihren prägnantesten 
Ausdruck finden.

O um die Mitbestimmung der Betriebs-
räte bei wirtschaftlichen Planungen 
und allen wirtschaftlichen Entscheidun-
gen, die die Lage der Arbeiter und 
Angestellten im Betrieb betreffen.

In einem einstimmig angenommenen 
Initiativantrag auf dem 10. Gewerk-
schaftstag der IG Metall sind noch 
einmal die Mindestforderungen der 
Metallarbeiter für eine Umgestaltung 
der Betriebsverfassung — nachzulesen 
in NACHRICHTEN Nr. 10 — enthal-
ten. Es gibt weiter zahlreiche Initiati-
ven aus den Betrieben und den Grund-
organisationen der Gewerkschaften 
und des DGB, in denen die Forderun-
gen der Arbeiter und Angestellten un-
terstützt und Aktionen zu ihrer Ver-
wirklichung verlangt werden. Den Ge-
werkschaften geht es dabei in erster 
Linie

(zitiert aus „Dokumente der Gewerk-
schaften", Nachrichten-Verlag). Diese 
Grundforderungen des Deutschen Ge-
werkschaftsbundes zur Betriebsverfas-
sung haben aber in dem Regierungs-
entwurf ebensowenig ihren Nieder-
schlag gefunden wie die bekannte Er-
klärung des Bundeskanzlers Brandt, 
seine Regierung wolle mehr Demokra-
tie wagen.

Die Unternehmer haben in der Ver-
gangenheit, wie auch heute, rück-
sichtslos ihre wirtschaftliche und poli-
tische Macht gegen eine fortschrittliche 
Betriebsverfassung eingesetzt — und 
nicht ohne Erfolg. Die Gewerkschaften 
müssen daher die Stärke ihrer orga-
nisierten Arbeiter und Angestellten 
für ein besseres BetrVG in die Waag-
schale werfen. Schon einmal — 1952 — 
haben die Gewerkschaften darauf ver-
zichtet, ihre Macht zu gebrauchen, um 
mit einem guten BetrVG der Demo-
kratie Eingang in die Betriebe zu ver-
schaffen. Das darf nach 20 Jahren har-
ter Erfahrung mit einem unzulängli-
chen Gesetz nicht noch einmal ge-
schehen. Der Koalitionsentwurf zur 
Novellierung des BetrVG entspricht 
nicht den Forderungen der Gewerk-
schaften nach mehr Demokratie in den 
Betrieben, sondern er konserviert den 
gegenwärtigen Zustand: Die Demokra-
tie bleibt vor den Fabriktoren stehen 
und die Arbeitnehmer bleiben Unter-
tanen im Betrieb.

Völlig unangebracht ist auch der Um-
kehrschluß: weil die Unternehmer den 
Regierungsentwurf wütend angreifen, 
müsse er für die Arbeiter und Ange-
stellten gut sein. Die Methode der Un-
ternehmer charakterisierte Fritz Stroth- 
mann, Vorstandsmitglied der IG Me-
tall, auf dem 10. Kongreß seiner Ge-
werkschaft so: „Wir können leider die 
Unternehmer trösten: Die Basis der 
kapitalistischen Wirtschaft und der 
Kern der unternehmerischen Macht-
positionen werden in keiner Weise 
durch das neue Betriebsverfassungs-
gesetz erschüttert. Ich füge hinzu: Die 
Unternehmer akzeptieren zu allen Zei-
ten nur das, was sie politisch-histo-
risch nicht mehr aufhalten können. 
Ihre Politik... ist lediglich ein Bei-
spiel dafür, wie hartnäckig sie ihr 
Klasseninteresse vertreten."

Um die Bundesregierung und den Bun-
destag zur Verabschiedung eines 
BetrVG zu zwingen, das den Betriebs-
räten die Rechte einräumt, die sie zur 
wirksamen und vollständigen Vertre-
tung der Arbeiter und Angestellten 
benötigen, genügen nicht allein De-
klamationen und Appelle. Der Kampf 
um ein BetrVG, das den Arbeitern und 
Angestellten, gestützt auf ihre Ge-
werkschaften, größere Möglichkeiten 
bietet, ihre Interessen solidarisch zu 
vertreten und durchzusetzen, anstatt 
gesetzlich zum „sozialpartnerschaftli-
chen" Stillhalten gezwungen zu wer-
den, ist von entscheidender Bedeu-
tung und erfordert einen entsprechen-
den Einsatz.

20 Jahre mußten sich die Arbeiter und 
Angestellten mit einem Gesetz abfin-
den, das den Betriebsräten nur un-
zulängliche Rechte für die soziale und 
personelle Vertretung der Belegschaf-
ten gab und ihnen wirtschaftliche Mit-
bestimmung völlig versagte. Deshalb 
muß eine neue Betriebsverfassung, 
wenn sie für den Arbeiter und Ange-
stellten einen Sinn haben soll, den ge-
werkschaftlichen Vorstellungen nach 
wirksamer Mitbestimmung und fort-
schrittlicher gesellschaftspolitischer 
Entwicklung entsprechen.

Zwar sind damit die Versuche der 
CDU/CSU und bestimmter Kräfte in 
der FDP, den unzulänglichen Regie-
rungsentwurf noch schlechter zu ma-
chen, gescheitert, aber auch so bleibt 
der Entwurf der Koalitionsparteien 
„nicht nur hinter den Forderungen der 
Gewerkschaften, sondern auch hinter 
dem geltenden Recht" zurück, schrieb 
die „Welt der Arbeit“. Die in der 
„Quelle", Heft 10, vom stellvertreten-
den DGB-Vorsitzenden Gerd Muhr 
veröffentlichten „Erfolgsmeldungen", 
wonach die vom DGB geübte Kritik 
am Regierungsentwurf und der „Kampf 
für eine bessere Bertiebsverfassung ... 
erste Erfolge gezeigt" haben, hat nur 
eine relative Berechtigung.

□ um die Aufhebung der Verpflich-
tung der Betriebsräte zur „vertrau-
ensvollen" Zusammenarbeit mit dem 
Unternehmer zum „Wohle des Betrie-
bes“ (was bei den augenblicklichen 
Eigentumsverhältnissen nur heißen 
kann: „zum Wohle des Unterneh-
mers“), anstatt allein für die Interes-
sen der Belegschaft zu wirken;

■ um die freie politische Tätigkeit;

Mit Skepsis und Mißtrauen erwarten die Arbeiter und Angestellten die Verab-
schiedung des Entwurfes der Regierungskoalition zur Novellierung des Betriebs-
verfassungsgesetzes (BetrVG), der noch in diesem Monat dem Bundestag in 
zweiter und dritter Lesung zur Beschlußfassung vorliegen wird. Nach vielem 
Hin und Her haben sich die Koalitionsparteien endlich auf einen Entwurf ge-
einigt, der vom Bundestagsausschuß für Arbeit und Sozialordnung gegen die 
Stimmen der CDU/CSU gebilligt wurde.

Die Koalitionsvereinbarung der Re-
gierungsparteien zur Novellierung der 
Betriebsverfassung darf nicht Gesetz 
werden: das ist die übereinstimmende 
Meinung der Arbeiter und Angestell-
ten im Betrieb. Wenn auch der Ge-
setzentwurf eine Reihe positiver Re-
gelungen enthält, so sind, was die 
entscheidenden Fragen betrifft, nicht 
einmal Ansatzpunkte zu finden. Der 
Deutsche Gewerkschaftsbund hat in 
seiner Erklärung vom 22. Oktober 
1969 an die Bundesregierung u. a. die 
„Verstärkung der Mitwirkungs- und 
Mitbestimmungsrechte der Betriebs-
und Personalräte am Arbeitsplatz und 
in sonstigen betrieblichen Fragen so-
wie stärkere Verankerung der ge-
werkschaftlichen Betätigungs- und Ver-
tretungsrechte im Betrieb" gefordert 

11/71

Alle Gewerkschafter sollten den Be-
schluß der DGB-Kreisdelegiertenkon-
ferenz in Frankfurt unterstützen, in 
dem u. a. die Durchführung einer 
Großkundgebung des Deutschen Ge-
werkschaftsbundes vor der Verab-
schiedung eines neuen Betriebsverfas-
sungsgesetzes verlangt wird. H. S.
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Vertrauensleute der IG Metall fordern mehr Rechte 
Vor Wahlen der Vertreter und Ortsverwaltungen

Erhöhung des 
Arbeitslosenbeitrags

Die Erfahrungen des Gewerkschafts-
tages lehren jedoch, daß die reale 
Möglichkeit besteht, sich diesen Be-
strebungen erfolgreich zu widersetzen, 
wenn diejenigen, die sich dem Integra-
tionskurs entgegenstellen, ob sie nun 
Kommunisten, Sozialdemokraten oder 
Parteilose sind, sich zu einheitlichem 
Handeln auf der Grundlage der ge-
werkschaftlichen Interessen zusammen-
finden.

Der Vorstand der IG Metall wandte 
sich strikt gegen alle Versuche, die 
innergewerkschaftliche Demokratie zu 
erweitern. Er befand sich dabei keines-
wegs in einer einfachen Situation, da 
er die wahren Beweggründe seiner 
ablehnenden Haltung vor den Dele-
gierten nicht vertreten konnte. So ver-
sicherte Fritz Strothmann, daß die 
Vertrauensleute die gewerkschaftliche 
Organisationseinheit im Betrieb bilden 
sollten.

Eine auf dem Gewerkschaftstag ver-
teilte Gesprächsnotiz über ein „Ge-
spräch mit den Arbeitsdirektoren am 
22. 6. 71 in Oberhausen" enthüllte 
die wahren Hintergründe des Wider-
standes gegen eine Aufnahme der 
Vertrauensleute als Satzungsorgan. Es 
ist die Furcht vor der aktiver gewor-
denen gewerkschaftlichen Basis, die 
von sich aus nicht wirksam, sondern 
weiterhin an der kurzen Leine gehal-
ten werden soll.

In der Abstimmung erreichten die-
jenigen, die die Vertrauensleute in der

Satzung verankern wollten, die ein-
fache Mehrheit aber noch nicht die 
satzungsändemde Zweidrittelmehrheit. 
Die Diskussion über die Ausweitung 
der innergewerkschaftlichen Demokra-
tie wurde jedoch mit so überzeugen-
den Argumenten geführt und die Pro-
blematik derart in das Bewußtsein 
vieler Delegierter gerückt, daß sie 
von der Gewerkschaftsbühne nicht 
mehr verschwinden dürfte.Durch den gesamten 10. ordentlichen Gewerkschaftstag der IG Metall Ende 

September/Anfang Oktober in Wiesbaden zog sich das Bemühen eines großen 
Teils der Delegierten, die innergewerkschaftliche Demokratie zu erweitern und 
sich ihrem Abbau zu widersetzen. (Vgl. NACHRICHTEN Heft 10/71 und Beilage 
dieser Ausgabe.) Der Rahmen spannte sich von der Diskussion über die Ge-
schäftsordnung bis hin zur Wahl der Bezirksleiter. Der Höhepunkt war zweifel-
los die Diskussion um die satzungsgemäße Verankerung der gewerkschaftlichen 
Vertrauensleute.

Das Drängen zahlreicher Delegierter 
nach mehr Demokratie in der eigenen 
Organisation hängt mit der Erkenntnis 
zusammen, daß jede Politik, die sich 
an den Interessen der Arbeiter und 
Angestellten orientiert, nur verwirk-
licht werden kann, wenn die Mit-
gliedschaft fest hinter ihr steht. Das 
ist aber nur dann möglich, wenn die 
Mitgliedschaft umfassend daran betei-
ligt ist, diese Politik mit auszuarbei-
ten und zu verwirklichen.

In den nächsten Monaten wird in der 
IG Metall über die Zusammensetzung 
der Vertreterversammlungen und der 
Ortsverwaltungen entschieden. Diese 
Wahlen werden Aufschluß darüber 
geben, ob es gelingt, die innergewerk-
schaftliche Demokratie vor einer Aus-
höhlung zu bewahren und die aktiv-
sten Gewerkschafter in diese Organe 
zu entsenden, oder aber ob diejenigen 
an Einfluß gewinnen, die die Gewerk-
schaften ihres Kampfcharakters ent-
kleiden wollen.

Als Neuerung wurde auf dem Ge-
werkschaftstag gegen den Willen des 
Vorstandes beschlossen, daß Mitglie-
der in die Ortsverwaltung gewählt 
werden können, die mindestens 36 Mo-
nate (bisher 60 Monate) ununterbro-
chen der Gewerkschaft angehören. Da-
durch werden vor allem der Gewerk-
schaftsjugend und den ausländischen 
Kollegen neue Möglichkeiten eröffnet, 
in die Ortsverwaltungen zu kommen.

Zugleich darf nicht übersehen werden, 
daß die Haltung des Vorstandes der 
IG Metall tiefgreifende Gefahren für 
die Aktivierung der IG Metall und 
für ihre weitere Stärkung in sich 
birgt. Wenn der Vorstand sich der 
Ausweitung der innergewerkschaft-
lichen Demokratie widersetzt, dann 
wird er, das ergibt sich konsequenter-
weise aus dieser Konzeption, sich auch 
widersetzen, daß aktive Gewerkschaf-
ter in gewerkschaftliche Funktionen 
kommen.

Aus den Verwaltungsstellen lagen 
dem Gewerkschaftstag zahlreiche An-
träge vor. Im Antrag der Verwal-
tungsstelle Düsseldorf (Nr. 279) war 
vorgesehen, daß im § 22, Ziffer 4 der 
Satzung aufgenommen werden sollte, 
daß in allen Betrieben die Mitglieder 
ihre gewerkschaftlichen Vertrauens-
leute wählen, daß die gewerkschaft-
lichen Vertrauensleute den gewerk-
schaftlichen Vertrauenskörper bilden 
und aus ihrer Mitte die Vertrauens-
körperleitung sowie die Bildungsob-
leute wählen. Satzungsgemäß sollte 
der gewerkschaftliche Vertrauenskör-
per, nicht mehr so wie bisher in den 
Richtlinien für die Vertrauensleute-
arbeit festgelegt, der verlängerte Arm 
der Ortsverwaltung sein, sondern 
„Organ der Gewerkschaft im Betrieb".

Ab 1. Januar 1972 wird der Beitrag 
zur Arbeitslosenversicherung von ge-
genwärtig 1,3 auf 1,7 Prozent ange-
hoben. Das hat Mitte Oktober die 
Bundesregierung beschlossen, die über 
die Empfehlung von Vorstand und 
Verwaltungsrat der Bundesanstalt für 
Arbeit, den Beitragssatz auf 1,6 Pro-
zent zu erhöhen, hinausging. Der neue 
Satz soll zunächst für die Jahre 1972 
und 1973 gelten und der Bundesan-
stalt jährliche Mehreinnahmen von 
1,16 Milliarden DM bringen. Auf die-
se Weise hat sich die Bundesregie-
rung der Verpflichtung entzogen, die 
Arbeitslosenversicherung von allen 
zweckfremden Ausgaben zu befreien, 
damit sie nicht in rote Zahlen ge-
rät.

Daraus würde sich aber logisch her-
leiten, daß sie auch in der Satzung 
mit allen sich daraus ergebenden 
Rechten und Pflichten entsprechend 
fixiert werden. Aber das wollte Stroth-
mann nicht. Als er zu dieser Gretchen-
frage der innergewerkschaftlichen 
Demokratie Stellung nehmen mußte, 
wand er sich wie ein Aaal und ver-
suchte die Dinge so hinzustellen, als 
handele es sich bei der Verankerung 
der gewerkschaftlichen Vertrauens-
leute in der Satzung nicht um eine 
gewerkschaftliche Grundsatzfrage. Ihm 
wurde heftig widersprochen.

Mit der Wahl der Vertreter und der 
Ortsverwaltungen werden die Weichen 
für den nächsten Gewerkschaftstag 
gestellt, denn diese Vertreter werden 
1974 über Anträge entscheiden und 
die Delegierten wählen. Die Chancen, 
auf dem nächsten Gewerkschaflstag 
die satzungsgemäße Verankerung der 
Vertrauensleute zu erreichen, werden 
um so größer sein, als jetzt solche 
Vertreter gewählt werden, die die 
Auffassung vertreten, daß die Gewerk-
schaft vor allem in den Betrieben ge-
stärkt werden muß, wenn sie ihre 
Aufgaben erfüllen soll. H. Schäfer
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Eine erfolgreiche Gewerkschaftspolitik 
ist deshalb untrennbar mit der Erwei-
terung der innergewerkschaftlichen 
Demokratie verbunden. Umgekehrt ist 
eine Politik, die darauf hinausläuft, 
die Gewerkschaften an das herr-
schende kapitalistische System zu bin-
den und zum Kurztreten an der Lohn-
front zu bewegen, gezwungen, die 
innergewerkschaftliche Demokratie 
systematisch auszuhöhlen und auszu-
schalten.



Folgen der Dollarkrise
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Aber sind nicht auch die Monopol-
herren der westeuropäischen Länder 
und Japans von dieser Entwicklung 
betroffen? Werden nicht auch ihre Pro-
fiterwartungen geschmälert?

Lohnsteueranstieg 
an der Spitze

der
Deut-
„daß

Die Arbeiterklasse dagegen soll — 
nach dem Rezept des Monopolkapi-
tals — mit dem Verzicht auf Lohn-
erhöhungen zur angeblichen Sicherung 
der Arbeitsplätze beitragen (ohne, 
jedoch mit den Hungerlöhnen, die in 
Singapur und anderswo gezahlt wer-
den, „konkurrieren" zu können). Und 
gleichfalls soll sie zudem infolge der 
importierten Inflation immer höhere 
Preise für ihre Lebenshaltungskosten 
zahlen und ebenso natürlich die er-
höhten Rüstungslasten tragen, die die 
USA zur Entlastung ihrer Währungs-
misere verlangen.

Der Ausweg? Es gibt nur den einen: 
Beendigung der Unterstützung, die 
die Bundesrepublik der USA-Global-
strategie immer noch gibt, und Ein-
schränkung der Macht der Monopole, 
zumindest hinsichtlich ihrer Möglich-
keit, die durch ihre Politik verursach-
ten wirtschaftlichen Schwierigkeiten 
noch zusätzlich durch verstärkten Ka-
pitalexport zu vergrößern. Dr.Tu.

bourgeoisie stellen sich die Möglich-
keiten so dar: Sie kann der ver-
schlechterten Wirtschaftslage dadurch 
ausweichen, daß sie verstärkten Lohn-
druck ausübt. Gelingt dies nicht in 
ausreichendem Maße, so hindert sie 
niemand daran, ihr Kapital in an-
deren Ländern Profite machen zu 
lassen. Der dadurdi zusätzlich ausge-
löste Impuls zur Verunsicherung der 
Arbeitsplätze würde es noch erleich-
tern, gewerkschaftliche Lohnforderun-
gen abzuwehren.

Die jetzt veröffentlichte Übersicht über 
die Steuereinnahmen von Bund und 
Ländern im Monat September 1971 
hat abermals ein überproportional 
starkes Ansteigen der Lohnsteuer ge-
zeigt. Während Bund und Länder ins-
gesamt gegenüber dem gleichen Mo-
nat des Vorjahres 8,5 Prozent mehr 
Steuern einnahmen, schnellten die 
Lohnsteuern um 17,4 Prozent nach 
oben. Diese Steigerung ist besonders 
bemerkenswert, da der Anstieg im 
Vorjahresmonat bereits 32,3 Prozent 
betragen hatte. Bei der von den Selb-
ständigen erhobenen Einkommens-
steuer ergab sich nur ein Anstieg von 
8,7 Prozent. Die Körperschaftssteuer, 
die von Unternehmen abzuführen ist, 
sank sogar um 7,2 Prozent gegenüber 
dem gleichen Vorjahresmonat. Ande-
rerseits stieg die Umsatzsteuer, die 
der Verbraucher über den Preis be-
zahlt, um 11 Prozent.

Die Entwicklung der Steuereinkom-
men des Staates zeigt mit aller Deut-
lichkeit, daß in diesem Lande die ab-
hängig Beschäftigten, also die Arbei-
ter, Angestellten und Beamten, am 
stärksten steuerlich belastet werden, 
während gleichzeitig die Besitzer der 
Produktionsmittel zu ihrem Vermö-
gens- und Einkommensvorteil auch 
noch steuerliche Sonderbegünstigung 
genießen. Auch an dieser Tatsache 
läßt sich ablesen, welche gesellschaft-
lichen Kräfte die Macht in diesem 
Staate haben.

Arbeiter tragen die Lasten — Monopole wandern aus 
USA wälzen ihre Schwierigkeiten auf andere ab

Wie man sieht, wirkt sich der Druck 
der Dollarkrise klassenmäßig völlig 
verschieden aus. Für die Monopol-

Wie reizvoll dieser Weg für das Groß-
kapital ist, kann aus den Äußerungen 
ersehen werden, die kürzlich vom Ge-
schäftsführer der Rollei-Werke ge-
macht wurden. Sie werden demnächst 
in Singapur 5000 Arbeitskräfte mit der 
Herstellung von Kameras, Projekto-
ren und Blitzgeräten beschäftigen. Das 
kostet zwar an Investitionen rund 
30 Millionen Singapur-Dollar. Aber, 
„da die Lohnkosten in Singapur nur 
etwa ein Achtel der in der Bundes-
republik betragen“ („Handelsblatt vom 
5. Oktober 1971), wird man diese An-
lage in weniger als einem Jahr wie-
der eingebracht haben, um dann buch-
stäblich „Höchstprofite" einzustrei-
chen. Man kann sich dann sogar 
noch rühmen, „Entwicklungshilfe“ ge-
leistet zu haben — so wie ja auch 
die USA-Monopole während der letz-
ten 20 Jahre durch Errichtung von 
Filialen überall in Westeuropa bei der 
Entwicklung „geholfen" haben.

Glaubt man der bürgerlichen Presse, 
so ist dies uneingeschränkt der Fall. 
Man spricht von Opfern, die nun ein-
mal im Interesse des angeblich lebens-
notwendigen Bündnisses gebracht wer-
den müßten. Und es wird natürlich 
gleichfalls an die Arbeiterklasse und 
die Gewerkschaften appelliert, der 
schwierigen Lage Rechnung zu tragen, 
das heißt, auf Lohnerhöhungen zu 
verzichten.

Für das Großkapital der BRD ist die 
Konsequenz aus den Schwierigkeiten, 
die sich für das Land aus der Dollar- 
Krise ergeben, einfach: Es sucht, wie 
es das Gesetz des Profits vorschreibt, 
neue, bessere Anlagesphären. Von 
der Bundesregierung wird es dabei 
unterstützt. Sie erklärte erst Anfang 
Oktober, „daß sie weiterhin an der 
von ihr seit Jahren verfolgten Politik 
festhält, Auslandsinvestitionen von 
steuerlichen Hemmnissen freizuhal-
ten".

Es kündigt sich also an, daß die 
westdeutschen Monopolherren ihren 
USA-Kollegen nacheifern werden. 
Audi sie sind in den letzten Jahren 
den heimischen wirtschaftlichen Schwie-
rigkeiten durch verstärkten Kapital-
export ausgewichen, haben dadurch 
zwar die ökonomische und Währungs-
krise der USA noch versdiärft aber 
doch gleichzeitig mit der Erhöhung der 
Arbeitslosigkeit in den USA den 
Druck auf die Löhne entscheidend 
verstärken können.

In Wirklichkeit aber haben sich die 
Monopole bereits auf die neue Lage 
eingestellt. Kürzlich erklärte 
Bayer-Chef Hansen auf dem 
sehen Betriebswirtschaftlertag, 
eine Fortsetzung des derzeitigen wäh-
rungspolitischen Kurses immer mehr 
deutsdie Industrieunternehmen dazu 
zwingen werde, ihr Exportgeschäft 
stärker von ausländisdien statt von 
heimischen Produktionsstätten aus zu 
betreiben". Der Bayer-Konzern verfährt 
bereits dementsprechend. Er will bei 
seinen Konzernbeteiligungen „wäh-
rend des nächsten Jahrfünfts nur noch 
1,2 Milliarden im Inland, aber schon 
2,1 Milliarden DM im Ausland in-
vestieren".

Die Abwälzung der wirtschaftlichen Schwierigkeiten, in die die USA durch ihre 
militärische und ökonomische Global- und Expansionspolitik geraten sind, auf 
die anderen kapitalistischen Länder ist in vollem Gange. „Trotz einiger relativ 
optimistischer Erklärungen der Verantwortlichen ... steht fest, daß jedes der 
von der (Dollar-)Krise betroffenen Länder heute möglicherweise mit einer 
Rezession rechnen muß", heißt es in der französischen Zeitung „Combat" am 
6. Oktober 1971.

In der Tat: Der Zuwachs der Industrie-
produktion hat sich im ersten Halb-
jahr 1971 gegenüber dem gleichen 
Vorjahreszeitraum in Japan, Frank-
reich und der BRD halbiert, und in 
Italien und Großbritannien ist sogar 
ein absoluter Rückgang zu verzeichnen. 
Der Preisanstieg blieb davon überall 
fast unberührt: In allen kapitalisti-
schen Industrieländern geht der Kauf-
kraftverfall weiterhin zügig voran. 
Keine einzige der betreffenden Regie-
rungen hat noch Illusionen, ihn auf-
halten zu können, vielmehr beschränkt 
sich jede von ihnen auf die vage 
Hoffnung, im Inflations-Geleitzug 
einen der hinteren Plätze einnehmen 
zu können. Wachsende soziale Un-
sicherheit, Anstieg der Arbeitslosig-
keit und Kurzarbeit sind überall die 
zwangsläufige Folge.



DKP für starke Gewerkschaften
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interview mit Herbert Mies, stellv. Vorsitzender der DKP 
Zum Düsseldorfer Parteitag vom 25. bis 28. November

NACHRICHTEN: Vom 25. bis 28. No- 
vember führt die Deutsche Kommu-
nistische Partei in Düsseldorf ihren 
Parteitag durch. Herr Mies, können 
Sie uns einiges über die Problematik 
sagen, die dort zur Beratung anstehen 
wird?

NACHRICHTEN: Wie beurteilen Sie 
solche Erscheinungen in den Gewerk-
schaften, die besonders auf Gewerk-
schaftstagen in den letzten Wochen 
und Monaten sichtbar wurden und sich 
dergestalt äußern, daß sozialdemokra-
tische Spitzenfunktionäre in den Ge-
werkschaften — wie z. B. Otto Bren-

Herbert Mies: Zunächst einmal möchte 
ich vorausschicken, daß genau 850 De-
legierte und Gastdelegierte, davon 
607 stimmberechtige, die Mitglieder 
unserer Partei vertreten werden. Ihnen 
liegen rund 350 Anträge aus allen 
Gliederungen der Partei zur Beratung 
und Entscheidung vor.

ner — auf jede Kritik an den Hand-
lungen der Bundesregierung verzich-
ten und diese auch gegen berechtigte 
Kritik abzuschirmen versuchen? In 
diesen Zusammenhang müssen wohl 
auch gelegentliche Attacken gegen 
links gestellt werden.

Ende November 1971 kommen in Düsseldorf die Delegierten der Deutschen 
Kommunistischen Partei zwecks Durchführung eines Parteitages, dem zweiten 
seit der Konstituierung der DKP, zusammen. Die Kommunisten spielen in den 
Gewerkschaften eine aktive Rolle. Aus diesem Grunde haben wir den stellver-
tretenden Vorsitzenden der DKP, Herbert Mies, gebeten, uns einige Fragen 
zu beantworten. Herbert Mies hat dieser Bitte freundlicherweise entsprochen.

Ausgehend von diesen Klasseninter-
essen der Arbeiter und aller abhängig 
Beschäftigten, die auch in vielen Aus-
sagen der Gewerkschaften formuliert 
wurden, ausgehend vom Charakter 
unserer Partei als marxistische Partei 
der Arbeiterklasse sowie von der Tat-
sache, daß wir in den Gewerkschaften 
die breiteste, umfassendste und partei-
politisch unabhängige Klassenorgani-
sation der Arbeiter und Angestellten 
sehen, bestimmen wir unser Verhältnis 
zu den Gewerkschaften.

Lassen Sie mich noch dieses sagen: 
Unter dem Eindruck der sich ent-
wickelnden Gespräche mit den Ge-
werkschaften sozialistischer Länder 
und unter dem Eindruck der engeren 
Kontakte mit den Gewerkschaften des 
Gemeinsamen Marktes, wobei man 
feststellt, daß in Frankreich und Italien 
die von den Kommunisten beeinfluß-
ten Gewerkschaften die stärksten sind 
— aber auch als Folge des zunehmen-
den Einflusses von Mitgliedern und 
Funktionären der DKP in den Gewerk-
schaften hat sich bei nicht wenigen, 
auch sozialdemokratischen Gewerk-
schaftern die Meinung gebildet: Ohne 
die Mitarbeit der Kommunisten wird 
es kaum starke Gewerkschaften ge-
ben. Ich möchte sagen: Ohne die Zu-
sammenarbeit von Sozialdemokraten

Herbert Mies: Wir werden oft gefragt, 
wie die DKP es mit den Gewerkschaf-
ten hält. Wie wir es mit den Gewerk-
schaften halten, zeigen unsere Genos-
sen in der Praxis der Betriebs- und

In Hunderten von Aussprachen über 
die Thesen in Betrieben, Wohngebie-
ten und an den Hochschulen, in 
monatelanger öffentlicher Diskussion 
wurden von Arbeitern und von Ange-
hörigen anderer Bevölkerungsschich- 
ten, von Kommunisten, Sozialdemo-
kraten, Christen, Parteilosen und vie-
len Gewerkschaftern wertvolle Vor-
schläge und Hinweise gegeben, die 
gewiß von den Delegierten des Düssel-
dorfer Parteitages dankbar aufgegrif-
fen und bei ihren Entscheidungen be-
rücksichtigt werden.

Im Mittelpunkt des Parteitages wird 
die endgültige Formulierung und Be-
schlußfassung zum Entwurf der The-
sen der Deutschen Kommunistischen 
Partei stehen. Wir haben diesen The-
senentwurf unter dem Motto: „DKP 
kontra Großkapital — für Frieden, 
demokratischen Fortschritt und Sozia-
lismus" der Arbeiterklasse und der 
gesamten Öffentlichkeit in der Bundes-
republik zur Diskussion unterbreitet. 
Unsere Partei macht in den Thesen 
— im Entwurf sind es 44 — aktuelle 
und programmatische Aussagen zu den 
wesentlichen Bereichen unserer poli-
tischen und gesellschaftlichen Kon-
zeption.

Wir haben zum DGB und seinen Ge-
werkschaften keine „gebrochene", 
keine „oppositionelle" Einstellung. Un-
sere Einstellung zu den Gewerkschaf-
ten wird von dem Willen beherrscht, 
sie als Klassenorganisationen der Ar-
beiter, Angestellten und Beamten zu 
stärken und ihre kämpferische Einheit 
zu bewahren. Wir sind in der Ein-
stellung zu den Gewerkschaften kon-
struktiv, aber nicht unkritisch. Eine 
konstruktive Kritik wünschen wir uns 
für die Entwicklung unserer Partei, 
sie* sollte auch den Gewerkschaften 
erwünscht sein.

Herbert Mies: Wir haben durchaus 
Verständnis für die komplizierte 
Situation, in der sich viele sozialdemo-
kratische Gewerkschaftsfunktionäre 
infolge der Politik der SPD-geführten 
derzeitigen Bundesregierung befinden. 
Aber es wäre für die Entwicklung der 
Gewerkschaften bedenklich und schäd-
lich, wenn sie auch nur einen Augen-
blick vergessen würden, daß — wie 
wir in dem Entwurf der Thesen des 
Düsseldorfer Parteitages sagen — die 
Gewerkschaften im Kampf um die 
Durchsetzung sozialer und demokra-
tischer Forderungen zugunsten der 
Arbeiterklasse heute immer mehr auf 
den wachsenden Widerstand der ver-
einten Macht der Monopole und des 
Staates stoßen.

Wir übersehen nicht, daß die Kritik 
von ultralinks an der Haltung von 
Gewerkschaftsfunktionären den Ge-
werkschaften mehr schadet als nutzt 
und in der Tat auch so die Angriffe 
der Ultrarechten auf die Gewerk-
schaften unterstützt werden. Audi 
darum grenzen wir uns von den ultra-
linken sektiererischen Kritikern der 
Gewerkschaften ab und setzen uns 
im Interesse der Klassenpolitik und 
der Entwicklung klassenkämpferischer 
Positionen der Gewerkschaften damit 
auseinander.

Die DKP ist die Partei der Arbeiter-
klasse in der Bundesrepublik. Sie 
kämpft für die Verwirklichung einer 
gesellschaftspolitischen Konzeption, 
die auf Frieden, demokratisdien Fort-
schritt und Sozialismus gerichtet ist. 
Unser Kampf für eine grundlegende 
demokratische Erneuerung von Staat 
und Gesellschaft, für eine antimono-
polistische Demokratie, erfordert die 
Zurückdrängung und Überwindung der 
Macht des Großkapitals und die Er-
ringung von entscheidendem Einfluß 
der Arbeiterklasse auf Staat, Wirt-
schaft und Gesellschaft.

NACHRICHTEN: In den Thesen des 
Parteitags werden Aussagen zu den 
Gewerkschaften gemacht, so daß diese 
Frage in Düsseldorf gewiß eine Rolle 
spielen dürfte. Wie würden Sie das 
Verhältnis der DKP zu den Gewerk-
schaften kennzeichnen?

Gewerkschaftsarbeit. Nicht wenige 
von ihnen nehmen als Gewerkschafts-
mitglieder, Vertrauensleute, Betriebs-
räte oder Delegierte hervorragenden 
Anteil an der wirkungsvollen Vertre-
tung gewerkschaftlicher Forderungen 
und an der Stärkung der Gewerk-
schaften.

Wir wissen sehr wohl, daß nicht 
wenige Gewerkschaftsfunktionäre die 
Bundesregierung vor einer Kritik an 
der Wirtschafts- und Sozialpolitik, die 
— wenn man genau wägt — den In-
teressen der Großindustrie und nicht 
den gewerkschaftlichen Vorstellungen 
entgegenkommt, abschirmen möchten. 
Wenn man schon diese Regierung ab-
schirmen möchte, dann sollte man sie, 
die in ihrer Außenpolitik mehr Sinn 
für Realitäten zeigt, nicht vor der 
Kritik von links zu bewahren suchen, 
sondern die Angriffe von der ultra-
rechten Seile wirkungsvoller be-
kämpfen.



Parteitage der Reaktion
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Er versuchte den Kapitalismus reinzu-
waschen: „Dio Marktwirtschaft ist kein 
Herrschaftsinslrument einer kapitali-
stischen Gesellschaft, die aus Ausbeu-
tern und Unterdrückten besteht . .

Barzel und Strauß sind offen Vertei-
diger der Kapitalherrschaft in der BRD. 
Das ist der erste Grundzug der Partei-
tage der CDU/CSU. Der zweite ist die 
Kampfansage gegen die Verträge von 
Moskau und Warschau. Hier werden 
in primitiver Weise nationalistische 
Gefühle hochgepeitscht: Die Regierung 
besorge die „Geschäfte einer auslän-
dischen Macht"; Europa gerate in den 
„Sog des Kommunismus". Auch Barzel

Der dritte Grundzug der beiden Partei-
tage besteht in dem Versuch, die anti-
kommunistische Hetze zu einer ver-
bindenden Grundlage für eine gemein-
same Politik der CDU/CSU, der SPD 
und der FDP gegen alle zu machen, 
die in der BRD fortschrittlich, demo-
kratisch und sozialistisch denken. Da-
bei wird der Stoß am stärksten gegen 
die DKP gerichtet.

erklärt für die CDU: „Unsere Politik 
ist antikommunistisch."

Drei ausgesprochen bürgerliche Parteien hielten im Oktober 1971 ihre Partei-
tage ab: CDU, CSU und FDP. Alle drei Parteien spiegelten dabei in abgestufter 
Weise die grundlegenden politischen Interessen der herrschenden Finanz-
oligarchie des Imperialismus in der BRD wider. Die beiden Schwesterparteien 
CDU/CSU sind, obgleich sie der Bundesregierung nicht angehören, die Haupt-
parteien des mit dem Staat verwachsenen Monopolkapitals. Die Parteitage in 
Saarbrücken (CDU) und München (CSU) zeigten die CSU/CDU eindeutig als die 
politische Interessenvertretung reaktionärster und militantester Kräfte des 
Monopolkapitals. So versucht sich die FDP, als Partner 

der SPD in der Regierung, neben der 
SPD ebenfalls als eine „Reformpartei" 
vorzustellen. Was es damit auf sich 
hat, wird am deutlichsten an der Aus-
einandersetzung auf dem Parteitag der 
FDP in Freiburg über die Mitbestim-
mungsfrage. Die Führung der FDP bie-
tet etwas „Neues" an, keine „Parität", 
wie sie der DGB für die Aufsichtsräte 
fordert, sondern eine gewisse „Trini-
tät". Der „Dritte im Bunde" sollen 
Vertreter der leitenden Angestellten 
sein, die in der Praxis als Manager 
besonders eng mit dem Kapital ver-
bunden sind.

Wir Kommunisten hoffen, daß sich 
diese Erkenntnis durchsetzt und so 
dazu beiträgt, daß die Gewerkschaften 
stärker noch als bisher allseitig und 
erfolgreich die Interessen der Arbeiter-
klasse ausfechten können. Dafür wir-
ken wir inner- und außerhalb der 
Gewerkschaften. Das wird gewiß der 
Verlauf des Düsseldorfer Parteitages 
unserer Partei aufs neue zeigen.

und sozialpolitische Forderung, die die 
Macht des Monopolkapitals einschrän-
ken könnte, zu verteufeln.

und Kommunisten in den Gewerk-
schaften kann keine wesentliche Frage 
zugunsten der Arbeiterklasse gelöst 
werden.

Strauß malt für die CDU/CSU „fünf 
mächtige Gegner" an die Wand und 
liefert damit geradezu ein faschisti-
sches Konzept für seinen politischen 
Kampf: 1. Die „Publizistik von Presse, 
Rundfunk und Fernsehen..."; 2. die 
„linksradikalen . . . Organisationen"; 
3. die „überwiegende Mehrheit des 
DGB"; 4. die Friedenskräfte „im ver-
bündeten und neutralen Ausland"; 
5. die Sowjetunion selbst.

Alle Arbeiter und ihre Gewerkschaf-
ten können es nur bedauern, daß die-
ses „Angebot" von der SPD-Führung 
wohlwollend aufgenommen wurde. 
Auch in der „Welt der Arbeit", Nr. 44, 
wird nichtssagend auf diese Tatsache 
verwiesen, nachdem bereits in Nr. 41 
der CDU „bescheinigt" wird, sie habe 
auf ihrem Parteitag „ein erstaunliches 
Beispiel innerparteilicher Demokratie“ 
geliefert.

Hier soll nicht weiter auf Wert und 
Unwert der Vertretungen im Aufsichts-
rat eingegangen werden — das ist 
ausführlich in „Arbeiterseminar ’7l" 
(Nachrichten-Verlag) und „Mitbestim-
mung als Kampfaufgabe" (IMSF) ge-
schehen —, sondern nur darauf ver-
wiesen werden, daß die Arbeiter und 
Angestellten sich weder von den Dro-
hungen der CDU/CSU, noch den Ver-
lockungen der FDP davon abhalten 
lassen dürfen, echte Mitbestimmung, 
demokratische Rechte zu erkämpfen.

Franz Josef Strauß wetterte in 
München gegen die anwachsende Kri-
tik an der kapitalistischen Ausbeuter-
ordnung: „Es gibt zahlreiche Verfüh-
rer, die der Jugend von heute ein-
reden wollen, daß die Zukunft beim 
Sozialismus liege ..

Die CDU/CSU, die sich gegen die Mit-
bestimmungsforderungen des DGB 
wendet und ihn mit antikommunisti-
schen Argumenten angreift, will die 
Gewerkschaften gegen die Kommu-
nisten im öffentlichen Dienst, allen 
Betrieben und in den Gewerkschaften 
selbst mobilisieren. Das ist für die 
Gewerkschaften eine ernste Gefahr, 
dient doch der Antikommunismus 
heute auch dazu, jede demokratische

Mit nur einer Stimme Mehrheit wurde 
das Mitbestimmungskonzept der FDP 
beschlossen: Danach soll der Aufsichts-
rat in folgendem Verhältnis besetzt 
werden: sechs Kapitalvertreter, zwei 
Vertreter der leitenden Angestellten, 
vier Vertreter der Arbeiter und An-
gestellten. Also mit den Vertretern 
der Manager (Disposition) auch formal 
eine Bestätigung der Kapitalherrschaft. 
Die Programmkommission hatte dem 
Parteitag zur Zusammensetzung der 
Aufsichtsräte folgendes Verhältnis 
empfohlen: vier Kapital, zwei Dispo-
sition, vier Arbeiter und Angestellte.

Grundkonzept: Systemsicherung und Antikommunismus 
Zu den Parteitagen von CDU, CSU und FDP

Das betrifft alle Grundfragen der In-
nen- und Außenpolitik. Dabei gilt es 
zu beachten, daß die CSU und ihr Vor-
sitzender Strauß nicht nur polternder, 
sondern auch faschistoider die poli-
tischen Forderungen des Großkapitals 
vorbringt, als es Barzel tut, der neue 
Vorsitzende der CDU, der kalt, glatt, 
berechnend und demagogisch das 
gleiche Grundkonzept wie sein „Kol-
lege" Strauß vertritt.

Auf dem dritten Parteitag, der hier 
besprochen werden soll, den der FDP, 
konnte man das Schauspiel erleben, 
wie eine bürgerliche Partei, ganz im 
Gegensatz zur CDU/CSU, Manöver 
macht, um sich im Anpassungsprozeß 
des Monopolkapitals an die Kampf-
bedingungen zu bewähren, die neu 
entstanden sind durch die Verände-
rung des Kräfteverhältnisses zwischen 
Imperialismus und Sozialismus — zu-
gunsten des Sozialismus.

So tönte es schon bei Goebbels: „die 
Journaille", „die Gewerkschaften", 
„die Intellektuellen, die Verderber 
der Jugend", „die feindlichen Kräfte 
im Ausland". Vor dem Hintergrund 
dieser Parolen wird man die Forde-
rung Barzeis im Bundestag zu werten 
haben: Opposition und Regierungs-
parteien müßten gemeinsam gegen 
links, gegen die DKP, auftreten.

Die bürgerlichen Parteien und die 
durch ihre Politik mit ihnen verzahnte 
Führung der SPD können der Arbeiter-
klasse keine zukunftsweisende Orien-
tierung geben. Das kann nur eine 
Partei, die sich von den Ideen des 
wissenschaftlichen Sozialismus, den 
Theorien von Marx, Engels, Lenin und 
den Erfahrungen der internationalen 
Arbeiterbewegung leiten läßt: die 
Deutsche Kommunistische Partei. Ihr 
Parteitag vom 25. bis 28. November 
1971 in Düsseldorf verdient die Auf-
merksamkeit besonders aller Arbeiter, 
Angestellten und Gewerkschafter.

Josef Ledwohn
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FDGB und Arbeitsrecht
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Sowjetunion steigerte 
Industrieproduktion

Lohnanspruch bilden und dem nicht 
die in einer Fußnote untergebrachten 
Hinweise des Rahmenkollektivvertra-
ges entgegengestellt werden können.

Auf diese Weise soll dem Entstehen 
von Konflikten vorgebeugt werden. 
Das bedeutet natürlich nicht, daß der 
FDGB eine Theorie der Konfliktlosig-
keit auch nur auf dem Gebiet der ar-
beitsrechtlichen Beziehungen vertritt 
und Konflikte negiert. Wo es zu Kon-
flikten kommt, gilt selbstverständlich, 
daß sie mit größter Gewissenhaftig-
keit auf der Grundlage des Arbeits-
rechts im Interesse der Gesellschaft 
und des einzelnen rasch durch das ge-
werkschaftliche Zutun gelöst werden.

Zu den grundlegenden Aufgaben der DDR-Gewerkschaften gehört ihre aktive 
Anteilnahme an der Gestaltung der sozialistischen Rechtsordnung. Das ist im 
Artikel 45 der DDR-Verfassung ausdrücklich verbürgt. Für den FDGB stehen 
dabei die Verwirklichung und die Weiterentwicklung des Arbeitsrechts im 
Vordergrund.

sich jedoch in seiner Erwartung auf 
das ihm zustehende Gehalt enttäuscht. 
Der Direktor lehnt ab. Zwar macht 
der Mann als Stellvertreter gute Ar-
beit, aber er will ihm das Gehalt nicht 
zahlen, denn im Rahmenkollektivver-
trag ist angemerkt, daß ein Stellver-
treter Leiter der pflanzlichen oder 
tierischen Produktion des Gutes sein 
müsse. Unser Mann ist aber Arbeits-
ökonom. Deswegen entfalle sein An-
spruch auf die volle Höhe.

Die Konfliktkommission mußte sich 
damit befassen. Sie entschied: Die Ur-
sache für die Kündigung hat die Be-
triebsleitung gesetzt. Die Prämie ist 
zu zahlen; denn das Streben nach 
fachlicher Bildung ist auch ein echtes 
gesellschaftliches Interesse. Eine Lek-
tion für jene Leiter, die von der Ge-
werkschaftsleitung zudem für ihre in 
diesem Falle bewiesene Trägheit hart 
gerügt wurden.

In der DDR geht man davon aus, daß 
das Arbeitsrecht — wie das Recht im 
ganzen — in erster Linie ein Mittel 
der Leitung darstellt, also große orga-
nisatorische und erzieherische Potenzen 
besitzt. Demgemäß ist das Arbeitsrecht 
primär ein Mittel, echte sozialistische 
Arbeitsverhältnisse zu gestalten, die 
den im Gesetzbuch der Arbeit (GBA) 
enthaltenen Rechtsnormen adäquat 
sind und dadurch die günstigsten Be-
dingungen sowohl für die Entwicklung 
der sozialistischen Wirtschaft als auch 
für die Realisierung der legitimen In-
teressen der Werktätigen schaffen.

Fall 3: Im Getränkekombinat Renn-
steig arbeitet eine Laborantin, die, 
um eine Operation zu vermeiden, zwei 
Monate lang fortgesetzt ärztlich be-
treut werden mußte. Der Betrieb ver-
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Dieses Zutun liegt zunächst in der 
Hand der Betriebsgewerkschaftslei-
tungen ihrer Rechtskommissionen (die 
der BGL bei der rechtspolitischen Tätig-
keit zuarbeiten) und bei den in den 
Betrieben gewählten Konfliktkommis-
sionen (KK), die gesellschaftliche Ge-
richte sind, welche von den Gewerk-
schaften angeleitet werden. Es zeugt 
von der Wirksamkeit der Tätigkeit der 
KK, wenn heute 90 Prozent aller Ar-
beitsrechtsstreitigkeiten bereits 
dieser Stufe geregelt werden.

Im Bodenbearbeitungsgerätewerk Leip-
zig arbeitete nun ein junger Kollege 
als Hilfsschmied. Er wollte sich zum 
Industrieschmied qualifizieren und 
trug diesen Wunsch der Leitung vor. 
Die vergaß ihn, und als sie daran 
dachte, war der betreffende Lehrgang 
bereits im Gange. Man verwies den 
Kollegen auf eine Ausbildungsmög-
lichkeit als Schweißer. Der junge Kol-
lege akzeptierte das und stellte den 
dazu notwendigen schriftlichen An-
trag. Er wartete vergeblich auf Ant-
wort. Da haute er die Kündigung auf 
den Tisch und verlangte auch mit dem 
Ausscheiden die anteilige Jahresend-
prämie. Ein anderer Betrieb bot ihm 
die gewünschte Ausbildungsmöglich-
keit zum Facharbeiter. Jetzt wurden 
die Leiter mobil, Qualifizierungsmög-
lichkeiten waren plötzlich da, und um 
den Kollegen zu halten, kündigte man 
ihm an, im Falle des Ausscheidens 
würde es mit der Prämie nichts wer-
den.

Was haben die DDR-Gewerkschaften 
auf diesem wichtigen Gebiet der Inter-
essenvertretung zu leisten? Das wich-
tigste ist wohl der Geist, der diese 
Arbeit prägt, und um ihn deutlich zu 
machen, habe ich für diesen Beitrag 
wahllos aus vorliegendem Material 
drei Fälle herausgegriffen, Alltags-
fälle, wobei allein in einem Falle die 
Dicke des Aktenbündels im fatalen 
Mißverhältnis zur Notwendigkeit 
knapper Darstellung steht. Versuchen 
wir es.

Formal konnte sich der Direktor mit 
dieser Entscheidung auf eine Rechts-
grundlage stützen — ein Umstand, der 
auch die Konfliktkommission so be-
eindruckte, daß sie den Antrag des 
Kollegen abwies. Die Gewerkschaft 
stellte sich hinter den Kollegen und 
verfocht seine Interessen, als auch das 
Kreisgericht die KK-Entscheidung be-
stätigte, beim letztinstanzlich entschei-
denden Bezirksgericht. Hier wurde 
entschieden, daß die tatsächliche Ge-
samtheit der Arbeitsanforderungen 
an den Kollegen, welche mehr Auf-
gaben und höhere Verantwortung be-
deuten, die rechtliche Grundlage für 
seine Eingruppierung und seinen

Fall 1 — Volkseigenes Gut Templin. 
Ein Sachbearbeiter (staatlich geprüfter 
Landwirt) hat sich zum Arbeitsökono-
men qualifiziert. Eine Beurteilung 
rühmt seine Qualitäten. Der Direktor 
des VEG beruft ihn nach einiger Zeit 
— dieser Posten ist vakant, und der 
Arbeitsökonom ist nach Meinung der 
Leitung der beste Mann dafür — zum 
Stellvertreter. Der Arbeitsökonom sieht

Da sich der Direktor des VEG weiter-
hin herausnahm, dieses Urteil in Zwei-
fel zu ziehen, knöpfte sich der FDGB- 
Bezirksvorstand diesen Leiter vor, um 
ihm anständig in seinem Kollektiv die 
Meinung zu sagen und ihm klarzu-
machen, daß er mit dieser Haltung 
Gefahr läuft, sich als Leiter abzu-
qualifizieren, da der FDGB nicht zu-
lassen werde, daß subjektives Ermes-
sen an die Stelle klarer Rechtsent-
scheidungen tritt.

Um 8 Prozent gegenüber dem Vor-
jahrsvergleichszeitraum ist in den er-
sten neun Monaten dieses Jahres die 
Industrieproduktion der UdSSR gestie-
gen. Die Arbeitsproduktivität erhöhte 
sich um 6,5 Prozent. Während der 
Volkswirtschaftsplan für das gesamte 
Jahr eine Steigerung der industriellen 
Zuwachsrate von 6,9 Prozent vor-
sieht, wurden bisher überdurchschnitt-
liche Produktionszunahmen in der 
Elektroenergie (9 Prozent), in der 
Chemie und Petrolchemie, im Ma-
schinenbau und Metallverarbeitung 
und in der Erzeugung von Kultur- 
und Haushaltswaren (je 11 Prozent) 
erzielt. Die Automobilindustrie er-
reichte dank des neuen Werkes in 
Togliatti eine Steigerung von 54 Pro-
zent ihrer Produktion. Bis Ende Sep-
tember rollten 374 400 Personenwagen 
vom Band, das sind 131 000 mehr als 
zur gleichen Zeit des Vorjahres.

Fall 2 — Weniger verwickelt, aber 
vielleicht auch nicht uninteressant: 
Bekanntlich werden in den volks-
eigenen Betrieben der DDR Jahres-
endprämien gezahlt. Sie sind Leistungs-
prämien und können — Erfüllung des 
jährlichen Betriebsplanes und die 
durchgängige Mitwirkung des Werk-
tätigen daran vorausgesetzt — die 
Höhe eines Monatseinkommens er-
reichen. Wie nun, wenn ein Werk-
tätiger im Laufe des Jahres ausschei-
det? Das Gesetz hält in Fällen, wo 
gesellschafltich bedeutende Gründe 
dem Ausscheiden des Werktätigen 
zugrundeliegen, die Möglichkeit der 
Zahlung einer anteiligen Jahresend-
prämie offen.



Gewerkschaften planen mit
DDR: Wie bei der Wirtschaftsplanung mitbestimmt wird 
Von Heinz Deckert, Vorsitzender der IG Druck und Papier

„Häuserfabriken“
für forcierten Wohnungsbau

Etwas außergewöhnliches? Nein! Das 
ist in der DDR, wo die Gewerkschaf-
ten die Organisation der machtaus- 
übenden Arbeiterklasse sind, gewerk-
schaftlicher Alltag, tätige sozialistische 
Demokratie, wie sie in allen Betrieben 
und auf allen Ebenen der gewerk-
schaftlichen Vorstände anzutreffen ist.

Der Vorsitzende der IG Druck und Papier in der DDRf Heinz Deckert, Mitglied 
des Bundesvorstandes des FDGB, entspricht mit den folgenden Ausführungen 
einer Bitte von NACHRICHTEN, unseren Lesern einige Aspekte und den Kem 
gewerkschaftlicher Mitwirkung und Mitbestimmung bei der Wirtschaftsplanung 
in der DDR darzustellen. Deckert ist auch Präsident des Ständigen Komitees 
der Gewerkschaften der Grafischen Industrie, ein internationales Gremium mit 
Konsultativcharakter, dem Gewerkschaften sowohl des WGB als auch des IBFG 
angehören.

Es kommt aber auch vor, daß die Ver-
trauensleute und die Betriebsgewerk-
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Das Gericht schloß sich dann dieser 
Auffassung an und entschied auf Aus-
gleichszahlung. Die Gewerkschaft ver-
anlaßte eine Gerichtskritik an der 
Werkleitung, mit der dieser öffentlich 
gesagt wurde, daß sie ihrer Pflicht, 
jeden Einzelfall gewissenhaft vor einer 
Entscheidung zu prüfen, nicht nach-
gekommen ist. Die Gewerkschaftsver-
treter erklärten: „Das gesellschaftliche 
wie das persönliche Interesse müssen 
in gleicher Weise vor der Entschei-
dung in vollem Umfange geprüft und 
erörtert werden. Dabei gebührt der 
Erhaltung der Gesundheit der Men-
schen der Vorrang. Audi im Interesse 
des Betriebes! Es entsprach unserem 
sozialistischen Gesetz und dem Leben, 
der Klägerin den Anspruch zuzuerken-
nen." Claus Friedridi

wichtigsten Kennziffern über die Pro-
duktionsentwicklung, den Gewinn, 
Qualifizierungsmaßnahmen, Prämien-
fonds sowie die Verbesserung der 
Arbeits- und Lebensbedingungen. Die-
ser Entwurf wird mehrere Wochen 
in Gewerkschaftsversammlungen von 
den Werktätigen des Betriebes disku-
tiert. Die Leitung des Betriebes ist 
verpfliditet, ihre Vorstellungen in den 
Versammlungen zu begründen.

Im September tagte der Zentralvor-
stand der IG Druck und Papier im 
FDGB. Die Mitglieder des Vorstandes 
berieten die Aufgaben des Volkswirt-
schaftsplanes 1972. Der Stellvertreter 
des Ministers begründete den Plan. 
Der Zentralvorstand prüfte, stimmte 
der Grundlinie zu, war mit bestimmten 
Details des Planvorschlages nicht ein-
verstanden und forderte entsprechen-
de Änderungen. Das Präsidium wurde 
beauftragt, die Stellungnahme zum 
Plan 1972 auszuarbeiten und der Re-
gierung zuzuleiten.

langte von ihr, die dadurch versäumte 
Arbeitszeit, entsprechend einer im 
GBA enthaltenen Regelung über Ar-
beitszeitverlagerung, nachzuholen. Die 
Frau lehnte ab und beantragte statt 
dessen eine Ausgleichszahlung nach 
einer anderen GBA-Regelung.

Es ist das Anliegen dieser demokra-
tischen Aussprache, alle Quellen zur 
Erhöhung der volkswirtschaftlichen 
Effektivität zu erschließen und damit 
zur Verbesserung der Arbeits- und 
Lebenbedingungen im Rahmen der 
ganzen Gesellschaft wie auch im Be-
trieb selbst beizutragen. Nach dieser 
Diskussion, die mit einer umfassenden 
Information der Beschäftigten verbun-
den ist, überarbeitet die Betriebslei-
tung den Entwurf, der nunmehr der 
Vollversammlung der Vertrauensleute 
zur Bestätigung vorgelegt wird. Erst 
wenn die Vertrauensleutevollver-
sammlung dem Entwurf zugestimmt 
hat, darf dieser an die nächsthöhere 
Wirtschaftsleitung weitergegeben wer-
den. Das ist eine gesetzliche Vorschrift, 
die ohne Einschränkung verbindlich 
ist.

Der Zentralvorstand konnte sachkun-
dige Entscheidungen treffen, weil er 
sich auf die Ergebnisse der umfassen-
den Diskussion des Planes in den Be-
trieben und auf die Stellungnahmen 
der Betriebsgewerkschaftsleitungen 
und der Vorstände der Industriege-
werkschaft zu den Planentwürfen der 
Wirtschaftsleitungen stützte. Diese 
Mitwirkung und Mitbestimmung bei 
der Ausarbeitung und Durchführung 
der jährlichen Betriebspläne ist eine 
der wichtigsten Formen der sozialisti-
schen Demokratie in den Betrieben.

Die Betriebsleitung legt der Betriebs-
gewerkschaftsleitung und den Ver-
trauensleuten den Entwurf des Planes 
vor. Dieser Planentwurf enthält die

In den polnischen Industriezentren 
Bydgoszcz, Gdansk und Lodz geht der 
Bau dreier großer Fabriken zur Fler-
stellung von Elementen für den Woh-
nungsbau dem Ende entgegen. Die 
erste Fabrik dieser Art hatte am 
15. September in Warschau den Be-
trieb aufgenommen. Jede dieser mit 
sowjetisdier Lizenz errichteten Fabri-
ken wird jährlich Elemente für 12 000 
Wohnräume liefern.
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Aber gerade in diesem Falle gab es 
unabweisbare, in der Person des Werk-
tätigen liegende Gründe, wie der Ge-
werkschaftsvertreter hinreichend deut-
lich zu machen wußte. Die Laborantin 
ist Mutter, und ihr Arbeitsbeginn und 
die Öffnungszeit des Kindergartens 
stimmen nicht überein, so daß sie des-
wegen täglich später anfängt und die 
ausfallende Arbeitszeit in Überein-
stimmung mit dem Betrieb jeweils am 
Dienstag nachholt. An diesem Tage 
holt dann der Ehemann das Kind vom 
Kindergarten ab, der deshalb öfter 
ebenfalls eine Schicht „verlagern" 
muß. Beide Elternteile absolvieren 
zudem ein Fernstudium. Das sind alles 
erhebliche Belastungen, die eine wei-
tere Nacharbeit unzumutbar machen.

Bei den erwähnten Entscheidungen 
stützte sich der Zentralvorstand auf 
die Stellung der Gewerkschaft in der 
sozialistischen Gesellschaft, auf die 
verfassungsmäßig garantierten Rechte 
und die Gesetze des sozialistischen 
Staates. Im vollen Bewußtsein ihrer 
Verantwortung als sozialistische 
Eigentümer machen die Gewerkschaf-
ten ihre Vorschläge zum Plan, organi-
sieren sie die bewußte schöpferische 
Tätigkeit der Werktätigen im soziali-
stischen Wettbewerb, nehmen sie de-
ren Interessen bei der Entwicklung der 
Arbeits- und Lebensbedingungen 
wahr.

Die Mitglieder der Gewerkschaft in 
den Betrieben und ihre Leitungen 
nehmen die Mitarbeit am Plan sehr 
ernst. Im VEB Vereinigte Papier- und 
Zellstoffwerke Schwedt gab es bei-
spielsweise in der Diskussion viele 
Hinweise und Vorschläge, die eine 
genaue Überprüfung verdienten. Sie 
bezogen sich auf Maßnahmen zur Ra-
tionalisierung der Holzschleiferei, auf 
die sorgfältige Nutzung, Pflege und 
Lagerung der Meß- und Regelungs-
armaturen, die Erhöhung der Arbeits-
sicherheit, die Arbeitsplatzgestaltung 
u. a. Insgesamt wurden 60 Vorschläge 
zum Plan 1972 unterbreitet. Das Wort 
des Arbeiters gilt, die Meinung der 
Gewerkschaften wird geachtet. Der 
Betriebsdirektor hat angewiesen, daß 
die verantwortlichen Direktoren je-
dem Kollektiv noch vor der Beschluß-
fassung über den Plan Antwort auf 
die Vorschläge erteilen.

Die Konfliktkommission trat ihrer Auf-
fassung nicht bei, so daß die Sache 
vor die Kammer für Arbeitsrechts-
sachen des Kreisgerichts kam. Die 
Prozeßvertretung übernahm der FDGB. 
Die erste Entscheidung besagte, daß 
der Arbeitszeitverlagerung zunächst 
gegenüber der Ausgleichszahlung der 
Vorzug zu geben ist, da die Zahlung 
eines Ausgleichs nur dann in Betracht 
kommen kann, wenn betriebliche oder 
in der Person des Werktätigen lie-
gende Umstände eine Arbeitszeitver-
lagerung nicht zulassen.



CDU/CSU-Rentendemagogie
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aus
tun.

UdSSR: Mehr Rechte 
der Gewerkschaft im Betrieb

Das Vorziehen der Anpassung der 
10 Millionen Sozialrenten würde natür-
lich die Lage der Rentner ab Juli näch-
sten Jahres verbessern. Wenn man 
jedoch bedenkt, daß die damals von 
der CDU/CSU geführte Regierungs-

Die CDU/CSU setzt ihren hemmungs-
losen demagogischen Propagandafeld-
zug gegen die Bundesregierung zur 
Verwirrung der Rentner fort (sh. 
Soziale Demagogie, NACHRICHTEN 
Nr. 9/1971). Als Gegenentwurf zu dem 
Gesetzentwurf des Bundesarbeitsmini-
steriums zur „Weiterentwicklung des 
Rechts in der gesetzlichen Rentenver-
sicherung" hat sie zwei Gesetzentwürfe 
im Bundestag eingebracht. Der eine 
sieht vor, die nach dem bisherigen 
Modus zum 1. Januar 1973 und 1. Ja-
nuar 1974 fälligen Rentenanpassungen 
mit 9,5 und 11,7 Prozent um ein halbes 
Jahr auf den 1. Juli 1972 und den 
1. Juli 1973 vorzuziehen. Der zweite 
Gesetzentwurf beinhaltet eine Verbes-
serung von Kleinrenten. Die Renten 
sollen nach einem Verdienst in Höhe 
von mindestens 85 Prozent des Durch-
schnittsverdienstes aller Arbeiter und 
Angestellten berechnet werden. Je-
doch nur dann, wenn mindestens 
25 Versicherungsjahre erfüllt sind.

Jede Aktivität aber dient der Ver-
wirklichung der auf dem VIII. Partei-
tag der SED beschlossenen Haupt-
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koalition die im Januar 1958 fällige 
erste Rentenanpassung rigoros unter-
schlug und dann ab 1959 zehn Jahre 
lang die Renten mit einem drei- bis 
vierjährigen Rückstand der Entwick-
lung der Arbeitsverdienste anpaßte, 
sowie skrupellos Milliarden DM Ren-
tenversicherungsgelder zum Ausgleich 
des Bonner Rüstungshaushaltes zweck-
entfremdete, dann ist der demagogi-
sche Charakter des CDU/CSU-Antrages 
offenkundig.

aufgabe: Die weitere Erhöhung des 
materiellen und kulturellen Lebens-
niveaus des Volkes auf der Grund-
lage eines hohen Entwicklungstempos 
der sozialistischen Produktion und 
der Effektivität sowie des wissen-
schaftlich-technischen Fortschritts und 
des Wachstums der Arbeitsproduk-
tivität.

Betriebsgewerkschaftskomitccs ausge-
arbeitet und nur mit seiner Zustim-
mung rechtskräftig werden. Das Be-
triebsgewerkschaftskomitee erhält als 
juristische Person das Recht, vom Lei-
ter des Betriebes, der Behörde oder 
Organisation, Berichte zu fordern zum 
Beispiel über die Erfüllung des Pro-
duktionsplanes und der Verpflichtun-
gen aus dem Kollektivvertrag, über 
Maßnahmen zur Verbesserung der Ar-
beitsbedingungen, des sozialen und 
kulturellen Lebens. Bei Verletzung der 
Kollektivvertragsbestimmungen oder 
der Arbeitsgesetzgebung kann das 
Betriebsgewerkschaftskomitee die Ab-
setzung oder Bestrafung der verant-
wortlichen Leitungsmitglieder verlan-
gen.

In allen Fragen der Entlohnung haben 
die Betriebsleitungen die Zustimmung 
der Betriebsgewerkschaftskomitees 
einzuholen Das gleiche gilt bei der 
Aufteilung der verschiedenen betrieb-
lichen Fonds, zum Beispiel für Prä-
mien oder materielle Unterstützung. 
Wesentlich erweitert sind mit der 
neuen Ordnung die Kontrollrechte der 
betrieblichen Gewerkschaftsleitungen 
auf dem Gebiet der Arbeitsgesetz-
gebung, der Sicherheitstechnik und des 
Arbeitsschutzes. Ohne ihre Billigung 
darf künftig kein neues oder moder-
nisiertes Produktionsobjekt in Betrieb 
genommen werden.

Schaftsleitungen den Entwurf zurück-
weisen. In einigen Betrieben versagten 
sie dem Plan die Zustimmung, weil 
die Kennziffern nicht den gesellschaft-
lichen Erfordernissen entsprachen. Es 
wurde schon erwähnt, daß der Zen-
tralvorstand einige Details des Plan-
entwurfes nicht akzeptierte. Er stützte 
sich dabei auf die Stellungnahme eini-
ger Betriebsgewerkschaftsleitungen, 
die von ihren Betriebsleitungen, aber 
auch vom Minister konsequentere 
Maßnahmen zur Vermeidung von 
Überstunden forderten. In anderen Fäl-
len entsprach der Planteil Arbeits-
und Lebensbedingungen nicht den be-
trieblichen Möglichkeiten und gewerk-
schaftlichen Vorstellungen oder die-
ser Planteil wurde nicht rechtzeitig 
ausgearbeitet.

Diese wenigen Beispiele zeigen be-
reits, daß die Werktätigen und ihre 
Gewerkschaften täglich mitplanen und 
mitregieren, ihre Funktion als so-
zialistischer Eigentümer und als Trä-
ger der sozialistischen Staatsmacht 
fühlbar für den einzelnen wahrneh-
men. Die Grundbedingung ist eine 
ständige und gründliche Information. 
Die Werktätigen müssen alles wis-
sen, müssen über die wichtigsten Fra-
gen der betrieblichen Entwicklung ur-
teilen können. Das ist die Forderung 
der Gewerkschaften, und jeder Lei-
ter der Wirtschaft ist dazu verpflich-
tet. Die gründliche Information setzt 
die Werktätigen in die Lage, selbstän-
dig das für die weitere sozialistische 
Entwicklung Erforderliche aus Ein-
sicht und Überzeugung zu

In der Stellungnahme der Betriebs-
gewerkschaftsleitung eines grafischen 
Großbetriebes in Dresden heißt es 
u. a.: „Obwohl auf dem Gebiet der 
Arbeits- und Lebensbedingungen 1971 
gute Fortschritte erzielt wurden, kön-
nen wir uns in keiner Weise damit 
einverstanden erklären, daß der Plan-
teil Arbeits- und Lebensbedingungen 
1972 nicht vorliegt und erst bei der 
Diskussion des Perspektivplanes mit 
beraten werden soll". Durch die For-
derung dieser Gewerkschaftsleitung 
mußte die Betriebsleitung diese Ver-
säumnisse nachholen.

Eine neue „Ordnung über die Rechte 
der Betriebsgewerkschaftskomitees" 
ist Ende September vom Präsidium 
des Obersten Sowjets erlassen wor-
den. Sie erweitert die Vollmachten 
der betrieblichen Gewerkschaftsleitun-
gen in Übereinstimmung mit den 
praktischen Veränderungen, die seit 
der letzten Verordnung dieser Art 
aus dem Jahre 1958 in den Betrieben 
der Sowjetunion eingetreten sind.

Die Verordnung legt fest, daß nahezu 
alle Dokumente, die die Tätigkeit des 
Betriebes und seiner Angehörigen be-
treffen, nur unter Mitwirkung des

Auf Anraten und durch Hinweise 
von Betriebsgewerkschaftsleitungen 
machte der Zentralvorstand seinen 
Einfluß geltend, damit genügend Zeit 
zur Diskussion der Entwürfe der Be-
triebspläne in den Gewerkschaftsgrup-
pen zur Verfügung stand. Das war not-
wendig, weil einige Leiter von Betrie-
ben die staatlicherseits festgelegten 
und mit den Gewerkschaften abge-
stimmten Termine für die Diskussion 
in den Gewerkschaftsgruppen nicht be-
achteten. Die sozialistische Gesellschaft 
braucht die klugen Ideen und Rat-
schläge aller Werktätigen, und des-
halb konnte eine solche Praxis nicht 
zugelassen werden.

Zwar geht der CDU/CSU-Gesetzent- 
wurf zur Verbesserung kleiner Renten 
in diesem Punkt über den Gesetzent-
wurf des Arendt-Ministeriums hin-
aus, aber auch mit dem CDU/CSU- 
Antrag würde der größte Teil der 
„Zwergrenten" nicht aufgebessert. 
Außerdem muß daran erinnert wer-
den, daß es die CDU/CSU-Regierung 
war, die im Zuge der 1957 durchge-
führten Rentenreform eine bis dahin 
im Rentenrecht vorhandene Bestim-
mung, in jedem Fall auch bei geringen 
Versicherungszeilen eine Mindesthöhe 
der Renten zu sichern, einfach außer 
Kraft setzte. Von einer Herabsetzung 
der Altersgrenze, sei es auch eine 
flexible Altersgrenze, ist in den Ge-
setzentwürfen der CDU/CSU nichts zu 
finden. pp
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15. Ostsee-Arbeiterkonferenz

digen Komitees der Arbeiterkonferenzen der Ostseeländer in Rostock.

als
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IMB-Kongreß
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Ständiges Komitee der Arbeiterkonferenzen 
der Ostseeländer beschließt nächstes Treffen

Für Aktionseinheit 
französischer Gewerkschafter

Spanien:
Polizei schießt auf Arbeiter

!

In Asturien legten durch einen Streik. 
7000 Bergarbeiter die Bergwerke lahm. 
Tausende von streikenden Arbeitern 
in Sevilla und Pamplona forderten 
Lohnerhöhungen wegen der wachsen-
den Inflation. Audi hier wurde die 
Polizei gegen die Streikenden einge-
setzt. Die sozialen Unruhen unter 
den Arbeitern bekommen einen immer 
stärkeren politischen Charakter. Sie 
werden zu Kampfaktionen gegen das 
fasdiistische Franco-Regime.

In Lausanne fand der 22. Kongreß des 
Internationalen Metallarbeilerbundes 
(IMB) statt, auf dem 10,7 .Millionen 
Mitglieder aus 159 Metallarbeiterge-
werkschaften von 300 Delegierten ver-
treten wurden. Auf der Tagesordnung 
standen ein Bericht des Sekretariats 
über die allgemeine Tätigkeit des 
IMB sowie über die Arbeit in Asien, 
Afrika, Lateinamerika und dem Mittel-
meerraum. Ein weiterer wichtiger Ta-
gesordnungspunkt behandelte die Pro-
bleme der Frauen und Jugendlichen 
und die Berufsausbildung.

Besonders das Westberlin-Abkommen 
wurde lebhaft diskutiert. Neben sei-
ner Bedeutung für die Normalisierung* 
der Beziehungen zwischen den beiden 
deutschen Staaten wurde die Tatsache 
herausgestellt, daß die drei West-
mächte mit der Unterzeichnung des 
Vertrages zum erstenmal völkerrecht-
lich verbindlich die DDR als einen 
souveränen Staat anerkannt haben. 
Das Ständige Komitee lehnte es ab, 
darüber zu urteilen, wer durch das 
Westberlin-Abkommen gewonnen oder 
die größten Konzessionen gemacht 
habe. Wichtig sei allein, daß durch 
dieses Abkommen eine weitere Vor-
aussetzung für Entspannung und Frie-
den in Europa geschaffen wurde.

Nicht zuletzt durch die wachsenden 
Rüstungslasten steigen die Preise und 
Mieten und verschlechtern sich die 
Lebensbedingungen der Arbeiterschaft 
in den kapitalistischen Ländern. Die 
Durchführung einer europäischen Si-
cherheitskonferenz sowie einer Welt-
abrüstungskonferenz würde positive 
Auswirkungen auf den sozialen Fort-
schritt in Europa haben und gleich-
zeitig den Frieden sichern.

Das Ständige Komitee der Arbeiter-
konferenzen der Ostseeländer sah 
sich noch nicht in der Lage, das end-
gültige Programm der XV. Arbeiter-
konferenz auszuarbeilen. Sicher ist, 
daß die XV. Arbeiterkonferenz in der 
Zeit vom 7. bis 17. Juli 1972 durchge-
führt wird. Als Generalthema wurde 
vorgeschlagen: „Für gemeinsame Ak-
tionen der Gewerkschafter Europas, 
für Frieden, Demokratie und sozialen 
Fortschritt — gegen den Imperialis-

Metallarbeiter in den Ländern der so-
genannten dritten Welt, die in immer 
größerer Zahl industrialisiert werden.

mus". Nachdem auf der XIV. Arbeiter-
konferenz der Vorsitzende des FDGB, 
Herbert Warnke, das Hauptreferat ge-
halten hatte, wurde für 1972 der Vor-
schlag gemacht, einen Vertreter der 
sowjetischen Gewerkschaften 
Hauptreferenten zu gewinnen.

Aus dem Bericht des Sekretariats geht 
hervor, daß in der internationalen 
Metallindustrie eine starke Expansion 
festzustellen ist und die Zahl der Me-
tallarbeiter in fast allen Ländern zu-
nimmt. In den zehn größten Industrie-
staaten der Welt, so u. a. in den USA, 
Großbritannien, Frankreich, West-
deutschland und Schweden, sind mehr 
als ein Viertel aller Industriearbeit-
nehmer Metallarbeiter.

In Spanien nehmen die sozialen Un-
ruhen an Heftigkeit zu. In Barcelona 
streikte im Oktober ein Teil der Be-
legschaft der SEAT-Automobilwerke 
aus Solidarität mit ihren wegen eines 
vorausgegangenen politischen Streiks 
entlassenen Kollegen. Daraufhin 
sperrte die Betriebsleitung die Ge-
samtbelegschaft von 15 000 Arbeitern 
aus. Im Verlauf der Unruhen setzten 
die Behörden Polizisten ein, die gegen 
die Streikenden von der Schußwaffe 
Gebrauch machten.

Vor der internationalen Gewerk-
schaftsbewegung stehen jetzt drei Fra-
gen im Vordergrund, und zwar erstens 
das rasche Wachstum und die zuneh-
mende wirtschaftliche Macht der multi-
nationalen Gesellschaften; zweitens 
die Forderung nach Demokratisierung 
des Arbeitslebens und nach Mitbestim-
mung und drittens die Situation der

Der Abschluß des Westberlin-Abkommens als eine wichtige Voraussetzung zur 
Beseitigung der Spannungen in Europa, der Vorschlag der Regierung der UdSSR 
über die Durchführung einer Weltabrüstungskonferenz und die Ratifizierung 
der Verträge von Moskau und Warschau waren die Hauptpunkte — neben den 
Vorbereitungen für die XV. Arbeiterkonferenz 1972 — der Tagung des Stän-

Auf einer Sitzung des Internationalen 
Sekretariats Anfang Dezember soll 
eine gründliche Einschätzung der poli-
tischen Situation vorgenommen wer-
den, um dann auf der nächsten Sit-
zung des Ständigen Komitees im 
Januar 1972 endgültige Beschlüsse für 
die Durchführung der XV. Arbeiter-
konferenz zu fassen. sr

In einem Grundsatzreferat forderte 
der Präsident des IMB, Otto Brenner, 
neue und wirksame Formen der inter-
nationalen gewerkschaftlichen Zusam-
menarbeit als Antwort auf die multi-
nationale Konzentration der Konzerne. 
Otto Brenner unterstrich dabei, die 
multinationalen Konzerne, die das 
internationale Gefälle der Arbeits-
kosten von Land zu Land zur Steige-
rung ihrer Profite nutzten, seien eine 
Herausforderung für die internatio-
nale Gewerkschaftsbewegung und 
stellten die traditionellen Formen ge-
werkschaftlicher Interessenvertretung 
in Frage. Der 22. Kongreß des Inter-
nationalen Metallarbeiterbundes be-
stätigte Otto Brenner in seinem Amt 
als Präsident.

Unterstützung durch das Ständige Ko-
mitee fanden auch die Friedensinitia-
tiven der Sowjetunion, besonders der 
Vorschlag auf die Durchführung einer 
Weltabrüstungskonferenz. Damit, so 
stellte das Komitee fest, könne das 
Wettrüsten gestoppt und die Gefahr 
eines neuen Weltkrieges gebannt 
werden. Ausgehend von der Tatsache, 
daß die Rüstungsaufwendungen in der 
Welt zur Zeit 200 Milliarden Dollar 
im Jahr betragen und seit der Schaf-
fung des NATO-Militärpaktes von den 
Mitgliedstaalen 1250 Milliarden DM 
für eine sinnlose Rüstung vergeudet 
wurden, wird die Bedeutung einer Rü-
stungsbeschränkung für den wirt-
schaftlichen und sozialen Status in 
Europa sichtbar.

In Frankreich trafen sich Vertreter 
der dem Weltgewerkschaftsbund an-
gehörenden CGT und der CFDT, einer 
Gewerkschaft, die Mitglied des Inter-
nationalen Metallarbeiterbundes ist, 
zu einer Besprechung über gemein-
same gewerkschaftliche Aktionen. In 
der von beiden Gewerkschaften ge-
meinsam herausgegebenen Erklärung 
werden die Sektionen bzw. Unter-
organisationen der Gewerkschaften 
aufgefordert, miteinander Kollektiv-
verhandlungsziele auszuarbeiten und 
mit den Arbeitern in den Betrieben 
zu besprechen, um durch Aktionen 
gemeinsame Verhandlungen mit den 
Arbeitgeberverbänden zu unterstützen.
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Der Imperialismus der BRD
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I

Die Lebensnahe der Aussagen ist ein-
mal Ausdruck der gewachsenen wis-

Nicht zuletzt steht im Zentrum des 
Buches die Untersuchung der Frage, 
welche sozialen und politischen Kräfte 
in der Lage sind, zum Vollstrecker 
des geschichtlichen Fortschritts zu wer-
den und unter welchen Bedingungen 
sie sich heute formieren. Einen wich-
tigen Platz nehmen in den Unter-
suchungen und Überlegungen der Au-
toren auch die Gewerkschaften ein. 
„Die mit dem vollzogenen Übergang 
zum staatsmonopolistischen Kapitalis-
mus verbundene Ausweitung der Auf-
gaben der Gewerkschaften haben die 
Notwendigkeit der gewerkschaftlichen 
Organisiertheit noch vertieft.“ (S. 601)

Greifen wir aus der Fülle der Einzel-
fragen einige heraus. Was sind eigent-
lich die Gründe zur Veränderung des 
Krisenzyklus? Vor allem liegt dem 
— so die Autoren — die staatsmono-
polistische Regulierung der Investi-
tionen über Staatshaushalt, Steuer-
politik usw. zugrunde. Das führt zur 
Veränderung des Umschlags des fixen 
Kapitals und damit zu einer gewissen 
Abflachung des Krisenzyklus (S. 291).

„Der Imperialismus der BRD", Herausgeber: Institut für Gesell-
schaftswissenschaften beim Zentralkomitee der SED. Lizenzaus-
gabe für die Bundesrepublik: Verlag Marxistische Blätter, 
Frankfurt am Main, 1971, Leinen, 686 Seiten, 10,80 DM.

Wenn man etwas vergröbert, so kann 
man drei Hauptteile des Buches fest-
stellen. Am Anfang (Kapitel 1 und 2) 
steht die Darstellung der historischen 
Herausbildung des staatsmonopolisti-
schen Kapitalismus in Deutschland 
bzw. der BRD. Daran schließt sich die 
Untersuchung des Wechselverhältnis-
ses von Monopolen und Staat (Kap. 3) 
und der entsprechenden Folgen in den 
entscheidenden Bereichen an: Ver-
änderungen im ökonomischen Zyklus 
(Kap. 4), den sozialen Beziehungen 
(Kap. 5), in der Internationalisierung 
des Kapitalverhältnisses (Kap. 6), der 
Rüstung (Kap. 7) und im System der 
geistigen Manipulierung der Massen 
(Kap. 8). Es muß nochmals hervorge-
hoben werden, daß jeweils der neue-
ste Stand der Entwicklung in der BRD 
verarbeitet wird.

Natürlich genügt auf dieser Ebene 
immer schon die Antwort: „Der Schoß 
ist fruchtbar noch“. Aber genau dieser 
Sache gehen die Autoren auch auf den 
Grund. Sie verwenden den Begriff 
Imperialismus im wissenschaftlichen 
Sinne, also nicht nur für eine be-
stimmte Variante der Politik, sondern 
für das durch die Herrschaft der Kon-
zerne und Monopole charakterisierte 
Entwicklungsstadium des Kapitalismus. 
Die Entwicklung dieses Systems hat 
notwendigerweise zur Herausbildung 
des staatsmonopolistischen Kapitalis-
mus geführt — ein Begriff, der seit 
Lenin für das System der Verflechtung 
der Macht von Monopolen und Staat 
zu einem Herrschaftsmechanismus ver-
wendet wird.
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Dieses Buch ist der legitime „Nachfol-
ger' der 1965 veröffentlichten Unter-
suchung „Imperialismus heute“. Letz-
tere hatte die Diskussion in der BRD 
bei Freund und Feind nicht unwesent-
lich beeinflußt. Auch „Der Imperialis-
mus der BRD“ wird gleiche, wenn 
nicht gesteigerte Aufmerksamkeit be-
anspruchen und erwarten können. Das 
nicht nur, weil der Herausgeber das 
„Institut für Gesellschaftswissenschaf-
ten beim ZK der SED“ ist und die wis-
senschaftliche Redaktion in den Hän-
den auch in der BRD bekannter marxi-
stischer Gesellschaftswissenschaftler 
wie O. Reinhold, M. Anders, A. Lemm- 
nitz, L. Maier, W. Paff, H. Petrak, M. 
Schmidt lag, sondern weil in diesem 
Buch die neuesten Erscheinungen des 
staatsmonopolistischen Systems und 
die jüngsten Erfahrungen des Klassen-
kampfes für die Herausarbeitung von 
Strategie und Taktik der Arbeiter-
bewegung analysiert werden.

senschaftlichen Reife; zum anderen 
aber auch der Entwicklung des Kamp-
fes selbst. Erst damit werden ja theo-
retische „Schreibtischerörterungen“ zu 
unmittelbaren Lebensfragen der Be-
wegung der Arbeiterklasse. Und erst 
die Auseinandersetzung mit dem Op-
portunismus von rechts und links — 
wie sie in dem B.uch geführt wird — 
führt zur notwendigen Präzisierung 
der eigenen Anschauungen.

Vielleicht ist es nicht notwendig, 
daran zu erinnern, daß die Entwick-
lung des Imperialismus in der BRD 
von inneren und äußeren Kräften und 
Widersprüchen abhängt, die eng mit-
einander verbunden sind. Diese ein-
fache Grundwahrheit geht aber auch 
voll und ganz in den theoretischen 
und methodischen Ansatz dieses Bu-
ches ein. Nicht zuletzt konkretisiert 
sich dies in der Konfrontation zwi-
schen Sozialismus und Imperialismus 
auf deutschem Boden und den damit 
entstehenden Bedingungen des Klas-
senkampfes. Mit aller Deutlichkeit
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Die Widersprüche und Gegensätze 
werden aber nicht überwunden, son-
dern gegenwärtig vor allem auf finanz- 
und währungspolitisches Gebiet über-
tragen. Nicht zuletzt ergibt sich auch 
aus diesen Veränderungen in der 
ökonomischen Basis des Kapitalismus, 
daß die staatliche Wirtschaftspolitik 
zu einem speziellen Feld des Klassen-
kampfes wird.

Früher folgte Ebbe und Flut des Klas-
senkampfes in hohem Maße dem Kri-
senzyklus. Das hat sich heute beträcht-
lich modifiziert. Tatsächlich fanden ja 
die wichtigsten Massenkämpfe in den 
letzten Jahren in Westeuropa in Pe-
rioden der Konjunktur statt. „Das 
heißt“, so die Autoren, „in allen Pha-
sen des Zyklus besteht die Möglich-
keit der scharfen Zuspitzung und der 
raschen Ausdehnung des Klassen-
kampfes.“

Stellten die Autoren 1965 fest, daß 
sich dieses System auch in der BRD 
voll herausgebildet hat, so unter-
suchen sie jetzt die neuen Erschei-
nungsformen und Entwicklungstenden-
zen. Auch „Imperalismus der BRD“ 
verarbeitet die wichtigen empirischen 
Daten. Es ist deshalb keine theore-
tische Arbeit im engeren Sinn. Auch 
Darlegungsweise und Sprache sind 
einem durchschnittlichen westdeut-
schen Gewerkschafter sicher keine 
Barriere zum Verständnis der ent-
wickelten Gedanken. Schließlich soll 
nicht unerwähnt bleiben, daß sich die 
Autoren — vor allem bei der Dar-
stellung und Analyse der westdeut-
schen Klassenkämpie — auf die Äuße-
rungen westdeutscher Marxisten und 
entsprechender Veröffentlichungen 
stützen, so auch der NACHRICHTEN- 
Verlags-GmbH.

Wahrscheinlich wird ein großer Teil 
westdeutscher Gewerkschafter aller-
dings den Namen „Imperialismus-
forschung“ als ebenso irreal ansehen 
wie den Titel des Buches. Denn ihr 
Imperialismusverständnis wird ledig-
lich durch die Vorstellung rollender 
Panzerdivisionen, Überfälle und Unter-
drückung anderer Völker, Zwangs-
arbeiterheere usw. gespeist. Sie wer-
den sicher fragen: Was hat das mit 
der BRD zu tun, an deren Spitze ein 
sozialdemokratischer Bundeskanzler 
steht, der als Motto seiner Politik 
„Freundschaft zum Westen, Entspan-
nung nach Osten' verkündet?

An dieser Arbeit war ein großes 
Autorenkollektiv marxistischer Ge-
sellschaftswissenschaftler der DDR 
beteiligt. Sie faßt die wesentlichen 
Ergebnisse der Imperialismusforschung 
zusammen.

In den Schlußkapiteln werden diese 
neuen Entwicklungen unter dem Ge-
sichtspunkt der Strategie und Taktik 
der Arbeiterbewegung und der Per-
spektive des Sozialismus dargelegt. 
Es werden dabei Fragen behandelt wie 
der Charakter der antimonopolisti-
schen Demokratie, die Notwendigkeit 
des Sozialismus, Spontaneität und Be-
wußtheit, Reform und Revolution, Ge-
walt usw. Der Rezensent hat den Ein-
druck, daß gerade dieses Kapitel zu 
den stärksten des Buches zählt.
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11 705 256 (13 732 779) 
7 231 404 f 7 951 245) 
5 970 833 ( 5 278 059)Zur allgemeinen Überraschung gab 

plötzlich der Berliner Gauleiter der 
NSDAP, Josef Goebbels, die Parole 
aus, daß seine Leute den Streik unter-
stützten. Die Sympathie der national-
sozialistischen Anhänger unter den Er-
werbslosen und Teilen der Arbeiter-
schaft für den Kampf gegen den Lohn-
raub war so stark, daß Goebbels sich 
zu diesem Manöver gezwungen sah. 
Er konnte jedoch nichts daran än-
dern, daß die Streikleitung fest in 
den Händen von Kommunisten, So-
zialdemokraten und Gewerkschaftern 
war.

Diese Entwicklung führte dazu, daß 
Industrie und Reichswehr darauf 
drängten, schnellstens mit dem Parla-
mentarismus endgültig Schluß zu ma-
chen. Eine maßgebliche Gruppe von 
Industrie und Hochfinanz ließ am 
19. November 1932, wenige Tage nach 
dem BVG-Streik und dem Mißerfolg 
Hitlers bei der Reichstagswahl dem 
Reichspräsidenten (Hindenburg, d. V.) 
folgenden Brief übergeben ...'

existierende Erwerbslosenarmee kei-
neswegs einfach zu einer Streikbre-
cherreserve gemacht werden kann. 
Und noch etwas anderes hat der BVG- 
Streik bewiesen: daß bei einer kon-
kreten Kampfaktion, wie sie hier ge-
gen Papen geführt wurde, auch An-
hänger faschistischer Organisationen 
mit in den Kampf einbezogen werden 
können.

Hatte im Juli 
gehabt als 
Kommunisten 

November

wird in diesem Buch entwickelt, 
wie aus diesen Bedingungen der anti-
monopolistische Kampf auf die Tages-
ordnung gesetzt wird. Aber schon in 
diesen Kämpfen zeigt sich auch die 
sozialistische Perspektive, „weil die 
objektiven Ursachen dafür in der BRD 
selbst vorhanden sind. Wenn zu Recht 
festgestellt wird, daß die DDR die 
historische Alternative auch für die 
BRD verkörpert, so ist der Sozialismus 
in der DDR doch nicht der Grund für 
die Notwendigkeit des Sozialismus in 
der BRD". (S. 559.) H.Jung
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(Carlebach zitiert den Wortlaut des 
Schreibens an Hindenburg, in dem 
dieser faktisch aufgefordert wird, die 
Republik zu beseitigen und Hitler 
zum Reichskanzler zu berufen.)

j Hitler mehr Stimmen 
Sozialdemokraten und 
zusammen, so hatten 

im November diese Parteien mit 
über 13 Millionen Stimmen die NSDAP 
wieder überflügelt. Auch nach der 
Zahl der Mandate war das Verhältnis 
umgekehrt worden: Im Juli standen 
230 NSDAP-Abgeordnete 133 Sozial-
demokraten und 89 Kommunisten im 
Reichstag gegenüber. Im November 
waren es noch 196 Nazi-Abgeordnete 
gegen 121 Sozialdemokraten und 100 
Kommunisten.

Die Wahl zum Reichstag am 6. No-
vember 1932 hatte eine schwere Nie-
derlage für die Nazipartei und einen 
Ruck nach links gebracht. Hitler, der 
im Sommer bis auf 13 Millionen Stim-
men gekommen war, hatte binnen 
knapp einem Vierteljahr 2 Millionen 
davon wieder verloren. Zugleich war 
ein weiterer Teil der sozialdemokra-
tischen Anhänger aufgrund der Erfah-
rungen dieses Krisenjahres zu der Par-
tei gegangen, die eine antifaschisti-
sche Einheitsfront herbeiführen wollte, 
zur KPD. Das Stimmenergebnis (die 
Vergleichszahlen vom Juli in Klam-
mern) zeigte:

NSDAP 
SPD 
KPD

Brüning hat dies durchaus begriffen. 
Er spricht in seinen Erinnerungen da-
von, daß sich ,beim Berliner Straßen-
bahnerstreik die stets latente Mög-
lichkeit einer Zusammenarbeit zwi-
schen Nazis, Kommunisten und Sozial-
demokraten zeigte'. Brüning sah ge-
nau, daß nicht .Kommunisten und Na-
zis gegen die SPD', sondern Kom-
munisten und Sozialdemokraten zu-
sammen mit Anhängern Hitlers in den 
Betrieben gemeinsam gegen eine re-
aktionäre Regierung kämpften. Diese 
,stets latente Möglichkeit einer Zu-
sammenarbeit' fürchtete nicht nur 
Brüning, sondern auch die Industrie!

Tatsache ist: im November 1932 gab 
es weder im Reich noch in Preußen 
sozialdemokratische Minister. Es re-
gierte der Reichskanzler von Papen. 
Der Streik der Verkehrsarbeiler rich-
tete sich gegen die Durchführung 
einer Notverordnung Papens, die für 
die Arbeiter einen Lohnabzug an-
ordnete. Es ist also unwahr, zu be-
haupten, der Streik hätte sich ,gegen 
die SPD' gerichtet.

Dem Streikausbruch ging eine Urab-
stimmung voraus. Darüber berichtet 
Friedrich Stampfer in seinen Me-
moiren: .Kurz vor den Wahlen kam 
es zu einem Streik, der in der Ge-
schichte der deutschen Arbeiter-
kämpfe einzig dasteht. Am 2. Novem-
ber wurde bei der BVG, der Berliner 
städtischen Verkehrsgesellschaft, eine 
Urabstimmung über Annahme der 
Kürzung der Slundenlöhne um 2 Pro-
zent oder Streik vorgenommen. 14 471 
waren für Streik, 3993 für Annahme 
der Kürzung, 3365 blieben der Ab-
stimmung fern. Die Dreiviertelmehr-
heit war nicht erreicht.'

Obgleich heule niemand leugnen kann, daß im Kampf gegen den Faschismus 
die Kommunisten die größten Opfer gebracht haben, wird immer wieder, und 
gegenwärtig verstärkt, versucht, Kommunisten und Nazis bzw. „Links- und 
Rechlsradikalismus“ gleichzusetzen. Das geschah kürzlich auf dem 10. Gewerk-
schaftstag der IG Metall und auf dem 10. Bundeskongreß der DAG. Als Beispiel 
für diese Gleichsetzung wird in Diskussionen und gewerkschaftlichen Publika-
tionen häufig der Berliner Verkehrsarbeiterstreik von 1932 angeführt. In der 
im Röderberg-Verlag, Frankfurt am Main, erschienenen Broschüre „Von Brü-
ning zu Hitler — Das Geheimnis faschistischer Machtergreifung“ nimmt der 
Publizist Emil Carlebach auch zu dem BVG-Streik Stellung. Was seinerzeit 
wirklich geschah, schildert Carlebach so:

Wir haben bewußt die Zahlen Stamp-
fers zitiert, der von Anfang an gegen 
den Streik auftrat und schrieb. Seine 
Angabe über die Stimmabgabe ist 
unrichtig — denn er zählt (ebenso 
wie es von gewisser Seite schon 1932 
getan wurde) die Angestellten der 
BVG zu den .Ferngebliebenen', ob-
wohl die Angestellten mit dem Streik-
anlaß und demgemäß mit der Urab-
stimmung nichts zu tun hatten.

Tatsache war, daß die Arbeiter der 
BVG nicht nur für den Streik stimm- 

auch geschlossen den 
Lohnslreik durchführlen. Die Streik-
leitung setzte sich aus Kommunisten 
und Sozialdemokraten, Gewerkschaf-
tern und sogar SA-Leuten (!) zusam-
men. Die Belegschaft handelte ge-
schlossen, obwohl der Parteivorstand 
der SPD und die Gewerkschaftsfüh-
rung den Streik für ,wild' erklärten. 
Polizei wurde eingesetzt und erschoß 
drei Arbeiter. Mehr als 500 Streik-
posten wurden verhaftet.

Am 7. November 1932 endete der Ver-
kehrsarbeiterstreik mit einem Teil-
erfolg für die kämpfende Belegschaft. 
Für die Hitler-Partei war es trotz 
Goebbels Manöver zu einer Nieder-
lage gekommen: sie hatte zwei Mil-
lionen Stimmen gegenüber der Juli-
wahl verloren.

„Am 3. November 1932 brach der 
Streik bei der Berliner Verkehrsgesell-
schaft aus, der unmittelbar in die po-
litische Auseinandersetzung einbezo-
gen wurde und bis heute in der Dis-
kussion um die Bildung der antifaschi-
stischen Einheitsfront eine Rolle spielt. 
Es wird gesagt, hier hätten die Kom-
munisten gegen die Sozialdemokratie 
gestreikt; und hier hätten .Kommuni-
sten und Nazis gemeinsam die SPD 
bekämpft'.

Der BVG-Streik war also weder eine 
Aktion .gegen die SPD', noch eine 
Aktion ,von Kommunisten und Nazis'. 
Er war eine Massenaktion von Ar-
beitern aller politischen Richtungen, 
die sich gegen Papens Lohnraub 
wehrten. Er bewies gleichzeitig, daß 
Massenstreiks auch in der Krise ge-
führt werden können und daß die
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Dr. Werner Thönnessen, Leiter der 
Pressestelle der Industriegewerkschaft 
Metall, wurde Anfang November auf 
dem 22. Kongreß des Internationalen

11. bis 14. April 1972
4. Internationale Automationsta-
gung der IG Metall in Oberhau-
sen.

25. bis 28. November
Parteitag der Deutschen Kommu-
nistischen Partei in Düsseldorf.

25. Juni bis 1. Juli
9. ordentlicher Bundeskongreß des 
Deutschen Gewerkschaftsbundes in 
Westberlin.

Die Mehrheit der Bevölkerung Groß-
britanniens steht dem Beschluß ihres 
Parlaments mit mehr als Skepsis ge-

Erhebliche Gefahren ergeben sich für 
den Lebensstandard der Bevölkerung 
auch aus der neuen agrarpolitischen 
Situation. Wird der Beitritt Großbri-
tanniens effektiv, muß die Regierung 
rund 4 Milliarden DM jährlich in den 
gemeinsamen Agrarfonds der EWG ab-
führen und gleichzeitig einen erheb-
lichen Preisanstieg für Nahrungsmittel 
in Kauf nehmen. Diese „Aussichten" 
werden zweifellos die Gewerkschaften 
veranlassen, ihren Kampf gegen die 
EWG-Politik der konservativen Regie-
rung Heath fortzusetzen und nicht vor 
dem Beschluß des Parlaments zu ka-
pitulieren.

Josef Ledwohn, Essen; Heinz 
Heinz Seeger, Fried-

N
VG

■Diese Feststellung ist bezeichnend für 
den Charakter unserer Justiz: Wäh-
rend ein kleiner Dieb mit relativ 
harten Strafen rechnen muß, wird die 
Wirtschaftskriminalität immer noch als 
Kavaliersdelikt behandelt.

Der mit dieser Abstimmung begonne-
ne Weg der Integration Großbritan-
niens in das westeuropäische Super-
kartell ist auch von den aggressiven 
Kräften der Sechser-Gemeinschaft mit 
Beifall aufgenommen worden; sie se-
hen darin nicht zuletzt eine Stärkung 
der EWG als wirtschaftliche Basis des 
NATO-Militärpaktes, die nun, neben 
Frankreich, über eine zweite Atom-
macht verfügen wird.

Metallarbeiterbundes zum stellvertre-
tenden Generalsekretär des IMB ge-
wählt. Thönnessen hatte 1961 die Lei-
tung der Pressestelle in der Zentrale 
der IG Metall übernommen. Er tritt 
sein neues Amt in Genf am 1. Januar 
1972 an.

genüber, und die englischen Gewerk-
schaften lehnen den Beitritt zur EWG 
grundsätzlich ab. Sie wissen, daß sich 
mit der wirtschaftlichen Integration 
Englands der Konkurrenzkampf ver-
schärfen wird. Wegen der veralteten 
Eetriebsstruktur und der Krisensitua-
tion in verschiedenen Industriezwei-
gen müssen ohnehin Tausende von 
Arbeitern um ihre Arbeitsplätze fürch-
ten, was bei einer Arbeitslosenquote 
von rund 6 Prozent bedeutet, daß neue 
Arbeitsplätze kaum zu finden sind.

Dieser Ausgabe liegen ein Sonderdruck 
„Dokumentation vom 10. Gewerk-
schaftstag der IG Metall“ und ein Pro-
spekt der NACHRICHTEN-Verlags- 
GmbH. bei.

7. bis 17. Juli
In diesem Zeitraum soll die XV. 
Arbeiterkonferenz von Gewerk-
schaften der Ostseeländer, Nor-
wegens und Islands in Rostock 
stattfinden.

Auf einer Tagung der Deutschen Rich-
terakademie in Würzburg wurde mit-
geteilt, daß nach vorsichtiger Schät-
zung die Wirtschaf tskriminaliläl in 
der Bundesrepublik innerhalb eines 
Jahres Schäden bis zu 50 Milliarden 
D-Mark verursacht.

Dr. Friedhelm Farthmann, bisher Lei-
ter der Abteilung Gesellschaftspolitik 
beim DGB-Bundesvorstand, ist mit 
Wirkung vom 1. November 1971 zum 
2. Geschäftsführer des Wirtschafts-
wissenschaftlichen Instituts der Ge-
werkschaften (WWI) berufen worden. 
Er wird neben Dr. Heinz Markmann 
seine Aufgaben wahrnehmen. Farth-
mann, der SPD-Bundestagsabgeordne-
ter ist, wurde 1966 Leiter der Ab-
teilung Mitbestimmung beim DGB- 
Bundesvorstand und 1969 Leiter der 
Abteilung Gesellschaftspolitik. Sein 
Nachfolger .ist Detlef Hensche.

,...c.___
ZUR WIRTSCHAFTS-UND SOZIALPOLITIK

Mit verständlicher Befriedigung ha-
ben die Konzerne und Monopole Groß-
britanniens den Beschluß des Unter-
hauses für den Beitritt zur EWG be-
grüßt. Sie erwarten für sich von die-
sem Schritt nicht nur eine bessere Pro-
fitsituation, sondern darüber hinaus 
eine Konsolidierung des angeschlage-
nen monopolkapitalistischen Systems 
und verbinden damit die Hoffnung auf 
die Wiedergewinnung ihrer verloren-
gegangenen Weltmachlposition.

NACHRICHTEN-Verlags- 
Gesellschaft mbH. 
Frankfurt am Main

Christian Fette, ehemaliger Vorsitzen-
der des Deutschen Gewerkschaftsbun-
des, ist Ende Oktober verstorben. 
Fette, seinerzeit Vorsitzender der IG 
Druck und Papier, wurde nach dem 
Tode Hans Böcklers 1951 zum DGB- 
Vorsitzenden gewählt. Diese Wahl 
hatte einem ausdrücklichen Wunsch 
Böcklers entsprochen. Fette scheiterte 
sehr bald in seinem Amt, als er sich 
den gewerkschaftlichen Gegnern der 
Adenauerschen Remilitarisierungspoli-
tik entgegenstellte und die Aufstel-
lung westdeutscher Truppen im Rah-
men des westlichen Bündnisses „für 
erwägenwert" erklärte. 1952 übernahm 
Walter Freitag, bis dahin Vorsitzender 
der IG Metall, den Vorsitz im DGB.

28. Mai bis 3. Juni
7. ordentlicher Gewerkschaftstag 
der Gewerkschaft Öffentliche 
Dienste, Transport und Verkehr 
in Westberlin.

Das Ja Großbritanniens zur EWG ist 
von den skandinavischen Ländern mit 
gemischten Gefühlen aufgenommen 
worden. Die fünf Regierungen der 
nordischen Länder sehen in dem Bei-
tritt Großbritanniens zur EWG eine 
Gefährdung der traditionellen nord-
europäischen Zusammenarbeit, weil 
dieser Schritt Norwegen und Däne-
mark höchstwahrscheinlich zwingen 
wird, dem Schritt Großbritanniens zu 
folgen. - ger

18. und 19. November
8. Bundesjugendkonferenz 
DGB in Dortmund.

Die NACHRICHTEN zur Wirtschafts- und So-
zialpolitik erscheinen monatlich in der NACH- 
RICHTEN-Verlags-GmbH mit vierteljährlicher 
Beilage „Informationen zur Wirtschaftsent-
wicklung und Lage der Arbeiterklasse“ (März, 
Juni, September, Dezember — nur für Abon-
nenten).
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